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Liebe Leserinnen und Leser,

Dieses Heft des Rundbriefs dreht sich 
um den Wald. Der Schutz der Wälder 
ist wohl der größte Misserfolg des 

ganzen Rio-Prozesses. Die für den Erdgipfel 
in Rio 1992 einmal geplante Waldkonventi-
on scheiterte bereits im Ansatz – übrig blieb 
in Rio eine ebenso unverbindliche wie fol-
genlose Wald-Erklärung, an die sich heute 
niemand mehr erinnert. Es folgten jahrelan-
ge Sitzungen von Gremien bei denen nichts 
herauskam - die Meetings waren irgendwann 
so unwichtig, dass auch keine NGO-Vertreter 
mehr Zeit und Geld mit ihnen verschwende-
ten. 
Dass Wälder nun in der Klima- und Biodiversi-
tätskonvention eine wichtigere Rolle spielen 
sollen, stimmt daher viele von jahrelangen Misserfolgen frustrierte Waldschützer 
gedämpft optimistisch. Immerhin zeichnen sich am Horizont ordentliche Summen 
Geld ab – fragt sich allerdings nur, ob mit ihnen wirklich Urwälder und Naturwälder 
besser geschützt werden. REDD heißt jedenfalls das kryptische Kürzel im Verhand-
lungsjargon, unter dem dies derzeit diskutiert wird, so auch in diesem Heft. 
Allerdings droht den Wäldern auch neuer Nutzungsdruck unter den Vorzeichen der 
Klimadiskussion. Biomasse ist inzwischen ein gefragter Rohstoff, und das ist immer 
noch überwiegend Holz. Holznutzung per se ist aber noch lange keine ökologische 
Großtat, Raubbau am Holz schadet nicht nur der Biodiversität sondern auch dem 
Klima. Auch auf diesen neuen Nutzungsdruck auf die Wälder, in Deutschland wie 
international, gehen die Beiträge dieses Heftes ein – und setzen sich mit einigen 
der allzu simplen Behauptungen der Holznutzerlobbys auseinander, mit denen wir 
derzeit konfrontiert werden. 
Auch das Spannungsfeld zwischen Wald- und Naturschutz und den Rechten der im 
und vom Wald lebenden, meist indigenen Bevölkerungen ist Thema dieses Heftes. 
Dabei handelt es sich um eine der zentralen Fragen, die im Rahmen der Biodiversi-
tätskonvention zu lösen sind. 
Einen Ausgleich zwischen den verschiedenen Nutzungs- und Schutzinteressen zu 
fi nden, ist schon schwierig genug – für die Zivilgesellschaft genauso wie für Regie-
rungen. Die Umsetzung einmal gefundener Vereinbarungen und Regelungen muss 
dann aber auch glaubwürdig durchgesetzt und überprüft werden können. Mit der 
Bekämpfung des illegalen Holzhandels, aber auch der Zertifi zierung von (mehr oder 
weniger) nachhaltig produzierten Biomasseerzeugnissen beschäftigen sich weitere 
Artikel dieses Heftes. 
Eine solidarische und sachliche Interessenabwägung und einen Ausgleich wider-
streitender, gleichwohl legitimer Interessen herzustellen ist für NGOs vielleicht eine 
größere Herausforderung als eine Konfl iktsituation, wo Gut und Böse klar zu un-
terscheiden sind. Wer diese Herausforderung nicht annimmt und nur seine eigene 
Position gelten lässt, wird jedoch scheitern. Auch NGOs haben die Wahrheit nicht 
gepachtet, sondern müssen mit den Interessengegensätzen in den eigenen Reihen 
konstruktiv umgehen. Das Spannungsfeld Klimaschutz – Schutz und Nutzung von 
Biomasse und von Ökosystemen – Menschen- und Entwicklungsrechte lokaler und 
indigener Bevölkerungen zeigt dies wie kaum ein anderes. 

Anregende Lektüre wünscht

Jürgen Maier

Jürgen MaierJürgen Maier

Jürgen MaierJürgen Maier
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Internationale Waldpolitik 
mit Hoffnungsschimmer
Bis zum Klimagipfel in Kopenhagen bleibt viel zu tun

den Wäldern der Erde gespeichert. Da-
bei binden sowohl Pfl anzen als auch 
der Boden den Kohlenstoff. Werden 
die Wälder durch Holzeinschlag oder 
Brandrodung zerstört, werden Millio-
nen Tonnen des klimaschädlichen CO2

freigesetzt. Ein Fünftel aller freige-
setzten Treibhausgase entsteht durch 
die Zerstörung der letzten Urwälder. 

Urwaldländer wie Indonesien und Bra -
silien gehören dadurch zu den welt-
weit größten CO2-Emittenten.

Die internationalen 
Waldverhandlungen: bisher 
ein zahnloser Tiger

Auf dem Weltgipfel zu Umwelt und 
Entwicklung 1992 im brasilianischen 
Rio de Janeiro trafen sich erstmals die 
Regierungen der Erde, um über globale 
Umweltkrisen zu beraten. Als Auslöser 
galten die drohende Klimaverände-
rung und der dramatische Verlust an 
Urwäldern auf der Erde. Abschließend 
wurde neben der Klimakonvention, 
die sich zunächst auf die Reduktion der 
Treibhausgase aus dem fossilen Bereich 
konzentrierte, unter anderem die CBD 
als völkerrechtlich verbindliches Instru-
ment unterzeichnet. Ziel der CBD ist 
„die Erhaltung der biologischen Viel-

falt, die nachhaltige Nutzung 
ihrer Bestandteile und die ausge-
wogene und gerechte Aufteilung 
der sich aus der Nutzung der ge-
netischen Ressourcen ergebenden 
Vorteile“ (Art. 1). Die Schwächen 
der CBD liegen in der nationalen 
Souveränität bei der Umsetzung, 
in viel zu geringen fi nanziellen 
Anreizen, sowie in den fehlenden 
Sanktionsmechanismen. Die UN 
hat darauf aufbauend auf dem 
Weltgipfel von Johannesburg 
2002 beschlossen, das weltweite 
Artensterben bis zum Jahr 2010 
deutlich zu reduzieren. 188 Staa-
ten und die Europäische Gemein-
schaft sind Vertragsparteien der 
CBD. Die USA haben die Konven-
tion unterzeichnet, aber bis heute 
nicht ratifi ziert.

Nach der rechtlich unverbind-
lichen Walderklärung von Rio 92 
hat sich bezüglich der Wälder ein 
zäher Konferenzmarathon bis 
heute ergebnislos gestaltet. Den 
großen Waldnationen – Kanada, 

USA, Brasilien, Malaysia, Indonesien, 
Finnland und Russland – und der da-
hinter stehenden, einfl ussreichen Holz- 
und Papierindustrie gelang es, völker-
rechtlich verbindliche Beschlüsse zum 
Schutz von Wäldern zu verhindern und 
somit bestehende Konventionen, wie 
die Konvention zur Biologischen Viel-
falt (CBD), zu marginalisieren.

Schaffen es die Staaten nicht, die globale Erwärmung auf weit unter 2 Grad 
Celsius in diesem Jahrhundert zu begrenzen, sind die Folgen für Mensch und 
Natur immens und katastrophal. Der Weltklimarat IPCC geht davon aus, dass 
bei einer Erwärmung von 2-3 Grad Celsius der Amazonas-Regenwald in Steppe 
umgewandelt wird mit erheblichen zusätzlichen CO2-Emissionen. Erst seit 2006 
haben die Staats- und Regierungschefs verstanden, dass der globale Urwald-
verlust massiv zu den beiden großen, globalen Umweltproblemen erheblich 
beiträgt: Dem Verlust der Biodiversität sowie dem Klimawandel. Allein die 
Entwaldung verursacht mehr CO2-Emissionen als der weltweite Verkehr. Ende 
2007 wurde dann in Bali beschlossen, dass für den Schutz der letzten Urwäl-
der im Rahmen der Klimarahmenkonvention (UNFCCC) und der Post-Kyoto-
Verhandlungen (REDD) ein Finanzierungsmechanismus etabliert werden muss, 
der die Entwicklungsländer im langfristigen Urwaldschutz unterstützt. Eine 
Entscheidung hierüber soll und muss Im Dezember 2009 beim Klimagipfel in 
Kopenhagen getroffen werden.

Die Urwälder der Erde sind 
Lebensraum von etwa 
zwei Dritteln der an Land 

lebenden Pfl anzen und Tiere. Sie 
bieten traditionell lebenden Völ-
kern eine Heimat und sind deren 
kulturelle Wurzeln. Die meisten 
Urwälder werden durch industri-
ellen Holzeinschlag und die Um-
wandlung in landwirtschaftliche 
Flächen zerstört. Der reale Wald-
verlust und die Degradierung 
der Wälder muss bis 2020 ge-
stoppt werden. Alle 2 Sekunden 
verschwindet ein Stück Urwald, 
so groß wie ein Fußballfeld. Von 
den ursprünglichen Urwäldern 
der Erde sind nur noch rund ein 
Fünftel erhalten. In den letzten 
großen, zusammenhängenden 
Urwaldgebieten muss ein Netz-
werk von Schutzgebieten aus-
gewiesen werden, um die rapide 
Vernichtung dieser einzigar-
tigen Zentren der Biodiversität 
zu stoppen. Gegenwärtig sind 
allerdings nur 12 % aller terre-
strischen Ökosysteme, einschließlich 
der Urwälder, auf dem Papier zum 
Schutz ausgewiesen. Jede Nutzung 
von Wäldern muss im Einklang mit 
ökologisch verantwortungsvollen und 
sozial gerechten Kriterien erfolgen. 
Die Urwälder sind ein riesiger Speicher 
von Kohlenstoff. Fast die Hälfte des an 
Land gebundenen Kohlenstoffs ist in 

Schwerpunkt
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Schwerpunkt

Von 1995-1997 traf sich der Inter-
governmental Panel on Forests (IPF) 
und scheiterte 1997 bei der Rio plus 
5 Konferenz mit einer rechtlich ver-
bindlichen Waldkonvention. Mit dem 
Intergovernmental Forum on Forests 
(IFF) wurde ein erneuter Versuch von 
1997-2000 gestartet. Ergebnis war das 
2000 gegründete unverbindliche Poli-
tikforum, UN Forum on Forests.

Obwohl die CBD von Ländern wie 
Kanada, USA, Finnland, Deutschland 
und Malaysia, jahrelang bezüglich 
Wäldern blockiert wurde, konnte 
2002 ein Waldarbeitsprogramm ver-
abschiedet werden. Mit dem 2010-
Ziel sowie dem Arbeitsprogramm zu 
Schutzgebieten (2004) sind weitere 
Meilensteine für den Erhalt der Bio-
diversität, also auch der Urwäldern, 
beschlossen worden. Bis 2010 soll es 
ein globales Netz von Schutzgebieten 
geben, das zum Biodiversitätserhalt 
stark beiträgt. Allerdings fehlt hierfür 
eine ausreichende Finanzierung.

Kyoto-Protokoll: Schlupfl öcher 
durch ‚Wälderprojekte‘

Die Wirkung von Waldprojekten als 
langfristige Senken ist hoch umstrit-
ten. Die Einbeziehung solcher Wald-
projekte in den Clean Development 
Mechanism (CDM) war jedoch ein gro-
ßer Fehler des Kyoto-Protokolls. Hat 
Kyoto das Ziel, die Emission von fossi-
len Brennstoffen zu reduzieren, bringt 
eine Anerkennung von Projekten mit 
biologischem Kohlenstoff im CDM 
eine gegenteilige Wirkung. Zudem 
werden über den CDM umwelt- und 
sozial schädliche Projekte nicht ausge-
schlossen; es fehlt die Kohärenz und 
Verbindung zur CBD. Die fehlenden 
Verbote von genmanipulierten Orga-
nismen und invasiven Arten in CDM-
Projekten sind völlig inakzeptabel. Die 
Beteiligung der Stakeholder vor Ort ist 
nur schwach vorgeschrieben. Für gro-
ße Projekte ist ein Zugewinn der loka-
len Bevölkerung nicht vorgeschrieben. 
Waldbezogene Projekte sollten des-
halb im CDM von den Einzelstaaten 
nicht akzeptiert werden.

Was jedoch weder in der Klima-
rahmenkonvention noch im Kyoto-
Protokoll ausreichend adressiert wur-
de, ist die Rolle der Wälder, und dabei 
speziell der borealen, temperierten 
als auch der tropischen Urwälder, als 
großer natürlicher Speicher von Koh-
lenstoff und anderen klimawirksamen 
Gasen. Ohne einen Anreizmechanis-

mus zum großfl ächigen Erhalt der Ur-
wälder, werden andere Landnutzungs-
formen ökonomisch attraktiver blei-
ben und so zur Entwaldung führen. 
Die Klimaerwärmung würde durch die 
Konversion dieser riesigen Speicher 
langfristig zusätzlich angeheizt. 

Greenpeace Vorschlag für 
einen wichtigen Baustein: 
die Finanzierung

Greenpeace hat bei der UN-Klima-
konferenz auf Bali im Dezember 2007 
einen Mechanismus zur Reduktion 
der Emissionen aus Tropenwaldabhol-
zung vorgestellt. Der vorgeschlagene 
Mechanismus sieht eine Verpfl ich-
tung der Industrieländer zum Kauf 
von CO2-Verschmutzungs-Zertifi katen 
vor, deren Preis an den Marktpreis 
für Kohlendioxid gekoppelt ist. Wald-
Entwicklungsländer mit verschiede-
nen fi nanziellen Möglichkeiten und 
Entwaldungsraten können in diesem 
Mechanismus adäquat berücksich-
tigt werden, wenn sie sich national 
zur Minderung der Endwaldung und 
Walddegradierung verpfl ichten. So 
könnte eine bedeutende und dauer-
hafte Finanzierungsquelle geschaffen 
werden. Durch die rechtlich verbind-
liche Defi nition von ‚Plantagen‘ als 
‚Nicht-Waldfl ächen‘ könnten diese 
aus der Bilanzierung ausgeschlossen 
werden. Der Greenpeace-Vorschlag 
würde große Vorteile für Klima, Ar-
tenvielfalt, lokale Gemeinden und 
indigene Völker – letztere durch Mit-
bestimmung in den globalen und na-
tionalen Fonds – schaffen. Durch Ver-
bindung mit dem angestrebten glo-
balen Netzwerk von Schutzgebieten 
bis 2010 unter starker Einbeziehung 
der indigenen Völker und der lokalen 
Bevölkerung könnte die vermiedene 
Entwaldung dauerhaft vor Ort recht-
lich verankert werden.

Um die geschätzten 30 Milliarden 
Euro pro Jahr zu bekommen, die not-
wendig sind, um die Real-Entwaldung 
bis 2020 zu stoppen, schlägt Green-
peace vor, dass der Erlös aus dem Kauf 
der CO2-Verschmutzungs-Zertifi kate 
in einen globalen Waldfond gehen 
sollte. Unbedingt muss verhindert 
werden, dass die Wälder der Tropen 
in den CO2-Zertifi kathandel gegeben 
werden. Damit würde der Preis im 
Kohlenstoffmarkt zerstört und riesi-
ge Schlupfl öcher für die Industrien 
der reichen Länder im Kyoto-Regime 

geschaffen. Die Emissionseinsparun-
gen in Urwäldern dürfen den reichen 
Staaten keine Entschuldigung bieten, 
Treibhausgase zum Beispiel im eige-
nen Energiesektor nicht zu reduzie-
ren. 

Es liegt nun an Bundeskanzlerin Mer-
kel sich auf internationaler Ebene für 
einen internationalen Wald-Finanzie-
rungsmechanismus stark zu machen, 
der die 30 Milliarden realisieren hilf. 
Ihre im Mai 2008 angekündigten 500 
Millionen Euro bis 2012 und jährlich 
ab 2010 für Urwald- und Klimaschutz 
könnten ihr dabei helfen.

Konsum der Reichen auf 
Kosten der Urwälder: 
Was sonst noch zu regeln ist

Der Grund für das rasante Abhol-
zen der Urwälder ist der weltweit 
wachsende Konsum und die Nachfra-
ge nach Ressourcen. Oftmals wissen 
wir nicht, was das Steak, die Körper-
creme, das Toilettenpapier, die Mar-
garine oder die Tankfüllung mit dem 
Urwald zu tun hat. So werden z.B. in 
Indonesien Urwälder abgebrannt, um 
Platz für Palmölplantagen zu schaf-
fen. Deutschland importiert gut 1 
Mio. Tonnen Palmöl im Jahr, was für 
Lebensmittel, Kosmetik, zur Strom-
erzeugung und zukünftig vermehrt 
auch als Beimischung für Sprit verwen-
det wird. In Argentinien und Brasilien 
werden Wälder vernichtet, um Rinder 
zu halten und um Tierfutter wie Soja 
für Rinder, Schweine und Hühner in 
Europa anzubauen. Die nordischen 
Wälder in Europa und Kanada wer-
den zu Taschentüchern, Zeitungspa-
pier und Toilettenpapier verarbeitet. 
Edelhölzer aus Südostasien und Afri-
ka landen aufgrund ihrer Härte und 
Witterungsbeständigkeit in Fenstern, 
Gartenstühlen und Terrassenböden. 
Ohne eine verbindliche Regelung von 
sozial-ökologische Import-Standards 
sowie eines nachhaltigen Konsummu-
sters in den Industrieländern, kann ein 
Finanzierungsmechanismus alleine den 
Waldverlust nicht bis 2020 stoppen. 
Hier müssen sowohl im Rahmen der 
CBD, dem Welthandelssystem als auch 
auf nationaler Ebene verbindliche Re-
gelungen getroffen werden.

Martin Kaiser

Der Autor ist Koordinator der Klimapolitik für 
Greenpeace International.
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Schwerpunkt

Legal ist wie es uns gefällt 
Der langwierige Kampf gegen illegalen Holzhandel

Seit Jahrzehnten weisen NGOs auf den Missstand des illegalen Holzeinschlags 
und –handels hin. Auf internationaler Ebene wurden Prozesse und Maßnah-
men initiiert, aber erst im Herbst 2008 hat die EU-Kommission einen Vorschlag 
vorgelegt, um gegen illegalen Holzhandel gesetzlich vorzugehen. Doch wird 
dieser Vorschlag dem Problem Herr?

Handel mit illegalem Holz verboten 
und die Firmen zu einem eindeutigen 
Legalitätsnachweis ihrer Ware ver-
pfl ichtet hätte. Allerdings kam diesem 
Gesetz der Regierungswechsel 2005 
zuvor und schließlich wurde es 2006 
mit den Stimmen der Großen Koaliti-
on abgelehnt. Als Grund dieser Ableh-
nung führte die Koalition einerseits 
die Zuständigkeit der EU und deren 
FLEGT-Aktionsplan ins Feld, die einen 
nationalen Alleingang nicht zuließen. 
Andererseits setzte die Bundesregie-
rung auf freiwillige Maßnahmen der 
Wirtschaft. So verließ sie sich auf die 
Versprechungen des Gesamtverban-
des Deutscher Holzhandel (GDH), eine 
Selbstverpfl ichtungserklärung für sei-

ne Mitgliedsunternehmen zu erarbei-
ten. Nach mehrjährigen Verhandlun-
gen zwischen dem GDH und dem Bun-
deslandwirtschaftsministerium konnte 
im Sommer 2007 ein Verhaltenskodex 
von einer DIN A4-Seite präsentiert 
werden, der mit Selbstverständlichkei-
ten wie der Achtung internationaler 
Abkommen und Embargo-Empfehlun-
gen gepfl astert ist. Wie ernst der GDH 
seinen eigenen Kodex nimmt, bewies 
er bereits im Oktober 2007, als er ge-
gen das Importverbot der EU für Höl-
zer aus Burma protestierte.

Auf freiwillige Maßnahmen im 
Kampf gegen illegalen Holzhandel ist 
also kein Verlass – wie steht es aber 
mit der anderen Ausrede der Bundes-
regierung, dem FLEGT-Aktionsplan?

Forest Law Enforcement, 
Governance and Trade (FLEGT) 
und Voluntary Partnership 
Agreements (VPA)

2003 stellte die EU ihren FLEGT-Ak-
tionsplan1 zur Bekämpfung des illega-
len Holzhandels vor. Vorrangiges Ziel 

des Aktionsplanes ist 
es, illegale Produkte 
vom EU-Markt aus-
zuschließen. Mittels 
öffentlicher Beschaf-
fungsrichtlinien, der 
Unterstützung der 
Produzentenländer 
bei Rechtsdurchset-
zung und Politikge-
staltung sowie der 
Unterstützung des 
Privatsektors soll 
dieses Vorhaben er-
reicht werden.

Da es bislang aber 
noch keine Mög-
lichkeit gibt, an den 
Grenzen legale von 
illegalen Produkten 
zu unterscheiden, 
sieht die EU hierfür 
ein neues Lizen-
zierungssystem für 
Holz vor, das die Le-
galität der Produkti-
on überwachen und 
eine glaubhafte, d.h. 
unabhängige, Verifi -
zierung der Einhal-
tung der Gesetze 
in jedem Schritt der 
Produktkette doku-
mentieren soll.

Holzeinschlag und –handel gel-
ten dann als illegal, wenn bei 
Holzgewinnung, Transport, 

Verarbeitung oder Handel des Holzes 
gegen nationale oder internationale 
Gesetze sowie die Rechte der indi-
genen Bevölkerung und lokaler Ge-
meinschaften verstoßen wird.

Wie bei illegalen Machenschaften so 
üblich, ist das Ausmaß illegalen Holz-
handels nur schwer zu schätzen, da 
er eben im Verborgenen stattfi ndet. 
Die Europäische Union bezeichnet il-
legalen Einschlag als eine „der wich-
tigsten Ursachen der Entwaldung“. 
Der UN-Wirtschaftskommission für 
Europa zufolge stammen 20-40 Pro-
zent der jährlichen weltweiten Indu-
strieholzerzeugung aus 
illegalen Quellen. Der 
WWF schätzt, dass 16-19 
Prozent der Importe nach 
Europa illegaler Herkunft 
sind, in Deutschland sol-
len es 7-9 Prozent sein.

Die Folgen sind neben 
dem wirtschaftlichen 
Schaden, den die Welt-
bank auf jährlich etwa 15 
Mrd. US-Dollar beziffert, 
die Zerstörung des Wal-
des als Heimat unzähliger 
Tier- und Pfl anzenarten, 
Stabilisator des Wasser-
haushalts sowie des loka-
len und globalen Klimas 
und als Lebens- und Wirt-
schaftsraum für Millionen 
Menschen.

Urwaldschutzgesetz 
und freiwillige 
Selbstverpfl ichtung

Da Deutschland eines 
der wichtigsten Konsu-
mentenländer für Holz 
ist, wollte die Bundesre-
gierung unter Kanzler 
Schröder ein sogenann-
tes Urwaldschutzgesetz 
verabschieden, das den 
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Dieses System soll auf einer Reihe 
bilateraler Partnerschaftsabkommen 
mit den wichtigsten Holzexportlän-
dern aufgebaut werden. Im Dezem-
ber 2005 wurde eine Richtlinie zur 
Umsetzung des Lizenzierungsmodells 
in der EU erlassen und seither befi n-
den sich die EU und ihre Mitglieder in 
Gesprächen mit einer Reihe möglicher 
Partnerländer, um sich auf freiwillige 
Partnerschaftsvereinbarungen zu ver-
ständigen.

Mit Ghana wurde im September 2008 
das erste dieser Abkommen erfolg-
reich abgeschlossen. In unterschied-
lich fortgeschrittenen Verhandlungen 
– die Verhandlungsknackpunkte sind 
u.a. etwa Legalitätsdefi nitionen, die 
Einbeziehung der Zivilgesellschaft, In-
digenenrechte – steht man derzeit mit 
Kamerun, der Republik Kongo, Indo-
nesien und Malaysia. Vietnam, Gabun, 
Liberia und die Zentralafrikanische 
Republik sind vier weitere Staaten, 
mit denen die EU in Vorverhandlun-
gen steht und Ekuador, die Demo-
kratische Republik Kongo, Madagas-
kar, Sierra Leone, die Elfenbeinküste, 
Papua-Neuguinea und die Salomonen 
haben Interesse bekundet, Teil des 
FLEGT-Prozesses zu werden.

Ein vielfach kritisierter Schwach-
punkt der VPAs ist, dass Produkte, die 
über Drittländer importiert werden, 
von der Regelung nicht betroffen 
sind. In den Fokus rückt hier vor allen 
Dingen China, das sich als Holzdreh-
scheibe Asiens etabliert hat.

China selbst hat wenig Interesse an 
einem bilateralen Abkommen, dis-
kutiert das Problem aber mit der EU 
und Ende Januar vereinbarten beide 
Seiten einen „Bilateral Co-ordination 
Mechanism on FLEGT“.

Lacey Act
In der Zwischenzeit machten die 

USA im Mai 2008 Nägel mit Köpfen. 
Durch einen Zusatz zum bereits seit 
hundert Jahren geltenden Lacey Act 
wurde der Handel mit Pfl anzen und 
Produkten aus Pfl anzen (Möbel, Pa-
pier etc.) aus illegalen Quellen verbo-
ten. Die Importeure müssen für ihre 
Ware das Herkunftsland und den Ort 
der Ernte nachweisen sowie die Na-
men aller Arten, die in ihrem Produkt 
enthalten sind, angeben.

Außerdem setzte der Kongress Stra-
fen für Verstöße gegen den Lacey Act 
fest. Die Beschlagnahmung der Ware 
ist unumgänglich, ansonsten reicht 

das Strafmaß über Geldbußen zwi-
schen 250 und 500.000 US-Dollar bis 
zu fünfjährigen Gefängnisstrafen.

Die Verabschiedung dieses Gesetzes 
durch die USA erhöhte den Druck auf 
die EU, nun selbst gesetzgeberisch tä-
tig zu werden.

Der Vorschlag der 
EU-Kommission

Bestandteil des FLEGT-Aktionspla-
nes war von Beginn an die Option 
zusätzlicher Maßnahmen im Vorge-
hen gegen illegalen Holzhandel. Nach 
einer öffentlichen Konsultation 2006 
zu weiteren Maßnahmen, bei der 
sich die Mehrheit der Befragten für 
eine Gesetzgebung der EU zu illega-
lem Holzhandel aussprachen, legte 
die EU-Kommission im Oktober 2008 
einen Verordnungsvorschlag mit dem 
griffi gen Titel „Verordnung über die 
Verpfl ichtungen von Marktteilneh-
mern, die Holz und Holzerzeugnisse in 
Verkehr bringen“ vor.

Nach diesem Vorschlag soll der Han-
del mit illegalem Holz kein unmittel-
barer Gesetzesverstoß sein. Statt des-
sen sieht der Vorschlag für die Unter-
nehmen eine Sorgfaltsprüfung vor. Sie 
müssen also ein Prüfsystem einführen, 
das gewährleistet, dass kein illega-
les Holz in ihre Lieferkette gelangen 
kann.

Anhand dieses Systems müssen u.a. 
das Land des Holzeinschlags, Volumen 
und Beschreibung der Ware angege-
ben werden. Da die Kommission in 
diesem Vorschlag Legalität mit der 
Einhaltung der Gesetze im Einschlags-
land defi niert, muss zusätzlich über 
die Einhaltung der Rechtsvorschriften 
vor Ort Auskunft gegeben werden.

Wie die Unternehmen dieses Prüf-
system umsetzen, obliegt Überwa-
chungsorganisationen, die von den 
einzelnen Mitgliedsstaaten eingesetzt 
werden. Ebenso entscheiden die Mit-
glieder souverän über Sanktionsmaß-
nahmen bei Verstößen gegen die 
Sorgfaltspfl icht. Einen Strafrahmen 
gibt die EU in ihrem Vorschlag nicht 
vor.

Kritik, Forderungen, 
EU-Parlament und 
weiteres Verfahren

Sollte der Vorschlag in dieser Form 
verabschiedet werden, wäre nichts 
gewonnen. Schon die Defi nition von 
Legalität geht nicht weit genug, da in-

ternationale Verpfl ichtungen – Schutz 
der Biodiversität, Rechte der indige-
nen Völker und lokaler Gemeinschaf-
ten – keine Rolle spielen.

Die Kriterien und Prinzipien der 
Sorgfaltsprüfungssysteme sind unklar 
formuliert, d.h. es bedarf der Einfüh-
rung eines Verfahrens zur Kontrolle 
und Gewährleistung einer glaubwür-
digen und unabhängigen Überwa-
chung. Es darf keine Ausnahmen für 
bestimmte Holzprodukte (Energie-
holz) geben und die EU muss einen 
wirkungsvollen Rahmen für Mindest-
sanktionen und –strafmaße innerhalb 
der gesamten EU setzen, da sich an-
sonsten eine Konzentration des Holz-
marktes in den Ländern mit den nied-
rigsten Strafen abzeichnet.

In einem Artikel des Vorschlags wer-
den Ausnahmen für CITES-gelistete 
Produkte und solchen aus FLEGT-Part-
nerländern gemacht. Angesichts des 
nach wie vor in großem Stil betriebe-
nen illegalen Handels mit CITES-geli-
steten Holzarten wie etwa Ramin und 
Mahagoni darf es eine solche Ausnah-
me nicht geben. Gleiches gilt für die 
vorgesehene Ausnahmeregelung mit 
FLEGT-Partnerländern, da diese Län-
der so zur Transitroute für Holz aus 
Nicht-Partnerländern werden könnten 
und die EU darüber der „Holzwäsche“ 
Vorschub leistet.

Der Umweltausschuss des EU-Parla-
ments hat den Kommissionsvorschlag 
im Februar an einigen Stellen deut-
lich verschärft: er fordert eine weiter-
gehende Legalitätsdefi nition, keine 
Ausnahmen für spezielle Produkte, 
unabhängige Überwachungsorganisa-
tionen, ausführlichere Informationen 
zum Produkt und dessen Herkunft bis 
hin zu einem möglichst einheitlichen 
Sanktionsrahmen.

Am 23. April entscheidet das Euro-
päische Parlament, in welcher Form es 
gerne eine Verordnung hätte, bevor 
anschließend der Ministerrat am Zug 
ist.

Es beschleicht einen das Gefühl, dass 
es mit dem illegalen Holzhandel auch 
dann noch kein Ende haben wird.

Martin Glöckle

Der Autor ist Politikwissenschaftler und arbeitet bei 
Pro REGENWALD.

1 Weiterführende Informationen zum FLEG(T)-
Prozess unter www.raubbau.info.
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Nachhaltige Waldnutzung als 
Alternative zur Entwaldung
Einige Lehren aus den Erfahrungen in Amazonien 

piert – ja, deren Vertreibung war oft-
mals vorgesehen. Die Anerkennung 
des Waldes als Lebensraum der “fo-
rest dependent people” (wie es heute 
in der internationalen Terminologie 
heißt) hat aber noch eine andere Kon-
sequenz: großfl ächige Holzwirtschaft, 
sei sie auch nachhaltig konzipiert und 
mit FSC-Siegeln versehen, tritt in Flä-
chenkonkurrenz mit den traditionel-
len Waldbewohnern. Dies haben die 
Erfahrungen in Amazonien klar ge-
zeigt. “Nachhaltige Holzwirtschaft”, 
die für viele Akteure zunächst der 
Königsweg der nachhaltigen Wald-
nutzung war, bleibt in Amazonen ein 
Nischenprodukt. Das hat auch mit der 
Konkurrenz mit dem illegalen oder 
nicht-nachhaltigen Holzeinschlag zu 

tun, aber der begrenzende Faktor 
Lebensraum sollte ernst genommen 
werden. Die Einrichtung von Holzlati-
fundien trifft in Amazonien auf legale 
Schwierigkeiten und den Widerstand 
der Bewohner – keine gute Ausgangs-
position für die Vermarktung nachhal-
tiger Produkte.

Nachhaltige Waldnutzung muss 
also primär mit den forest dependent 
people zusammen geschehen und an 
die existierende multiple Nutzung des 
Waldes anknüpfen. Sie setzt also ge-
nau an dem an, was schon existiert: 
die traditionelle Nutzung und Erhal-
tung des Waldes durch seine Bewoh-
ner. Dieser konzeptionelle Fortschritt 
öffnet aber einen schwierigen und 
komplexen Weg. Die Nutzungsformen 
der forest dependent people sind so 
vielfältig, wie die ökologischen und 
sozialen Bedingungen in Amazonien: 
da gibt es die Kautschukzapfer, die 
Nusssammlerinnen (die Paranuss ist 
ein Produkt traditioneller Waldnut-
zung), Sammler von Ölen (Andiro-
ba und Copaiba), die Hersteller von 
Kunsthandwerk, Fischer...

Nachhaltige Waldnutzung ist keine 
Serienproduktion, sondern mit Tradi-
tionen und Lebensweisen verbunden, 

Walderhaltung muss die Nutzung des Waldes möglich machen und darf nicht 
gegen Bewohner des Waldes durchgesetzt werden. Im Amazonasgebiet befi n-
det sich nicht nur das größte Tropenwaldgebiet der Welt, es gibt hier auch eine 
Reihe von Versuchen, nachhaltige Waldnutzung zu implementieren. Um diese 
zukunftsfähig zu gestalten ist ein integrierter Politikansatz notwendig. 

Die Frage der weltweiten Zer-
störung der Regenwälder hat 
in der aktuellen Phase der 

Klimaverhandlungen neue Aktualität 
erlangt. Aber die Tatsache, dass die 
Dynamik der Waldzerstörung ein so 
wichtiger Faktor der CO2-Emissionen 
(etwa 20%) bleibt, wirft auch die Fra-
ge auf, was denn mit Initiativen und 
Ansätzen zur Walderhaltung gesche-
hen ist, die in den letzten Jahrzehnten 
unternommen worden sind. Insbe-
sondre stellt sich die Frage, warum 
denn alle Strategien der nachhaltigen 
Waldnutzung anscheinend so erfolg-
los geblieben sind. In diesem Kontext 
lohnt es sich, einen Blick auf das bra-
silianische Amazonasgebiet zu wer-
fen. Hier befi ndet sich nicht nur das 
größte Tropenwaldgebiet der Welt, es 
gibt auch eine Reihe von Versuchen, 
nachhaltige Waldnutzung zu imple-
mentieren. Auch das wichtigste inter-
nationale Programm zum Schutz von 
Tropenwäldern das so genannte PPG7, 
wurde und wird in Brasilien durchge-
führt und zum größten Teil von der 
Bundesregierung fi nanziert. 

Waldnutzung durch lokale 
Gemeinschaften hat Tradition

Dass die Förderung nachhaltiger 
Waldnutzung einen zentralen Stellen-
wert in allen großen Waldprogram-
men erhalten hat, ist sicherlich ein 
Fortschritt: Walderhaltung kann nicht 
primär als reiner Naturschutz gedacht 
und konzipiert werden. Der Amazo-
naswald, wie alle großen Tropenwald-
gebiete, ist nicht einfach ein Wald, 
sondern der Lebensraum indigener 
Völker, traditioneller Gemeinschaf-
ten und von Kleinbauern. Walderhal-
tung muss Nutzung möglich machen 
und darf nicht gegen Bewohner des 
Waldes durchgesetzt werden – dies 
ist heute weitgehend Konsens. Noch 
Anfang der neunziger Jahre wurden 
in Brasilien die meisten Schutzgebiete 
als Territorien ohne Menschen konzi-
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die es ernst zu nehmen gilt. Dies war 
eine schwierigen lessons learnt des 
PPG7: das Programm wollte durch die 
Förderung von Demonstrationspro-
jekten Erfahrungen sammeln, Model-
le entwickeln und diese dann in ganz 
Amazonien verbreiten. Aber nach-
haltige Waldnutzung funktioniert so 
nicht. 

Sammelreserve Chico Mendes: 
die Viehzucht dringt vor

Lehrreich ist das Beispiel der Sam-
melreserven für Kautschukzapfer. Die 
Einrichtung besonderer Schutzgebie-
te für Kautschukzapfer war der große 
Traum von Chico Mendes, der vor 20 
Jahren ermordet wurde. Kautschuk-
zapfer wurden zu Pionieren nachhal-
tiger Waldnutzung durch forest de-
pendent people. Heute existieren 33 
Sammelreserven (reservas extrativistas 
– RESEX), sie haben einen legalen Rah-
men und umfassen etwa 5 Millionen 
ha. Einrichtung und Anerkennung der 
Sammelreserven sind aber nicht das 
happy end der Geschichte sondern nur 
eine Etappe auf einem dornenreichen 
Weg. Die RESEX Chico Mendes im 
Bundesstaat Acre ist mit 1.5 Millionen 
ha nicht nur die größte, sondern auch 
die symbolträchtigste Sammelreserve. 
Und sie durchlebt zurzeit eine schwe-
re Krise. Immer mehr Bewohner schaf-
fen sich Rinder an, die Entwaldungsra-
ten innerhalb der RESEX steigen. “Es 
ist traurig zu sehen, dass der Kampf 
von Chico Mendes damit endet, dass 
die Kautschukzapfer selbst den Wald 
roden”, konstatiert Manoel Cunha, 
der Präsident des nationalen Rates 
der Kautschukzapfer. Paulo Amaral 
(von der in Belém ansässigen NGO 
Imazon) analysiert die Logik dieser 
Entwicklung: “Das Rind wird zu einer 
alternativen Einkommensquelle, weil 
es leicht zu verkaufen ist. Es ist die 
Sparkasse für schwierige Momente, 
damit können die Preise der Sammel-

produkte nicht mithalten.” Alexandre 
Cordeiro, Koordinator der RESEX Chi-
co Mendes konstatiert gar: “Es ist nur 
logisch, dass die Viehzucht da ist. Die 
Viehzucht ist das ökonomische Mo-
dell, das Ergebnisse bringt.”

(alle Zitate nach Valor Economico 
vom 9.7.2008)

Waldnutzung braucht 
politische Unterstützung

Diese Erfahrungen, die sich in vielen 
anderen Schutzgebieten wiederho-
len, sind bittere Wermutstropfen für 
die Hoffnungen auf die nachhaltige 
Waldnutzung. Aber zunächst lassen 
sich daraus zwei provisorische Schluss-
folgerungen ziehen:
 Nachhaltige Waldwirtschaft ist 

kaum als pure ökonomische Alterna-
tive denkbar. Bei den kurzfristigen 
Gewinnperspektiven droht sie den 
ökonomischen Wettbewerb zu ver-
lieren. Die Umweltleistungen, die 
die forest dependent people durch 
den Erhalt des Waldes erbringen, 
müssen berücksichtigt werden.

 Nachhaltige Waldnutzung muss 
als Teil integrierten nachhaltigen 
Wirtschaftens verstanden werden. 
Dazu gehört eben auch kleinfl ä-
chige Landwirtschaft, und eventuell 
begrenzte Viehhaltung. Auch die 
indigenen Völker haben ja durch-
aus Landwirtschaft (Maniokanbau) 
betrieben. 

Aber nicht nur das Vordringen der 
Viehzucht bedroht die Schutzgebiete. 
Mary Alegretti, eine der Vorkämpfe-
rinnen für die Einrichtung der Sammel-
reserven beklagt die Abwesenheit des 
Staates. “Die Politik hat die Reserven 
alleine gelassen.” Nachhaltige Wald-
nutzung lediglich auf Projektebene 
ist nicht zukunftsfähig. Sie braucht 
die Unterstützung durch einen inte-
grierten Politikansatz, die Erziehung 
und Gesundheitsversorgung in den 

Sammelreserven garantiert. Nur dann 
ist nachhaltige Waldwirtschaft für die 
Bewohner attraktiv – das zeigen zu-
mindest die brasilianischen Erfahrun-
gen. Und sie wird nur funktionieren, 
wenn die Umweltleistungen der forest 
dependent people berücksichtigt wer-
den. “Die traditionellen Gemeinschaf-
ten Amazoniens bieten dem Land und 
dem Planeten Umweltdienstleistun-
gen, und müssen dafür belohnt wer-
den.” (Allegretti) 

Umweltleistungen müssen 
anerkannt werden

Unter solchen Bedingungen sieht 
auch Cordeiro Zukunft für die Sam-
melreserven, aber: “Wir brauchen 210 
Millionen Reais (etwa 70 Millionen 
EUR) nur um die Grundbedingungen 
in den Sammelreserven zu schaffen. 
Wir haben 100 000.”

Die brasilianischen Erfahrungen 
deuten also darauf hin, dass die reine 
Waldnutzung durch forest dependent 
people in der Regel nicht mit anderen 
wirtschaftlichen Aktivitäten konkur-
renzfähig ist – wenn die Umweltlei-
stungen nicht berücksichtigt wer-
den. Zudem muss die Förderung der 
Schutzgebiete zu einem politischen 
Schwerpunkt der Regionalentwick-
lung werden. Dies ist nicht im Rahmen 
von unterfi nanzierten Programmen 
des Umweltministeriums möglich. 
Schutzgebiete ohne Schulen und Ge-
sundheitsversorgung, ohne Unterstüt-
zung bei der Vermarktung ihrer Pro-
dukte sind nicht zukunftsfähig. Dies 
aber kostet Geld.

Die Anerkennung der Umweltlei-
stungen könnte sowohl zu Finanzie-
rung politischer Unterstützung wie 
auch für Transferleistungen an Fami-
lien genutzt werden, die nachhaltige 
Nutzung praktizieren. So ist es nur all-
zu verständlich, dass Vorschläge, die 
Kompensationen für Walderhaltung 
– etwa im Rahmen einer internatio-
nalen Klimavereinbarung – vorsehen, 
in Amazonien große Hoffnungen her-
vorrufen. Ohne eine solche zusätzli-
che Unterstützung bleibt die Zukunft 
nachhaltiger Waldnutzung zweifel-
haft. 

Thomas Fatheuer 

Der Autor ist Leiter des Büros der Heinrich Böll Stif-
tung in Brasilien. 2000 – 2003 arbeitete er bei der 
GTZ in einem Projekt zur Unterstützung nachhaltiger 
Nutzungsformen im brasilianischen Regenwald.

Um wieviel Fläche geht es?

Knapp 40% des brasilianischen Amazonasgebietes sind unter Schutz ge-
stellt. Den größten Anteil bilden die Gebiete indigener Bevölkerung: 21,56 
% Amazoniens. 16,62% verteilen sich auf verschiedenste Schutzkategorien, 
die meisten davon integrieren inzwischen nachhaltige Waldnutzung in ihr 
Konzept und verbieten jegliche großfl ächige Rodung. 

Es geht hier also um viele Flächen: knapp 2 Millionen km2 !!! (Fläche 
Deutschland: 357 000km2). Bei allen Schwierigkeiten – hier existiert eine ein-
malige Chance, nachhaltige Waldnutzung als großfl ächige Alternative zu 
etablieren.
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Zertifi ziertem Papier 
gehört die Zukunft
In Deutschland wächst die Nachfrage nach zertifi zierten 
Papieren aus nachhaltiger Waldbewirtschaftung

Afrika und Südamerika zusammen. 
Deutschland ist mit 22,6 Millionen 
Tonnen Papier der größte Papierpro-
duzent Europas, exportiert rund 60 
Prozent seiner jährlichen Papierpro-
duktion (13,4 Millionen Tonnen) und 
ist zudem nach den USA der zweit-
größte Papierimporteur weltweit.

Deutschland ist zudem mit vier 
Millionen Tonnen nach den USA der 
zweitgrößte Zellstoffi mporteur der 
Welt. Die beiden Tropenwaldländer 
Brasilien und Indonesien liefern zu-
sammen mit rund einer Million Ton-
nen rund 25 Prozent des gesamten 
von Deutschland importierten Zell-
stoffs. In beiden Tropenländern wur-
den und werden dafür riesige Flächen 
Regenwald vernichtet.

Nachhaltige Nutzung
Diesem fortschreitenden Nieder-

gang der Wälder wirkungsvoll Einhalt 
zu gebieten, gelingt nicht allein mit 
Schutzprojekten, sondern vor allem 
auch durch eine Natur schonende Nut-
zung ihres Holzes. Das heißt: Wenn 
Holz aus einem Wald entnommen 
wird, müssen seine ökologischen und 
sozialen Funktionen erhalten bleiben. 
Dazu gehört zunächst, dass nicht mehr 

Holz entnommen werden 
darf als nachwachsen kann. 
Darüber hinaus müssen 
noch eine Vielzahl weiterer 
ökologischer und sozialer 
Aspekte berücksichtigt wer-
den.

Dazu sind messbare Kri-
terien erforderlich, die von 
unabhängigen Dritten re-
gelmäßig überprüft wer-
den. Um die Aussage der 
Zertifi zierung dem Kunden 
gegenüber sicher stellen zu 
können, muss kontrolliert 
werden, dass während des 
Produktionsprozesses vom 
Holzfäller über Sägemühle, 
Papiermühle bis zum Papier-
großhändler kein Holz aus 
nicht zertifi zierten Wäldern 
mit zertifi ziertem Material 
gemischt wird. 

Zertifi zierung 
von Wäldern

International sind zwei 
Zertifi zierungssysteme ver-
breitet, die sich in den letz-
ten Jahren auch im Papier-
sektor etabliert haben: Das 

„Programme for the Endorsement of 
Forest Certifi cation Schemes Council“ 
(PEFC), das heute als Dachorganisati-
on für verschiedene nationale Zertifi -
kationssysteme dient, und der „Forest 
Stewardship Council“ (FSC) als inter-
nationales Label mit nationalen Ar-
beitsgruppen. 

PEFC ist eine Organisation ohne fi -
nanzielle Interessen, hat 33 nationa-
le Organisationen weltweit und ist 
damit die größte Dachorganisation 
für Waldzertifi zierung. PEFC fördert 
nachhaltig bewirtschaftete Wälder 
nach ökologischen, sozialen und wirt-
schaftlichen Aspekten mit einer unab-
hängigen Zertifi zierung durch Dritte. 
Höchste Vertretung von PEFC Deutsch-
land ist der Deutsche Forst-Zertifi zie-

Wälder sind viel mehr als Holz: Sie beherbergen – je nach Schätzung – bis zu 80 Wälder sind viel mehr als Holz: Sie beherbergen – je nach Schätzung – bis zu 80 
Prozent aller Tier- und Pfl anzenarten, stabilisieren als größter Kohlenstoffspei-
cher an Land unser Weltklima, speichern den Großteil unserer globalen Süß-
wasserreserven, verhindern Bodenerosionen und Überschwemmungen, sind 
Lebensraum und Speisekammer für mehrere hundert Millionen Menschen. 

Mit ihren unzähligen 
Medizinalpflanzen 
sind Wälder außer-

dem eine schier unerschöpf-
liche Apotheke für unsere 
Gesundheitsvorsorge. Und 
schließlich sind Wälder ein 
nie versiegendes Vorratsla-
ger für Holz – zur Energiege-
winnung, als Baustoff und als 
Grundstoff für Papier. 

Doch illegaler Holzein-
schlag, Brandrodung, Um-
wandlung in Agrarland und 
nicht nachhaltige Forstwirt-
schaft haben zu einem dra-
matischen Niedergang der 
Wälder geführt: Rund um 
den Globus gehen jede Mi-
nute mindestens 28 Hektar 
Wald verloren – so viel wie 
38 Fußballfelder. Der meiste 
Wald schwindet in den arten-
reichen Tropen. 

Doch auch in vielen Indu-
striestaaten wie Deutschland 
ist der Wald zu über 99 Pro-
zent nicht mehr ursprünglich 
und besteht häufi g aus öko-
logisch öden Nadelbaum-
Monokulturen.

Papier wird immer begehrter
Fast jeder zweite industriell gefäll-

te Baum auf der Welt wird zu Papier 
verarbeitet. Weltweit werden derzeit 
pro Tag eine Million Tonnen Papier 
verbraucht, Tendenz steigend. Daher 
trägt die Papierindustrie eine beson-
dere Verantwortung, für den Erhalt 
der Wälder auf nachweislich nachhal-
tig produziertes Holz umzusteigen.

Herausgefordert ist aber auch der 
verantwortliche Konsument – beson-
ders in Industrieländern wie Deutsch-
land. Ein durchschnittlicher Deutscher 
verbraucht über 250 Kilogramm Pa-
pier pro Jahr. Insgesamt verbrauchte 
Deutschland damit mehr Papier als 
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rungsrat. Keiner der großen Umwelt-
verbände ist Mitglied des PEFC. Diese 
bemängeln unter anderm schlechte 
Mitsprachemöglichkeiten, zu wenig 
Kontrolle durch Zertifi zierung ganzer 
Regionen, keinen Ausschluss von gen-
manipulierten Organismen oder zu 
wenig Einfl uss auf soziale Aspekte wie 
zum Beispiel die Rechte von Urein-
wohnern. Weltweit wurden bislang 
mehr als 200 Millionen Hektar zertifi -
ziert, davon in Deutschland 7,2 Millio-
nen Hektar (zum Vergleich: die Staats-
fl äche Deutschlands beträgt rund 35,7 
Mio. Hektar).

Der FSC ist ebenfalls eine unabhän-
gige Nonprofi t-Organisation. Vertre-
ter von Waldeignern, indigenen Völ-
kern, Umweltgruppen und sozialen 
Verbänden sowie der Holzindustrie 
haben gemeinsam Regeln für eine 
verantwortungsbewusste Waldbe-
wirtschaftung erstellt. Mehr als 100 
Millionen Hektar Wald sind nach den 
Prinzipien und Kriterien des FSC welt-
weit zertifi ziert, davon in Deutschland 
inzwischen 466.000 Hektar.

Der Forstexperte Dipl.-Ing. Christian 
Bihlmaier hat im Rahmen einer wis-
senschaftlichen Studie an der Univer-
sität Larenstein (NL) untersucht, wie 
Unternehmen der Papierbranche die 
beiden wichtigsten Zertifi zierungssy-
steme einschätzen und wie sich die 
Märkte für zertifi zierte Papiere künf-
tig entwickeln werden.

Demnach bietet PEFC für Waldbe-
sitzer vor allem den Vorteil der ge-
ringeren Kosten. Das FSC-Label bietet 
hingegen eine größere Kontrollquote 
und damit eine bessere Garantie, dass 
die Zertifi zierungskriterien auch tat-
sächlich umgesetzt werden. Dies führt 
zu geringerem Risiko für Käufer und 
zu größerer Glaubwürdigkeit.

Der Markt für 
zertifi zierte Papiere 

Wesentliches Ergebnis von Bihlmai-
ers Marktanalyse ist jedoch, dass es in 

Deutschland und Europa bei Verlagen, 
Papierherstellern und Konsumenten 
einen klaren Trend zu verstärktem 
Einsatz zertifi zierter Papiere gibt. Die-
ser Trend beeinfl usst alle Bereiche des 
Papiersektors. Treibende Kräfte dieses 
Marktes sind Verlage, die gezielt zer-
tifi ziertes Papier nachfragen und ihre 
Produkte entsprechend kennzeichnen. 
Trendsetter sind bekannte und große 
Unternehmen wie BBC Worldwide, 
Random House und das Versandhaus 
Otto, die FSC-Papier für Printmedi-
en mit hoher Aufl age einsetzen. Alle 
in Bihlmaiers Untersuchung und In-
terviews befragten Verlage sagten 
voraus, dass zertifi ziertes Papier in 
Zukunft für das Verlagswesen an Be-
deutung gewinnen wird.

FSC und PEFC sind die beiden Label, 
die den Markt für zertifi zierte Papie-
re dominieren. Die Papierhersteller 
bestätigen eine seit 2004 wachsende 
Nachfrage nach beiden Siegeln. Dabei 
ist FSC offenkundig das von Kunden 
deutlich bevorzugte Label mit einer 
größeren Marktpräsenz. Da allerdings 
das Angebot an FSC-Papieren durch 
die starke Nachfrage zunehmend 
knapper wird, greifen manche der 
Konsumenten und Endabnehmer, die 
gerne ein Papier mit Umweltzertifi kat 

haben möchten, zu PEFC-Papieren. 
Diese sind besser verfügbar, weil die 
Zertifi zierung preiswerter ist, 100 Pro-
zent ISO-konform und leichter erhält-
lich.

Fazit
Der Einfl uss der Papierindustrie auf 

die Wälder und deren Zukunft ist auf-
grund des weltweit hohen und weiter 
zunehmenden Bedarfs an Holz erheb-
lich. Ein Erfolg versprechender Weg, 
die Auswirkungen dieser Branche auf 
die Bereiche Ökologie und Soziales so 
gering wie möglich zu halten, stellt 
die Zertifi zierung der Waldbewirt-
schaftung dar. Wichtig ist dabei, dass 
die Zertifi zierung diese Bereiche ab-
deckt und auch regelmäßig kontrol-
liert. Aus Sicht des WWF stellt FSC das 
derzeit anspruchsvollste Zertifi kat für 
die Waldzertifi zierung dar. 

Der gesamte Markt für zertifi zier-
te Papiere wächst inzwischen. Dabei 
wächst die Nachfrage nach Papieren, 
die das FSC-Logo tragen, deutlich 
stärker als die nach PEFC-Papier, da 
der FSC den meisten befragten Unter-
nehmen glaubwürdiger erscheint. Die 
PEFC-Zertifi zierung wird hingegen 
von Waldbesitzern bevorzugt, da ih-
nen die Umsetzung leichter erscheint. 

Ungeachtet dessen werden nach 
übereinstimmender Prognose von 
Verlagen, Papierherstellern und Druk-
kereien zertifi zierte Papiere in der 
Zukunft eine wachsende Bedeutung 
erlangen.

Johannes Zahnen/Helma Brandlmaier

Johannes Zahnen ist beim WWF Deutschland zu-
ständig für den Bereich Unternehmenskooperation 
und Forstpolitik, Helma Brandlmaier arbeitet für 
das Forest Programme von WWF International mit 
Schwerpunkt Papier

Weniger Papier verbrauchen
Überkonsum in der industrialisierten Welt ist eines der zentralen Themen, 

zu dem sich Nichtregierungsorganisationen (NGO) weltweit beim Thema 
Papier zusammengeschlossen haben. „Nur zehn Prozent der Weltbevölke-
rung in Europa und in Nordamerika verbrauchen die Hälfte der weltweiten 
Papierprodukte. Würden alle Regionen der Erde in diesem Ausmaß Papier 
konsumieren – nicht auszudenken“, sagt Helma Brandlmaier vom WWF In-
ternational und Mitglied der Steering group der „Europäischen NGO Paper 
Vision“. „Es ist deshalb eine Frage der Fairness, aber auch Notwendigkeit, 
dass Industrieländer ihren Überkonsum einschränken. Verteilungsgerechtig-
keit zur Nutzung von Ressourcen wird ein riesiges Thema der Zukunft sein, 
nicht nur für Papier. Es darf nicht sein, dass wir einen wertvollen Rohstoff– 
Holz – zu einem Wegwerfprodukt machen.“

Um auf Umwelt- und Sozialprobleme wie auf Lösungen für Konsumenten 
und Betriebe aufmerksam zu machen, wurde 2008 von fast 100 NGOs die 
Aktion„Shrink – stopping the madness of overconsumption of paper“ ins Le-
ben gerufen. Mehr dazu auf www.shrinkpaper.org im Internet.

Welche Papiere hergestellt werden
 Graphische Papiere haben mit 10,1 Millionen Tonnen einen Anteil von fast 

der Hälfte am gesamten Papierverbrauch in Deutschland. Dazu gehören 
Zeitungspapiere (2,7 Millionen Tonnen) sowie Magazin- und Katalogpa-
piere plus Buch- und Büropapiere (zusammen 7,4 Millionen Tonnen).

 Der Bereich Verpackung ist mit 8,2 Millionen Tonnen (2006) der zweitwich-
tigste Papierverbrauchssektor in Deutschland.

 Für Hygienepapiere und Spezialpapiere wiederum werden jährlich jeweils 
1,2 Millionen Tonnen Papier aufgewendet.
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Von der Lebensgrundlage zum 
Selbstbedienungsladen
Der Druck auf die geschundenen Wälder nimmt zu 

Unsere Wälder haben es wirklich nicht leicht. Zwar wird uns immer mehr be-
wusst, wie wichtig intakte und möglichst naturnahe Wälder für den Schutz 
der Biodiversität sind und wie sehr die Menschheit auf diese Lebensgrundlage 
angewiesen ist. Man richtet inzwischen sogar einige Schutzgebiete ein und 
unterwirft die forstliche Nutzung hier und da strengeren Regeln. Doch gleich-
zeitig wachsen die Begehrlichkeiten und der Druck auf die Wälder. 

Auf der einen Seite sollen Wälder 
immer mehr Holz produzieren, 
um den wachsenden Verbrauch 

von Papier und Baustoffen zu decken 
und Arbeitsplätze in der Holzwirtschaft 
zu erhalten. Weil das vielerorts nicht 
schnell genug geht, werden Wälder 
gerodet, damit Agrar- und Holzplan-
tagen noch mehr Rohstoffe erzeugen. 
Inzwischen sollen Wälder auch zur Ver-
meidung der Klimakatastrophe beitra-
gen. Zum Beispiel, indem - wie prak-
tisch - mehr Holz geerntet wird, um 
sowohl energieintensivere Baustoffe, 
als auch fossile Energieträger zu erset-
zen. Schnellwuchsplantagen sind zwar 
keine Wälder, könnten aber große 
Mengen Bioenergie erzeugen. Auch 
mit der sogenannten „vermiedenen 
Entwaldung und Degradierung von 
Wald“ (REDD, reduced emissions from 
deforestation and degradation) hofft 
man, Geld verdienen zu können. 

Andererseits müsste man aber mehr 
Wälder schützen, um weitere CO2-Emis-
sionen zu vermeiden. Dies wäre auch 
der beste Weg, um die natürliche Bio-
diversität unserer Wälder zu fördern. 
Viele Arten sind auf das verrottende 
Holz angewiesen. Ließe man mehr 
Holz im Wald, könnten auch die immer 
noch relativ niedrigen Kohlenstoffvor-
räte unserer Wälder wieder aufgefüllt 
werden, was nicht zuletzt für die Bo-
dengesundheit und den Hochwas-
serschutz gut wäre, da humusreiche 
Waldböden mehr Wasser aufnehmen 
und speichern. Naturbelassene Wälder 
wären auch am besten für Zwecke der 
Erholung, Bildung, Forschung, sowie 
für den Lärm- und Wasserschutz geeig-
net und würden somit andere Formen 
der „Nutzung“ fördern. 

Verwirrende Wald- 
und Energiepolitik

Wer soll sich da noch auskennen? 
Soll man jetzt mehr Holz einschlagen, 
um das Klima zu retten, oder die Hol-

zernte einstellen, damit sich möglichst 
viel Biomasse im Wald anreichert? 
Und wie war das mit dem Holzein-
schlag im Tropenwald: führte dieser 
nicht zur Degradierung und Entwal-
dung ganzer Regionen? Warum aber 
sollen jetzt Holzkonzerne Geld für 
Klimaschutz bekommen, sobald sie et-
was weniger Holz ernten und von den 
vandalismusartigen Raubbauverfah-
ren zu schonenderen Praktiken („re-
duced impact logging“) übergehen? 
Und waren es nicht die Armen in den 
Entwicklungsländern, die jahrzehn-
telang beschuldigt wurden, durch 
Brandrodung und das Sammeln von 
Brennholz die Wälder zu zerstören? 
Und nun soll in Deutschland nicht nur 
das Verbrennen von Holz, sondern 
auch das Herausreißen von Baumwur-
zeln und Verheizen von Reisig und 
Baumkronen massiv subventioniert 
werden? Ist nicht angesichts knapper 
Ressourcen Sparsamkeit angesagt, an-
statt, wie die Charta für Holz fordert, 
den Pro-Kopf-Verbrauch von Holz in 
Deutschland von 1,1 auf 1,3 Kubikme-
ter jährlich zu steigern?

Erfahrungen, Argumente 
und Marketing

Einige Interessengruppen der Holz- 
und Forstwirtschaft, die in Zeiten der 
Diskussionen um das Waldsterben, 
die weltweite Waldzerstörung und 
Tropenholzboykott-Kampagnen in 
der Defensive waren, sind längst zur 
Vorwärtsverteidigung übergegangen. 
Holzeinschlag ist ihnen zufolge so gut 
für den Wald, für die Biodiversität, für 
das Klima, für Arbeitsplätze, dass man 
sich zuweilen fragt, wie Artenvielfalt 
ohne Holzeinschlag entstehen konnte 
und warum Menschen auch in waldar-
men Ländern Arbeit fi nden. Holzkon-
zerne, die in Raubbau sowie illegalen 
Holzeinschlag und -handel verwik-
kelt sind, gerieren sich inzwischen als 
Vorreiter in Sachen Wald- und Klima-

schutz. Das Ganze gipfelt in absurden 
Situationen, in denen Naturschützern, 
die sich für die Einrichtung eines Na-
tionalparks engagieren, vorgeworfen 
wird, sie seien gegen den Klimaschutz, 
weil die Bürger ihre Wohnzimmer 
nicht mit Brennholz, sondern wie bis-
her mit Heizöl wärmen müssten.

Imagekampagne mit 
irreführenden Aussagen

Im Vorfeld der 9. Vertragsstaaten-
konferenz des Übereinkommens über 
die biologische Vielfalt (COP 9), die 
im Mai 2008 in Bonn stattfand, star-
tete der Deutsche Holzwirtschaftsrat 
gemeinsam mit dem Holzabsatzfonds 
eine Medienkampagne, um vor allem 
die sogenannte „multifunktionale 
Forstwirtschaft“ als vorbildlich zu prei-
sen. Bei der Waldpfl ege würde man nur 
soviel Holz nutzen, wie nachwächst. 
Im Kielwasser der Holzwirtschaft wür-
den alle anderen Waldfunktionen 
gesichert. Intensive Holznutzung sei 
das beste Mittel zur Bekämpfung des 
Klimawandels und helfe sogar gegen 
das Waldsterben. Gleichzeitig garan-
tiere der holzwirtschaftlich genutzte 
Wald in höchstem Maße Funktionen 
für die Erholung, den Wasserschutz, 
den Schutz vor Erosion, Lawinen und 
Lärmschutz und fördere sogar den Er-
halt der Biodiversität.

Die Argumentation wird inzwischen 
von zahlreichen Interessenvertretern 
genutzt, um Forderungen von Umwelt-
verbänden und Wissenschaftlern abzu-
wehren, die mehr Naturschutz und die 
Umsetzung einer ökologischen Wald-
nutzung fordern. Viele Broschüren, 
Anzeigen und Pressemeldungen sind - 
neben einigen durchaus interessanten 
Informationen über die Forstwirtschaft 
- derart gespickt mit irreführenden Be-
hauptungen und tendenziösen Aussa-
gen, dass es einem zuweilen die Spra-
che verschlägt. Beispiele:

„Holznutzung ist Waldpfl ege. Ohne 
sie würde die Artenvielfalt unserer Wäl-
der rapide abnehmen, da sich automa-
tisch die konkurrenzstärkste Baumart 
durchsetzen würde.1 Die heutige multi-
funktionale Forstwirtschaft in Deutsch-
land ist ein Garant für die Erhaltung der 
biologischen Vielfalt im Wald.“2biologischen Vielfalt im Wald.“2biologischen Vielfalt im Wald.“

Naturwälder brauchen keine Pfl ege. 
Ihre Artenvielfalt ist um ein Vielfaches 
größer als die von Wirtschaftswäldern 
und entwickelte sich, bevor die ersten 
Förster und Holzfäller in den Wald ka-
men. Vor allem in den Alters- und Zer-
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fallsphasen natürlicher Wälder würden 
die meisten bei uns natürlich vorkom-
menden Tier- und Pilzarten ihren Le-
bensraum fi nden. Durch die intensive 
Forstwirtschaft wurde ein großer Teil 
von ihnen verdrängt und (fast) ausge-
rottet. 

„Flächenstilllegungen sind kontra-
produktiv für den Klimaschutz.2 Da 
Bäume nur während ihres Wachstums 
in der Lage sind, CO2 in Form von 
Kohlenstoff zu binden, sind es insbe-
sondere die zuwachskräftigen Wirt-
schaftswälder, die eine wichtige Rolle 
als dauerhafte CO2-Senken spielen. Der 
Kohlenstoffspeicher eines unberührten 
Urwaldes ist dagegen so gut wie voll, 
er nimmt kaum noch CO2 auf.3Aus die-3Aus die-3

sem Grund trägt auch ein nachhaltig 
bewirtschafteter Wald weit stärker zur 
Entlastung der Atmosphäre bei als ein 
ungenutzter Wald.5“≈ “≈ “

Unsere Wirtschaftswälder würden 
ihren CO2-Speicher noch über mehre-

re Jahrhunderte hinweg 
aufbauen. Erst im reifen 
Stadium nimmt die Netto-
aufnahme ab. Diese Phase 
träte aber frühestens im 
Alter von 400 Jahren auf. 
Nur 2,3 % des deutschen 
Waldes sind älter als 160 
Jahre. Für den Klimaschutz 
aber sind die kommenden 
Jahrzehnte entscheidend.

Urwälder sind die weit-
aus besten Kohlenstoff-
speicher, denn sie binden 
in ihren hohen Holzvorrä-
ten (inklusive stehendem 
und liegendem Biotopholz, 
sowie in ihren humusrei-

chen Waldböden) große Mengen 
Kohlenstoff. Der Kohlenstoffspeicher 
bewirtschafteter Wälder, Forsten und 
Plantagen ist vergleichsweise gering, 
denn hier wird regelmäßig Holz geern-
tet, das nach Gebrauch verrottet oder 
verbrannt wird und seinen Kohlen-
stoff rasch wieder in die Atmosphäre 
bringt. 

Auch die Netto-Speicherwirkung in 
Holzprodukten ist begrenzt. Papier 
landet schnell wieder im Abfall, Brenn-
holz wird nach zwei bis drei Jahren 
verbrannt und die meisten Holzmöbel 
und Holzbauten ersetzen lediglich ent-
sorgte bzw. abgerissene Bauten.

„Einseitige Forderung nach Flächen-
stilllegung, Nutzungsverzicht und die 
Ausweisung von Schutzgebieten ... 
ziehen zwangsläufi g Mehreinschläge 
in anderen Wäldern, die außerhalb 
Deutschlands liegen, nach sich.“4Deutschlands liegen, nach sich.“4Deutschlands liegen, nach sich.“

Deutschland ist Nettoimporteur von 
Holz und Holzprodukten, auch aus il-

legalen Quellen und Raubbau. Doch 
die Interessenverbände der Forst- und 
Holzwirtschaft wollen den Holzver-
brauch im Rahmen der Charta für Holz 
sogar noch steigern. Keiner dieser Ver-
bände hat sich in den letzten Jahren 
für den Schutz von Naturwäldern oder 
gegen Raubbaupraktiken und illegalen 
Holzhandel eingesetzt. 

„Nach Berechnungen des Clusters 
Forst Holz gingen rund 40.000 Arbeits-
plätze in Deutschland verloren, wenn - 
wie gefordert - fünf Prozent der Wald-
fl äche stillgelegt werden.“2fl äche stillgelegt werden.“2fl äche stillgelegt werden.“

Selbst wenn die Zahl 1 Arbeits-
platz pro 100 Festmeter geerntetem 
Holz stimmen würde, wäre der Um-
kehrschluss nicht zulässig. Entweder 
der Holzmangel würde durch zusätzli-
che Holzimporte gedeckt und die aller-
meisten Jobs in Verarbeitung und Han-
del blieben erhalten. Oder das Holz 
würde nicht ersetzt, dann würden die 
Jobs nur aus dem Forst- und Holzsektor 
in andere Bereiche verlagert, denn die 
Kaufkraft der Verbraucher bliebe ja er-
halten und würde dann Arbeitsplätze 
durch den Kauf anderer Produkte und 
Dienstleistungen schaffen.

László Maráz

Der Autor ist Koordinator der AG Wald im Forum 
Umwelt und Entwicklung sowie der Plattform „Nach-
haltige Biomasse“. 

1  Broschüre „Waldbild“ des Holzabsatzfonds, Seiten 
6 und 16

2  Pressemitteilung des Deutschen Forstwirtschafts-
rates vom 6. Mai 2008

3  Broschüre „Waldbild“ des Holzabsatzfonds, Seite 8
4  Antwortschreiben des Ministerium Ländlicher 

Raum Baden-Württemberg, vom 19.8.2008, an 
den BUND auf die Anfrage nach Umsetzung der 
Biodivstrategie

5  Pressemitteilung des HKI (Industrieverband Haus-, 
Heiz- und Küchentechnik e.V., vom 9. März 2009

Der uralte Kampf zwischen 
Menschen und Holzbewohnern 
Durch die Energiekrise aufs Neue verschärft
Erst in den 90er Jahren hat sich bei uns langsam die Erkenntnis durchgesetzt, 
dass es für rund 1/3 aller Arten und für verschiedene Prozesse in Waldökosy-
stems von großer Bedeutung ist, dass zumindest Teile des abgestorbenen oder 
abgesägten Holzes im Wald verbleiben. Damals relativ niedrige Holzpreise ha-
ben die Umsetzung dieser Erkenntnis in die forstliche Praxis unterstützt.

Aktuell steigende Öl- und in 
dessen Folge auch Brennholz-
preise haben diesen Trend 

wieder umgekehrt. Inzwischen ist 
die Nutzung nahezu aller Resthölzer 
ökonomisch gewinnbringend. Um in 

diesem Umfeld einem weiteren Arten-
schwund konzeptionell entgegenzu-
treten bedarf es im Waldnaturschutz 
dringend differenzierterer Konzepte. 
Im Kielwasser einer naturnahen Wald-
bewirtschaftung werden wichtige 

Totholz- und Altbaumstrukturen nicht 
mehr oder sind vielleicht auch noch nie 
automatisch bereitgestellt worden.

Kleine Holzbewohner
Die meisten Bewohner von totem 

oder absterbendem Holz sind klein 
und entziehen sich der Aufmerksam-
keit vieler Waldbesucher. Es sind vor 
allem Pilze und Käfer die in ihrer 
Vielfalt auf die vielen verschiedenen 
Totholztypen angewiesen sind, die 
im Laufe der natürlichen Alterungs-
prozesses eines Baumes oder Waldes 
entstehen. Dabei fängt die Entste-
hung von totem Holz häufi g bereits 
am noch lebenden Baum an. Durch 
Astabbrüche, Blitzrinnen, aufgeplatz-

Foto: László M
aráz
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te Zwiesel, aber auch in von fallenden 
Bäumen verursachten Schürfwunden 
oder Verletzungen die im Rahmen 
der Holzernte entstehen, fi nden Pilze 
eine Eintrittspforte in den noch vita-
len Baum. An dieser Stelle beginnt der 
Baum für den Wirtschafter uninteres-
sant, für den Erhalt der Biologischen 
Vielfalt aber besonders wertvoll zu 
werden. Das Zusammenspiel von Pil-
zen, Käfern aber auch Vögeln wie den 
Spechten führt zur Entstehung völlig 
neuer Mikrolebensräume. Berechnun-
gen haben gezeigt, dass diese Prozes-
se natürlicherweise erst im Alter von 
150 bis 200 Jahren vermehrt auftreten 
(Moning & Müller, 2009).

Viele der Arten können aber auch in 
Strukturen die vom Menschen geschaf-
fen werden sehr gut zu recht kommen. 
So hat sich für holzbewohnende Käfer 
gezeigt, dass die Totholzmenge wich-
tiger als das Alter des Waldes ist (Mül-
ler & Bussler, 2008). Die Totholzmenge 
ist ein Garant für eine Nischenvielfalt 
im Wald. Vereinfacht gesagt können 
nur bei Mengen zwischen 50 und 100 
m3/ha alle messbaren Nischen bereit-
gestellt werden. Diese Mengen sind 
aber um das 10fache höher als Durch-
schnittswerte in Wirtschaftswäldern. 
Es kommt daher darauf an ein sinnvoll 
abgestuftes Konzept aufzubauen -mit 
Totalreservaten mit Totholzmengen 
über 100 m3/ha. In älteren Wirtschafts-
wäldern müssen die Totholzmengen 
deutlich erhöht werden, auch mit Hil-
fe künstlicher Anreicherung. 

Totholzanreicherung 
nicht überall sinnvoll

Wer nun glaubt solche Forderungen 
wären utopisch und würden bei der 
Umsetzung zu einer Stilllegung der 
Forstwirtschaft oder zum Ende einer 
Nutzung des immer noch ökologisch-
sten Rohstoffes Holz führen der irrt. 
Viele unserer „Wälder“ in Deutschland 
wurden einem völligen Baumarten-
wechsel von den standortheimischen 
Laubbäumen hin zu Forstplantagen 
aus Fichte und Kiefer unterzogen. Für 
diese Bestände haben verschiedene 
Untersuchungen gezeigt, dass Tot-
holzanreicherung nicht nur wenige 
Vorteile bringt, sondern sogar noch 
Forstschutzkonfl ikte entstehen lässt.

Soll nun eine Auswahl der Waldbe-
stände für eine hierarchische Umset-
zung von Naturschutzzielen erfolgen 
kann dies anhand verschiedener Kri-
terien erfolgen: 1. Die Forsteinrich-

tungsinventuren bieten hervorragen-
de Möglichkeiten auf großer Fläche 
alte, totholzreiche oder laubbaum-
reiche Bestände zu identifi zieren. 
2. Es lohnt sich die Arten selbst zu 
befragen. Besonders anspruchsvolle 
Arten wie sogenannte Urwalreliktar-
ten zeigen durch ihre verdichtetes 
Vorkommen an, wo sich Waldfl ächen 
mit langer Strukturtradition und heu-
te noch guter Qualität fi nden. Diese 
Arten haben eine hohe Bindung an 
große Waldfl ächen, seltene Holzpilze, 
starke Totholz-Dimensionen, hohes 
Baumalter, Heliophilie der Bestände, 
lange Verweildauer bzw. späte Suk-
zessions-Stadien der Holzstruktur im 
Abbauprozess. Daher sind sie heute 
extrem selten. In Bayern z.B. sind nur 
noch zehn Gebiete bekannt, in denen 
nennenswerte Vorkommen von Ur-
waldreliktarten existieren. Darunter 
bezeichnenderweise acht Mittel- und 
Hutewälder und alte Parkanlagen. Nur 
zwei Standorte sind alte Hochwälder.

Aus europäischer Sicht ist im Westen 
das Ergebnis eher enttäuschend. Erst in 
den Pyrenäen oder den rumänischen 
Karpaten kann man Wälder vorfi n-
den die noch weitgehend vollständige 
Artengemeinschaften zu fi nden sind. 
Hier lebt auch noch der in Westeur-
opa ausgestorbene Furchenwalzen-
käfer. Für diese Art ist belegt dass er 
1000 v.C. noch in England vorkam und 
im 18. Jh. mit der Intensivierung der 
Landschaftsnutzung von West nach 
Ost ausstarb.

Tote Bäume bergen Leben
Vielen Bürgern ist nach jahrhunder-

ten Kulturgeschichte nur noch schwer 
zu vermitteln dass tote Bäume im 
Wald Grundlage für ein vielfältiges 
Leben im Wald sind. Dies beginnt bei 
einzelnen abgestorbenen Bäumen, die 
sofort den Ruf nach Aufräumaktionen 
hervorrufen. Noch deutlicher wird un-
ser fehlendes Empfi nden für natürli-
che Dynamiken aber, wenn größerfl ä-
chige Dynamiken zu einer drastischen 
Erhöhung von Totholz führen. Bürger, 
die sich jederzeit gegen Großkahl-
schläge einsetzen würden, empfi nden 
Aufräumaktionen, in Form von Sani-
tärhieben nach Brand oder Borkenkä-
ferfraß nicht als negativ (Noss & Lin-
denmayer, 2006). Ein eindrucksvolles 
Beispiel ist der Nationalpark Bayeri-
scher Wald, für dessen Totholzfl ächen 
bei vielen Menschen immer noch die 
Meinung herrscht es würden ökologi-

sche Wüsten entstehen. Die nüchter-
nen Erforschungen der Reaktionen 
einer Vielzahl an Organismengruppen 
zeigen eindrucksvoll das Gegenteil. 
Durch die gigantische Totholzanrei-
cherung auf Mengen bis über 600m3/
ha konnten absolute Raritäten an Pil-
zen und Käfern, die nur noch in zwei 
alten Urwaldresten überdauerten, 
ihre Verbreitung wieder deutlich aus-
dehnen.

Umsichtiger Umgang 
mit Totholz

Wir müssen aus naturschutzfachli-
cher Sicht unsere Energie dem jetzigen 
Ist-Zustand anpassen und Waldbestän-
de je nach Ausgangslage differenziert 
behandeln. 

Die wenigen Waldbestände mit 
Vorkommen von Urwaldreliktarten 
müssen gesichert werden. Dies kann 
bei kleinen Waldbeständen ein Total-
schutz, bei einzelnen Hutebäumen im 
Nadelforst auch die aktive Sicherung 
durch Freistellung gegenüber einer 
jüngeren, wüchsigeren Generation 
sein. 

In Wäldern mit naturnaher Baumar-
tenzusammensetzung gilt es gezielt 
Strukturen zu erhalten und zu entwik-
keln. Das bedeutet, dass hier minde-
stens 10 Biotopbäume pro Hektar, so-
wie Totholzvorräte von über 40 m3/ha 
zu integrieren sind. Dass dies durchaus 
gut möglich ist, zeigen uns vorbildli-
che bewirtschaftete Waldbestände 
aus allen Besitzarten in Deutschland.

Wo immer von der Fläche her möglich 
sollten die natürlichen Regenerations-
kräfte der Natur ausgenutzt werden. 
Sie stellen die billigste aber oft auch 
effektivste Form einer Totholzanreiche-
rung dar. Wo die Flächen aber zu klein 
sind, heute die Regel, müssen aktive 
Maßnahmen ergriffen wie die Indukti-
on von Biotopbäumen und Totholz.

Jörg Müller

Der Autor ist Mitarbeiter der Nationalparkverwaltung 
Bayerischer Wald.
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Ausgeplündert und verarmt
Der Wald als Rohstoffl ager für Bioenergie
Bioenergie ist „in“. Um den Klimawandel zu stoppen, wird massiv in Biomasse-
kraftwerke und Pelletheizungen investiert. Doch woher kommt der Rohstoff? 
Und ist Heizen mit Holz wirklich CO2-neutral?

Die Ziele sind hoch: Bis zum Jahr 
2020 soll EU-weit 20 Prozent 
der Energie aus erneuerbaren 

Quellen stammen. Ein wesentlicher 
Pfeiler dieses Wandels ist Biomasse, 
also landwirtschaftliche Erzeugnisse 
und Holz. Die Theorie: Da durch die 
Verbrennung von Pfl anzen maximal 
so viel Kohlendioxid freigesetzt wer-
den kann, wie diese während ihres 
Wachstums aufgenommen haben, ist 
der Prozess klimaneutral.

Ein Biomassekraftwerk nach dem 
anderen sprießt aus dem Boden, 
hunderttausende Haushalte rüsten 
ihre Heizungen auf Pelletbetrieb um. 
Deutschland auf dem Weg zum Kli-
ma-Saubermann? Weit gefehlt, wie 
ein Blick hinter die Kulissen zeigt. 
Denn der Rohstoff für diese Expansi-
on kommt zu großen Teilen aus dem 
Wald. Und dem geht es unter dem An-
sturm der Holzkäufer schlechter denn 
je.

Ausverkauft
Deutschland als drittgrößter Holz-

verbraucher der Welt hat keine Reser-
ven, um den Energiemarkt zu bedie-
nen. Nahezu der gesamte kommerzi-
elle Holzeinschlag dient der Papier-, 
Möbel- und Bauholzindustrie. Bisher 
blieben bei einer Durchforstung ab-
gestorbene Bäume und die Kronen im 
Wald, um Flora und Fauna als Heim-
stätte zu dienen. Zudem wurde der 
Nährstoffentzug begrenzt, da rund 
50 Prozent der Mineralien in Blättern, 
Nadeln und der dünnen Rinde der 
Kronenäste gespeichert sind. Dennoch 
war schon die bisherige Bewirtschaf-
tung alles andere als nachhaltig. Zwar 
wurde nicht mehr Holz eingeschlagen 
als nachwuchs, doch die einstigen Bu-
chenurwälder waren größtenteils zu 
Plantagen gewandelt, mehrheitlich 
mit nichtheimischen Baumarten wie 
Fichten und Kiefern bestanden.

Absenkung der Standards
Um die Klimaziele zu erfüllen, wird 

Energiegewinnung aus Biomasse fi -
nanziell massiv gefördert. Ein Bio-
massekraftwerk nach dem anderen 

sprießt aus dem Boden, und hun-
derttausende Privathaushalte stellen 
auf Pelletheizungen um. Resthölzer 
und Sägemehl aus den holzverar-
beitenden Betrieben stellten bisher 
die Rohstoffbasis – eine vernünftige 
Verwertung von Abfällen also. Mitt-
lerweile reicht dies aber nicht mehr 
aus. Mehr und mehr Pellethersteller 
stellen auf Stammholz, ganze Baum-
stämme direkt aus den Wäldern, um. 
Kraftwerksbetreiber planen nun von 
vornherein »Waldrestholz« mit ein. 
Dieses Restholz besteht aus Baum-
kronen und Reisig – genau dem Holz, 
welches bisher aus ökologischen 
Gründen im Wald verblieb. Mehr und 
mehr tauchen Reisigbündler auf, rie-
sige Maschinen, die das Astmaterial 
zu Dreimeterrollen pressen und damit 
erst transportfähig machen. Der Gip-
fel: In Nordrhein-Westfalen werden 
versuchsweise auch noch die Baum-
stümpfe mittels eines sogenannten 
Woodcrackers herausgerissen und 
zur Verfeuerung in Kraftwerken be-
reitgestellt. Der verwüstete Waldbo-
den verliert nach der Befahrung mit 
Maschinen einen Großteil seiner Was-
serspeicherfähigkeit. Zudem reißen 
die Luftkanäle ab – das Bodenleben 
erstickt.

Neuer Nachhaltigkeitsbegriff
Der Nährstoffentzug durch Reisi-

gnutzung ist schon seit Jahrhunderten 
bekannt – nicht umsonst wurde die 
sogenannte Streunutzung, also das 
Aufsammeln von Reisig und Blättern 
für die Stalleinstreu verarmter Bau-
ern, schon vor langer Zeit verboten. 
Nun stecken die Forstverwaltungen 
in der Klemme: Einerseits gilt es, den 
Ausbau von Biomassenutzung zu un-
terstützen, andererseits verstößt das 
»Ausfegen« der Wälder durch Ma-
schinen gegen das Nachhaltigkeitsge-
bot. Die Lösung: Man erklärt, dass auf 
bestimmten, nährstoffreichen Böden 
die einmalige Restholznutzung in 100 
Jahren unbedenklich sei, auf ärmeren 
Böden nur dann, wenn wenigstens ein 
Bruchteil der Baumkronen im Wald 
verbleibt. Und schon kann die Nut-

zung ohne Gewissensbisse erfolgen. 
Nordrhein-Westfalen ermunterte die 
Waldbesitzer, deren Flächen durch 
den Orkan »Kyrill« verwüstet wurden, 
mit einer Prämie von 500,- €/Hektar, 
das Restholz auch noch zu verwerten.

Blick nach Brasilien
Stellen wir uns vor, die Brasilianer 

würden ihren Regenwald gänzlich ab-
holzen und einen Teil der Flächen mit 
Eukalyptus, Teak und Mahagoni be-
pfl anzen. Riesige Plantagen, maschi-
nell beerntet, begiftet gegen Insek-
ten und ökologisch abgewertet – ich 
hoffe, es wird nie so weit kommen. 
Plante die dortige Regierung etwas 
Derartiges, ein weltweiter Sturm der 
Entrüstung wäre die Folge. Einer der 
größten Mahner, Deutschland, hat je-
doch bereits dieses Stadium erreicht. 
Kein Quadratkilometer Urwald mehr, 
sondern nur Kulturwald, größtenteils 
in Reih und Glied gepfl anzt. Die frem-
den Nadelhölzer müssen gegen Schäd-
linge geschützt werden. Kontaktinsek-
tizide, per Hubschrauber großräumig 
über die Landschaft gesprüht, sind nur 
die Spitze des chemischen Eisbergs. 
Holz aus solchen Wäldern kann nicht 
der umweltfreundliche Rohstoff sein, 
den die Biomassekraftwerke und Pell-
ethersteller so sympathisch bewerben. 
Gewiss, es gibt einige wenige ökolo-
gisch wirtschaftende Betriebe. Sie ver-
schwinden jedoch im Meer der riesi-
gen Plantagen.

Holz verbrennt CO2-neutral?
Zum Schluss gilt es noch mit einem 

modernen Märchen aufzuräumen: Das 
Heizen von Holz ist nicht CO2-neutral. 
Auf einen einzelnen Baum bezogen 
stimmt die Bilanz: Beim Verfeuern wird 
nur so viel Treibhausgas frei, wie die 
Pfl anze beim Wachstum aufgenom-
men hat. Auf den Wald bezogen ist 
dies jedoch nicht richtig. Argumentiert 
wird von der Brennstoffl obby, dass es 
egal sei, ob das Holz verbrannt werde 
oder verrotte – schließlich werde beim 
Zersetzen durch Pilze und Bakterien 
genauso viel CO2 freigesetzt wie beim 
Verfeuern. Und hier verlässt die Argu-
mentation den Boden der Tatsachen. 
Wälder sind natürliche CO2-Senken. 
Verrottende Baumstämme werden 
dort nicht vollständig abgebaut, son-
dern reichern sich in Form von Humus 
in tieferen Bodenschichten an. Häufi g 
ist mehr Kohlenstoff im Boden gespei-
chert als im Holz der Bäume.
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Entnimmt man nun laufend Stäm-
me, so reichert der Wald entspre-
chend weniger Kohlenstoff an. Diese 
Differenz muss der Biomassenutzung 
in Rechnung gestellt werden. Zudem 
enthalten bewirtschaftete Wälder we-
niger als 50 Prozent der Holzmasse in 
Form von Bäumen wie ein Urwald auf 
gleichem Standort.

Alte Zeiten
Wir waren schon einmal so weit, 

ganz auf Biomasse zu setzen: Vor 
zweihundert Jahren war Holz der 
wichtigste Brennstoff. Auch wenn we-
nig geheizt wurde (oft nur die Küche), 
auch wenn Deutschland nur rund 20 
Millionen Einwohner zählte, so hat-
te doch diese Nutzung das fl ächige 

Verschwinden der meisten Wälder 
zur Folge. Eine Erholung der grünen 
Lungen setzte erst durch das Ersetzen 
von Holz durch Steinkohle und Öl ein. 
Wenn wir nun heute, auf kleinerer 
Fläche, mit 82 Millionen Einwohnern 
und dem fünffachen Heizbedarf, das 
Rad wieder zurückdrehen wollen, ist 
es völlig klar, dass dies zu einer mas-
siven Beeinträchtigung der Wälder 
führen muss.

Fazit
Und nun? Ist jede Art von Holzhei-

zung zu verdammen? Natürlich nicht, 
denn in vergangenen Jahren ist die 
private Brennholznutzung und auch 
die Pelletherstellung aus Sägemehl 
umweltverträglich möglich gewesen. 

In diesem Rahmen ist auch künftig 
ein sinnvoller Beitrag zur Lösung un-
serer Energieprobleme denkbar. Der 
derzeitig heftig forcierte Ausbau im 
großen Stil ist jedoch ökologisch pro-
blematisch und lenkt davon ab, dass 
es dringend erforderlich ist, Energie 
einzusparen. Fördergelder würden 
sinnvoller für die Gebäudeisolierung 
und die Entwicklung verbrauchsarmer 
Geräte gebündelt. Es ist zu hoffen, 
dass der Euphorie nun ein ernsthaftes 
Nachdenken folgt, damit der Land-
schaft die Auswirkungen dieses Booms 
erspart bleiben.

Peter Wohlleben

Der Autor ist Förster und Autor des Buches »Holz-
rausch – Der Bioenergieboom und seine Folgen«

Boom der Bioenergie – 
Chance oder Risiko?
Energieholzplantagen als Alternative zur Waldnutzung

renzen die Natur- und Umweltsituation 
zum Teil deutlich verschlechtert.

Risiken der Biomasseproduktion
So wurde auf ertragreichen Stand-

orten vielerorts die Fruchtfolge extrem 
verengt, um die Wirtschaftlichkeit der 
Anlagen sicherzustellen. Aus demselben 
Grund werden zunehmend Brachen und 
weniger ertragreiche Anbaufl ächen so-
wie extensiv bewirtschaftetes Grünland 
für den Anbau von Biomasse genutzt. 
Die Nutzungskonkurrenz zwischen Le-
bensmittel- und Energieerzeugung hat 
auch Auswirkungen auf die Pachtpreise, 
dadurch verlieren bewährte Agrarum-
weltprogramme an Attraktivität, und 
der Druck auf Naturschutzfl ächen 
steigt. Aus Sicht des Naturschutzes sind 
eine Reihe von Risiken mit einer intensi-
ven Bioenergieproduktion verbunden:
 Grünlandumbruch und Gewässer-

belastung: Trotz gegenteiliger EU-
Vorschriften wird derzeit zuneh-
mend Grünland in Ackerland umge-
wandelt. Das betrifft insbesondere 
Feuchtgrünland in Nord- und West-

deutschland, das für den Anbau von 
Mais genutzt wird, und macht auch 
vor Naturschutzgebieten nicht halt. 
Die hohen Düngemittelgaben, die 
der Mais benötigt, führen überdies 
zu erheblichen Nährstoffbelastungen 
von Grundwasser und Oberfl ächen-
gewässern. 

 Grünlandintensivierung: Aus der Bio-
masse von Wiesen lässt sich Energie 
erzeugen. Für die Biogasproduktion 
wird nährstoffreiches Intensivgrün-
land bevorzugt, das pro Jahr vier Mal 
und öfter gemäht wird. So gehen tra-
ditionelle, artenreiche Wiesen zuneh-
mend verloren.

 Vorgezogene Erntetermine: Beim An-
bau von zwei Kulturen in einem Jahr 
(z.B. Mais nach Grünroggen) erfolgt 
die erste Ernte Anfang Juni, zur wich-
tigsten Vermehrungszeit vieler Tier- 
und Pfl anzenarten. Dieser ackerbau-
liche Eingriff bedroht die Bodenbrü-
ter (wie zum Beispiel die Feldlerche) 
und führt zu einer ungenügenden 
Aussamung von Ackerwildkräutern. 

 Vermehrte Nutzung von Stilllegungs-
fl ächen: Von 1,2 Millionen Hektar 
Stilllegung in Deutschland wurden 
2006 allein 450.000 ha für nach-
wachsende Rohstoffe genutzt. Da-
mit verliert die Flächenstilllegung, 
die ursprünglich als Instrument zur 
Begrenzung von Überschüssen ein-
geführt wurde, ihre Bedeutung zur 
Schaffung wichtiger Rückzugsräume 
für viele Tier- und Pfl anzenarten in 
ausgeräumten Ackerbauregionen. 
Dies gilt umso mehr, als die Pfl icht zur 
Flächenstilllegung seit Herbst 2007 
endgültig abgeschafft ist. Seitdem 
sind weitere 340.000 ha Brachen wie-

Angesichts steigender Preise für fossile Energieträger hat die Nachfrage nach 
Biomasse zur energetischen Verwertung in den letzten Jahren stark zugenom-
men. Die Entwicklung wird fl ankiert durch die gesetzlichen Vorgaben im Be-
reich der erneuerbaren Energien, die auch zukünftig eine steigende Bedeutung 
der Bioenergie erwarten lassen. Für die Land- und Forstwirtschaft sind dadurch 
neue Einkommensmöglichkeiten entstanden. Für den Umwelt- und Naturschutz 
kann die Produktion unter bestimmten Bedingungen Chancen bieten, sie birgt 
jedoch auch erhebliche Risiken.

Mit dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG) und der Beimi-
schungspfl icht für Biokraft-

stoffe hat die Bundesrepublik Zeichen 
gesetzt für einen zunehmenden Einsatz 
von Biomasse als Ersatz für fossile En-
ergie. Das hat die Nutzung von Acker-
fl ächen in Deutschland bereits stark 
geprägt. So hat sich innerhalb von drei 
Jahren die Anbaufl äche von Mais zur 
Verwertung in Biogasanlagen fast ver-
zwanzigfacht, auf nunmehr über eine 
halbe Million Hektar. Auch der Raps-
anbau zur Produktion von Biodiesel 
nahm in den letzten Jahren stetig zu 
und macht heute mit rund 1,1 Millionen 
Hektar den Hauptteil der nachwachsen-
den Rohstoffe aus. An der gesamten 
Ackerfl äche in Deutschland hat der An-
bau von Energiepfl anzen mit rund 1,75 
Millionen Hektar einen Anteil von gut 
14 Prozent. Mittlerweile wird jedoch 
deutlich, dass sich durch den rasanten 
Anstieg der Biomasseproduktion mit 
einseitiger Ausrichtung auf Monokul-
turen aus Raps und Mais sowie durch 
die zunehmenden Flächenkonkur-
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der in Nutzung genommen worden. 
Sofern kein neues Instrument zum Er-
halt ökologischer Vorrangfl ächen in 
Ackerbauregionen geschaffen wird, 
ist mit einem weiteren Rückgang der 
Artenvielfalt in der Kulturlandschaft 
zu rechnen. 

 Veränderung des Landschaftsbildes: 
Durch die Vereinheitlichung der 
Fruchtfolgen sowie durch den Anbau 
neuer Kulturen (schnellwachsende 
Hölzer, Schilfgras u.a.) kann sich das 
Erscheinungsbild der bisher vielfäl-
tigen Kulturlandschaften erheblich 
verändern. 

 Intensivierung der Waldnutzung: 
Auch im Wald hat die steigende 
Nachfrage nach Holz eine Nutzungs-
intensivierung zur Folge. So macht 
das Bundeslandwirtschaftsministeri-
um in seinem „Nachhaltigkeitskon-
zept“ deutliche Nutzungsreserven 
bei Laub- und Restholz aus und for-
dert die Einführung einer „Holzmo-
bilisierungsprämie“ sowie die „Ver-
jüngung überalterter Bestände“. Die 
erhöhten Struktur- und Biomasseaus-
träge im Wald bergen jedoch weitrei-
chende Gefahren für das Ökosystem 
(z.B. Nährstoffmangel, Veränderung 
der Artenzusammensetzung) und 
stehen in direkter Konkurrenz zur na-
turschutzfachlichen Forderung nach 
mehr Alt- und Biotopholz im Wald. 

Biomasse effi zient und 
naturverträglich produzieren

Biomasse kann durchaus einen wich-
tigen Beitrag zum Klimaschutz und zu 
einer nachhaltigen Energieversorgung 
leisten. Bei Flächenknappheit, Nut-
zungskonkurrenz und Risiken für die 
Umwelt ist es aber nicht mehr gerecht-
fertigt, die Nutzung und die staatliche 
Förderung von Bioenergie per se als 
positiv darzustellen. Vielmehr geht es 
darum, Biomasse möglichst effi zient zu 
nutzen. 

Die bisher geförderten Bioenergiever-
fahren (z. B. Rapsdiesel und Biogas auf 
Maisbasis) sind jedoch äußerst ineffi zi-
ent, da sie Treibhausgas-Vermeidungs-
kosten von zum Teil über 300 Euro pro 
Tonne CO2 aufweisen. Um einen sinn-
vollen Klimaschutz zu erreichen, sollten 
künftig nur noch Verfahren unterstützt 
werden, die weniger als 50 €/t CO2-Ver-
meidungskosten verursachen. Neben 
der Biogaserzeugung auf Gülle- oder 
Reststoffbasis ist dies unter anderem die 
kombinierte Strom- und Wärmeerzeu-
gung auf Basis von Hackschnitzeln aus 

Waldrestholz oder Kurzumtriebsplanta-
gen. Durch einen entsprechenden Kurs-
wechsel in der Förderung ließe sich nach 
Aussage des Wissenschaftlichen Beirats 
beim Bundeslandwirtschaftsministeri-
um „bei gleichbleibendem Einsatz von 
Ressourcen und Flächen der Beitrag der 
Bioenergie zum Klimaschutz mehr als 
verdreifachen“. 

Vor diesem Hintergrund sollte die Na-
tur- und Umweltverträglichkeit der ge-
förderten Technologien, Anbaumetho-
den und Anbaupfl anzen zur Vorausset-
zung für die staatliche Unterstützung 
werden. Die Gefahr einer Überbean-
spruchung von Naturräumen und eines 
Verlustes von Biodiversität sollte etwa 
durch verbindlich festzuschreibende 
Mindeststandards vermieden werden. 
So müsste die Förderung an folgende 
Kriterien gekoppelt werden:
 Beschränkung des Anteils einer 

Fruchtart (z.B. Silomais) in der Bio-
gasanlage auf maximal 50% sowie 
Einhaltung einer mindestens dreig-
liedrigen Fruchtfolge, 

 Verzicht auf Grünlandumbruch,
 Verzicht auf Gentechnik. 

Energieholzplantagen 
als Alternative? 

Um den Bedarf vor allem für die 
Wärmeerzeugung zu decken, wird als 
zusätzliche Quelle für Energieholz zu-
nehmend die Anlage von Plantagen 
mit schnellwachsenden Hölzern auf 
landwirtschaftlichen Flächen diskutiert. 
Diese Kulturen erbringen hohe Trok-
kenmasseerträge und hohe Treibhaus-
gas-Einsparungen bei geringen Kosten. 
Aus Klima- und Umweltsicht sind sie 
damit gegenüber herkömmlichen Bio-
energieverfahren wie Rapsdiesel oder 
Biogas aus Silomais im Vorteil. Auch aus 
Sicht des Naturschutzes bieten Kurzum-
triebsplantagen zahlreiche Chancen, da 
sie hochwertiger einzuschätzen sind als 
intensiv genutzte Ackerkulturen und 
zugleich den Nutzungsdruck im Wald 
reduzieren. 

Kurzumtriebsplantagen können je-
doch – wie alle großfl ächig angebauten 
Monokulturen – zur Homogenisierung 
und Monotonisierung der Landschaft 
beitragen. Auch ist ihre Bedeutung für 
bedrohte Tier- und Pfl anzenarten eher 
gering, da vor allem „Allerweltsarten“ 
die Pappel- oder Weidenkulturen be-
siedeln. Trotzdem haben die Plantagen 
im Vergleich zu anderen, einjährigen 
Energiepfl anzen zahlreiche Vorteile. So 
profi tieren die Arten auf einer Energie-

holzfl äche gegenüber den Anbaufl ä-
chen von Mais und Raps zum Beispiel 
von der längeren Bodenruhe, dem ge-
ringeren Einsatz von Dünge- und Pfl an-
zenschutzmitteln sowie den geringeren 
Störungen. Daher sind durch die Anla-
ge von Kurzumtriebsplantagen in aus-
geräumten Landschaften positive Aus-
wirkungen für Natur und Umwelt zu 
erwarten. Naturschutzfachlich wichtige 
Gebiete wie Magerrasen, Feuchtwiesen, 
Bachauen oder Brachfl ächen sowie Of-
fenlandgebiete mit Wiesenbrütervor-
kommen sind jedoch strikt von einem 
Energieholzanbau freizuhalten. 

Schlussfolgerungen
Biomasse sollte nicht nur effi zient, 

sondern auch naturverträglich angebaut 
werden. Raumordnerische Konzepte 
und Aufl agen könnten Flächenkonkur-
renzen mit dem Naturschutz vermeiden 
helfen. Um die Strukturvielfalt zu wah-
ren bzw. wiederherzustellen, empfi ehlt 
es sich, alternative Anbauverfahren 
(z.B. Mischkulturen) und Kulturpfl an-
zen zu verwenden, die sich zu einem 
Mosaik verschiedener Anbauformen 
in der Landschaft fügen. Ratsam wäre 
es, Schlaggrößen regionalspezifi sch zu 
begrenzen. Auch streifenförmig ange-
legte Kulturen mit schnellwachsenden 
Hölzern können die biologische Vielfalt 
bereichern.

Bedingt durch die Vielzahl von Nut-
zungsansprüchen an die weltweit ver-
fügbaren Flächen, wird Bioenergie in 
Zukunft allerdings nur einen begrenz-
ten – aber gleichzeitig unverzichtbaren 
– Beitrag zum zukünftigen Energiemix 
leisten können. Längerfristig sollten 
vorrangig Ressourcen, die für die Er-
nährungssicherung nicht gebraucht 
werden, zur Energiegewinnung ein-
gesetzt werden. Effi ziente Nutzung 
hat dabei oberste Priorität. Außer-
dem kann die Bioenergie nur bei ei-
ner gleichzeitigen Verminderung des 
gesamten Energieverbrauchs in den 
Industrieländern einen spürbaren Bei-
trag zu Klimaschutz und Versorgungs-
sicherheit leisten. Eine Entwicklung im 
Einklang mit Natur und Umwelt ist die 
Voraussetzung dafür, dass die öffentli-
che Akzeptanz der Bioenergie langfri-
stig erhalten bleibt.

Florian Schöne

Der Autor ist Referent für Agrarpolitik & Bioenergie 
und Stellvertretender Fachbereichsleiter Naturschutz 
und Umweltpolitik beim NABU – Naturschutzbund 
Deutschland e. V.
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Waldschutz als wichtige Säule 
des Klimaschutzes
Chancen und Herausforderungen für REDD

Entwaldung und Walddegradierung verursachen ca. 20% der jährlichen, an-
thropogenen Treibhausgasemissionen - mehr als die gesamten Emissionen des 
globalen Verkehrsektors.1 Daher gilt der Waldschutz als eine der Hauptsäulen 
des globalen Klimaschutzes, dessen grundlegendes Ziel es ist, den globalen  
Temperaturanstieg möglichst weit unter 2ºC zu begrenzen. Zur Zeit wird daher 
innerhalb der UN-Rahmenkonvention zum Klimawandel (UNFCCC) mit zuneh-
mender Intensität und Erwartung über ein künftiges Post-2012-Klimaabkom-
men verhandelt, welches das 2012 ablaufende Kyoto Protokoll fortsetzen und 
ergänzen soll. Eine zentrale Stütze dessen muss ein neuer, globaler Mechanis-
mus zur Verringerung globaler Emissionen aus Entwaldung und Walddegrada-
tion sein (Reducing Emissions from Deforestation and Degradation – REDD)

Um den Klimawandel unter 
2ºC zu begrenzen, müssen 
die Emissionen der Indus-

triestaaten um mindestens 30% bis 
2020 gegenüber 1990 und die der 
Entwicklungsländer um mindestens 
15% bis 2020 im Vergleich zu einem 
„Weiter-so“-Szenario verringert wer-
den, wenn zusätzlich die globale 
Entwaldungsrate bis 2020 halbiert 
wird.2 Die Industrieländer haben sich 
beim Klimagipfel in Bali verpfl ichtet, 
den Klima- und Waldschutz in den 
Schwellen- und Entwicklungsländern 
mitzufi nanzieren. 

Diese drei Säulen des globalen Kli-
maschutzes sind getrennt zu betrach-
ten. Wenn also die nötige Halbierung 
der Entwaldung bis 2020 durch den 
Emissionshandel erreicht werden soll-
te, müssten die Ziele aller Industrie-
länder von 30% bis auf 38% bis 2020 
(1990 gegenüber) erhöht werden, 
damit die nötige Menge Reduktionen 
gleich bleibt. Schon in der EU ist dies 
politisch nicht durchsetzbar, in Rus-
sland, Japan, Kanada und Australien 
umso weniger: Eine derartige Strate-
gie zu REDD in den Verhandlungen 
ist von vornherein zum Scheitern ver-
urteilt.   

Wenn es doch ohne diese Zieler-
höhung erlaubt wird, REDD-Ziele 
gegen die eigenen Reduktionsziele 
gegenzurechnen und in den Emissi-
onshandel einzubeziehen, führt dies 
zur Überschwemmung des Marktes 
und zum Ausfall des Preisanreizes, 
Maßnahmen in den Industrie- und in 
den Schwellenländern zu ergreifen. 
McKinsey macht die Konsequenzen 
hiervon deutlich: Um den globalen 
Temperaturanstieg unter 2 Grad zu 

begrenzen, hängen mehr als 50% der 
dazu nötigen Reduktionen bis 2030 
davon ab, dass die richtigen Entschei-
dungen beim Bau neuer Infrastruktur 
getroffen werden. Insbesondere geht 
es darum, wie viele neue Kohlekraft-
werke gebaut werden. Der Kohlen-
stoff-Preis ist der wichtigste Treiber 
dafür, die notwendigen Anreize zu 
setzen, dass Investitionen im Sinne 
des Klimaschutzes erfolgen. Der Ein-
bezug von REDD in den Emissions-
handel wäre ein Freifahrschein für 
den Neubau von Kohlekraftwerke in 
den Industrie- und Schwellenländern. 
So könnten zwar die Klimaschutzziele 
bis 2020 erreicht werden, die zukünf-
tig nötigen Reduktionen aber nicht.

Drei Pfeiler des Waldschutzes
Die Entwaldung und Degradierung 

in den Tropen ist eine sehr komple-
xe, globale Herausforderung - für 
die Biodiversität, das Klima und eine 
gerechte sowie nachhaltige Entwick-
lung.  Zugleich stellt der Klimawandel 
für die Biodiversität, den Wald, und 
die die darauf angewiesenen Men-
schen eine Existenzgefahr dar.3 Der 
REDD-Mechanismus muss diese Über-
schneidung refl ektieren und sowohl 
dem Klima, der Biodiversität als auch 
den  Waldvölkern zugute kommen. 

Die wichtigen Treiber der 
Entwaldung anpacken 

Entwaldung hat verschiedene di-
rekte und indirekte Ursachen. Zu den 
direkten Ursachen gehören z.B. die 
Ausdehnung der Viehwirtschaft und 
Landwirtschaft, Holzernten, sowie 
die Entwicklung neuer Infrastruktur; 
zu den indirekten Ursachen gehören 

Bevölkerungswachstum, steigende 
landwirtschaftliche Preise, neue In-
frastruktur sowie institutionelle und 
politische Rahmenbedingungen. Ver-
schiedene Länder verfügen über sehr 
unterschiedliche Kapazitäten zum 
Waldschutz, verschiedene historische 
Entwaldungsraten sowie verschiede-
ne Bedingungen vor Ort. REDD muss 
aber möglichst viele Länder einbezie-
hen, um zu vermeiden, dass reduzier-
te Entwaldung im einen Land zu ver-
mehrtem Raubbau im Anderen führt.   

Stattdessen könnte eine innovative 
Fondlösung,  die dadurch fi nanziert 
würde, dass Staaten einen Teil ihrer 
immer stärker begrenzten Emissi-
onserlaubnisse nicht mehr kostenlos 
zugeteilt bekämen, die notwendi-
gen Gelder und den nötigen Wett-
bewerb für eine effi ziente an den 
Kriterien der Artenvielfalt und glo-
balen CO2-Minderung ausgerichtete 
Entwicklung sowie einen Anreiz zum 
Einbezug der indigenen Völker in die 
Waldschutzstrategien schaffen.        

Der Weg nach Vorne
Die verbleibenden Wälder die-

ser Welt sind Lebensgrundlage für 
Mensch, Tier und Pfl anzen. Der un-
gebremste Klimawandel kann schon 
zwischen 2040 und 2060 zum Kollaps 
des Amazonas-Regenwaldes führen. 
Zugleich ist die Abholzung einer der 
starken Treiber des Klimawandels. 
Eine umfangreiche, globale Strategie 
zur dessen Begrenzung ist eine Chan-
ce, über bisherige Waldschutzstrate-
gien hinaus zu gehen, und Wälder, 
ihre Biodiversität, sowie das globale 
Klima in Kooperation mit den in und 
mit ihnen lebenden Menschen für die 
Zukunft zu erhalten.

Thomas Spencer/Christoph Bals 

Thomas Spencer arbeitet zum Thema REDD bei 
Germanwatch e.V., Christoph Bals ist politischer 
Geschäftsführer bei Germanwatch. e.V.

1 IPCC, AR4. 
2 Michel den Elzen, Niklas Höhne, „Reductions of 

greenhouse gas emissions in Annex I and non-
Annex I countries for meeting concentration sta-
bilisation targets: An editorial comment“, 2008. 

3 European Commission, COMMISSION STAFF 
WORKING DOCUMENT accompanying the COM-
MUNICATION FROM THE COMMISSION TO THE 
EUROPEAN PARLIAMENT, THE COUNCIL, THE EU-
ROPEAN ECONOMIC AND SOCIAL COMMITTEE 
AND THE COMMITTEE OF THE REGIONS Towards 
a comprehensive climate change agreement in 
Copenhagen - Extensive background information 
and analysis -PART 1, 2009. 
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Gerechtigkeit im Wald
Ohne Landrechte keine Schutzerfolge

Das Leben von Hunderten Millionen Menschen hängt weltweit fast ausschließ-
lich von bestehenden Wäldern ab. Im Rahmen des UN-Klimaschutzabkommens 
kommt der Waldschutz endlich voran. Falsch eingeleitet bergen Waldschutz-
programme allerdings enorme Risiken für den Klimaschutz, die biologische 
Vielfalt und vor allem für die lokale Bevölkerung. Daher weisen Indigene im-
mer wieder darauf hin, dass Ihre Rechte geschützt werden müssen. Ihre Beden-
ken müssen endlich ernst genommen werden, um einen effektiven Waldschutz 
gewährleisten zu können!

Die Zerstörung der Wälder trägt mit 
ca. zwanzig Prozent zu den weltwei-
ten Treibhausgas-Emissionen bei. Mit 
dem Wald wird auch der Lebens- und 
Wirtschaftsraum von Menschen in den 
Entwicklungsländern zerstört. Um die 
350 Millionen der ärmsten Menschen 
dieser Welt sind für ihren Lebensun-
terhalt fast vollständig abhängig von 
bestehenden Wäldern. Rund 60 Millio-
nen Indigene, aber auch Kleinbauern 
und Fischer leben direkt im und vom 
Wald. Sie sammeln hier Früchte, Pilze 
oder Medizinalpfl anzen für Eigenbe-
darf und Verkauf, fangen Fische oder 
Jagen. Entsprechend leidet vor allem 
die lokal ansässige Bevölkerung, wenn 
Wälder in Viehweiden oder Plantagen 
umgewandelt werden. Sie verlieren 
ihre Heimat und ihren Lebensunter-
halt. Wehren sie sich mit friedlichen 
Mitteln gegen die Zerstörung ihrer 
Umwelt, werden sie oft verfolgt, will-
kürlich verhaftet oder gar von Groß-
grundbesitzern umgebracht.

Waldschutz oben 
auf der Agenda

Derzeit liegen alle Hoffnungen auf 
einem effektiven Waldschutz in der 
internationalen Klimaschutzpolitik. 
Bisher sind hier lediglich Aufforstun-
gen sowie Wiederaufforstungen in-
nerhalb des CDM (Clean Develop-
ment Mechanism) vorgesehen. Dieser 
ermöglicht es den Industrienationen 
ihre Klimaschutz-Verpfl ichtungen 
auch in Entwicklungs- und Schwellen-
ländern zu erfüllen. Im Verhandlungs-
fahrplan der Klimarahmenkonvention 
für die nächsten Jahre stellt die Ver-
ringerung der Entwaldungsraten (Re-
ducing Emissions from Deforestation 
and Degradation – REDD) nun end-
lich einen der großen Eckpfeiler dar. 
Dessen Erfolg muss sich daran messen 
lassen, ob Menschenrechte durch ihn 
gewahrt bleiben können. Denn diese 
können sowohl durch den Schutz der 

Wälder gesichert werden als auch ge-
nau dadurch gefährdet werden.

Gerechtigkeitslücken 
beim Waldschutz 

In vielen Ländern haben Waldbe-
wohner sehr schlechte Erfahrungen mit 
Aufforstungsprojekten oder Schutz-
gebieten gemacht. Häufi g wurden 
und werden Menschen aus neu ausge-
wiesenen Schutzgebieten vertrieben 
und damit ihrer Lebensgrundlage be-
raubt. Auch durch Aufforstungspro-
gramme, sogar im Rahmen des CDM, 
werden Menschen vertrieben, obwohl 
der CDM eigentlich der nachhaltigen 
Entwicklung vor Ort dienen soll. Die 
Vertreibungen aus dem National-
park Modhupur in Bangladesh oder 
die gewaltvollen Konfl ikte rund um 
CDM-Aufforstungsprojekte wie dem 
Plantar Projekt in Brasilien oder dem 
Mount Elgon im östlichen Uganda 
sind nur die bekannteren der zahlrei-
chen Beispiele dafür, dass Wald- und 
Plantagenprojekte häufi g auf Kosten 
der Lokalbevölkerung gehen.

Wer zerstört den Wald?
Soll Entwaldung dauerhaft verrin-

gert werden, müssen die Ursachen der 
Abholzung genau untersucht werden. 
Erst nach sorgfältiger Analyse können 
gemeinsam mit der Bevölkerung vor 
Ort Lösungen entwickelt werden. In 
Brasilien verdrängen der Ausbau von 
Infrastruktur, die Rinderzucht oder 
der Anbau von Soja den Wald. In In-
donesien überwiegt hingegen die 
Umwandlung von Wald in Plantagen 
für Papier sowie der Anbau von Palm-
öl für Kosmetika, Nahrungsmittel und 
Agrarkraftstoffe. Großkonzerne, Hand 
in Hand mit lokalen Entscheidungs-
trägern, profi tieren vom Raubbau. 
Hingegen werden häufi g die Waldbe-
wohner selbst für die Waldzerstörung 
verantwortlich gemacht. Ihre Rolle ist 
sehr umstritten und regional sehr un-

terschiedlich. Doch sind rund 200-300 
Millionen der vom Wald abhängigen 
Menschen Landlose, die Brandro-
dungswanderfeldbau betreiben. Ist 
die Bevölkerungsdichte besonders 

das Recht, das Land zu nutzen 
oder gar Landrechtstitel zu erhalten. 

Landrechtsreformen und die Errich-
tung und Stärkung von Landrechtsti-
teln für bewaldetes Land sind also ent-

Das Leben von Hunderten Millionen Menschen hängt weltweit fast ausschließ- die Bevölkerungsdichte besonders 
groß, kommt es zur Übernut-

trägern, profi tieren vom Raubbau. das Recht, das Land zu nutzen 

lich von bestehenden Wäldern ab. Im Rahmen des UN-Klimaschutzabkommens 
kommt der Waldschutz endlich voran. Falsch eingeleitet bergen Waldschutz-
programme allerdings enorme Risiken für den Klimaschutz, die biologische 
Vielfalt und vor allem für die lokale Bevölkerung. Daher weisen Indigene im-
mer wieder darauf hin, dass Ihre Rechte geschützt werden müssen. Ihre Beden-
ken müssen endlich ernst genommen werden, um einen effektiven Waldschutz 

Wälder gesichert werden als auch ge-

In vielen Ländern haben Waldbe-
wohner sehr schlechte Erfahrungen mit 
Aufforstungsprojekten oder Schutz-
gebieten gemacht. Häufi g wurden 
und werden Menschen aus neu ausge-
wiesenen Schutzgebieten vertrieben 
und damit ihrer Lebensgrundlage be-
raubt. Auch durch Aufforstungspro-
gramme, sogar im Rahmen des CDM, 
werden Menschen vertrieben, obwohl 
der CDM eigentlich der nachhaltigen 
Entwicklung vor Ort dienen soll. Die 
Vertreibungen aus dem National-
park Modhupur in Bangladesh oder 
die gewaltvollen Konfl ikte rund um 
CDM-Aufforstungsprojekte wie dem 
Plantar Projekt in Brasilien oder dem 
Mount Elgon im östlichen Uganda 
sind nur die bekannteren der zahlrei-
chen Beispiele dafür, dass Wald- und 
Plantagenprojekte häufi g auf Kosten 

Soll Entwaldung dauerhaft verrin-
gert werden, müssen die Ursachen der 
Abholzung genau untersucht werden. 
Erst nach sorgfältiger Analyse können 
gemeinsam mit der Bevölkerung vor 
Ort Lösungen entwickelt werden. In 
Brasilien verdrängen der Ausbau von 
Infrastruktur, die Rinderzucht oder 
der Anbau von Soja den Wald. In In-
donesien überwiegt hingegen die 
Umwandlung von Wald in Plantagen 
für Papier sowie der Anbau von Palm-
öl für Kosmetika, Nahrungsmittel und 
Agrarkraftstoffe. Großkonzerne, Hand 
in Hand mit lokalen Entscheidungs-
trägern, profi tieren vom Raubbau. 

groß, kommt es zur Übernut-
zung der Wälder. 

Ohne Landrechte 
keine nach-
haltige 
Nutzung

Einer nach-
haltigen, lang-
fristigen Nut-
zung der Flä-
chen steht dabei 
entgegen, dass 
die Menschen kei-
ne langfristigen Nut-
zungsrechte am Land 
haben. So wird kurzfri-
stig so viel aus dem 
Boden geholt 
wie möglich 
und nicht in 
die Zukunft 
investiert. 
Verbriefte 
Landrech-
te bieten  
hingegen 
Anreize zu 
langfristig 
umwel tge-
rechter Nut-
zung. Armut 
und fehlender Zu-
gang zu Land sowie 
gezielte Umsiedlung 
oder Verdrängung durch 
Konzerne treiben die Men-
schen zudem in die Wälder und in 
neue, ihnen unbekannte Anbauzonen. 
Ohne Kenntnisse ihrer Um-
welt können sie das 
Land nicht nachhal-
tig nutzen. Auch 
gesetzliche Rah-
menbedingun-
gen befördern 
die Rodung der 
Wälder durch die 
Landbevölkerung. In 
vielen Ländern ergibt 
sich erst nach Rodung 
das Recht, das Land zu nutzen 
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scheidend für dessen Schutz. Rechts-
staatlichkeit und Bekämpfung der Kor-
ruption sind ebenso nötig. 

Sicher verbinden aber nicht alle 
waldreichen Staaten und Palm-

darauf, keine Konditionalitä-
ten akzeptieren zu müssen. Daher ist 
es sehr unwahrscheinlich, dass aus-
gerechnet in Fragen der Landrechte 
Einmischungen von außen erwünscht 

sind. Umgekehrt sind es bisher Austra-
lien, USA und Neuseeland gewesen, 
die die Rechte der Indigenen Bevölke-
rung bei REDD abgelehnt haben und 
nicht diejenigen Staaten, die es direkt 
betreffen wird. Große Herausforde-
rungen sind also noch zu bewältigen, 
bevor die Diskussion sich auf Berech-
nungsmethoden und das Monitoring 
beschränken sollte. 

Schutz auf der Einen 
– Zerstörung auf der 
anderen Seite?

Wie unterschiedlich Waldschutzpro-
gramme in ihrer sozialen Ausgewogen-
heit sein können, zeigt sich am brasilia-
nischen Klimaschutzprogramm. Durch 
das neue Klimaschutzprogramm soll 
die jährliche Entwaldungsrate bis 2028 
um 70 % gesenkt werden. Unter den 
Maßnahmen fi ndet sich sogar das Ziel, 
weitere Reservate zur nachhaltigen 
Nutzung des Waldes auszuweisen, so 
dass Entwicklung und Umweltschutz 
Hand in Hand gehen würden. Nach 
wie vor würden so allerdings 5000 
km2 Wald im Jahr verloren gehen, das 
ist die doppelte Fläche des Saarlandes. 
Längst nicht genug aber immerhin ein 
erster Schritt und ein Hoffnungsschim-
mer für diejenigen, die im und vom 
Wald leben wollen. Zudem sollen al-
lerdings auch massiv Plantagen aufge-
forstet werden. Vier Fünftel des neu 
angepfl anzten Baumbestandes dürfen 
nicht-heimische Arten sein (z.B. Euka-
lyptus). Dies bedeutet die Ausbreitung 
der grünen Wüsten, wie sie von den 
brasilianischen sozialen Bewegungen 
genannt werden. Monokultur mit 
hohem Wasserverbrauch und Pesti-
zideinsatz, Vertreibung von Kleinbau-
ern und Indigenen, prekäre Arbeits-
verhältnisse – das ist bereits heute bei 
Plantagenprojekten zu beobachten. 
Zugleich konterkarieren die Maßnah-
men im Klimaprogramm die Ziele, die 
Entwaldungsraten zu reduzieren, da 
es auf höhere Beimischungsquoten 
für Agarkraftstoffe im Land, die Stei-
gerung des Exports von Agrarethanol 
sowie die Wasserkraft setzt. 

Der Wert des Waldes wird allein dar-
an gemessen, was seine Integration in 
den Weltmarkt wert ist. Dabei ist der 
Schutz des Amazonaswaldes im urei-
genen Interesse der brasilianischen 
Regierung. So kommt etwa der Nie-
derschlag im Süden aus Amazonien. 

waldreichen Staaten und Palm- nicht diejenigen Staaten, die es direkt 
betreffen wird. Große Herausforde-
rungen sind also noch zu bewältigen, 
bevor die Diskussion sich auf Berech-
nungsmethoden und das Monitoring 
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die jährliche Entwaldungsrate bis 2028 
um 70 % gesenkt werden. Unter den 
Maßnahmen fi ndet sich sogar das Ziel, 
weitere Reservate zur nachhaltigen 
Nutzung des Waldes auszuweisen, so 
dass Entwicklung und Umweltschutz 
Hand in Hand gehen würden. Nach 
wie vor würden so allerdings 5000 
km2 Wald im Jahr verloren gehen, das 
ist die doppelte Fläche des Saarlandes. 
Längst nicht genug aber immerhin ein 
erster Schritt und ein Hoffnungsschim-
mer für diejenigen, die im und vom 
Wald leben wollen. Zudem sollen al-
lerdings auch massiv Plantagen aufge-
forstet werden. Vier Fünftel des neu 
angepfl anzten Baumbestandes dürfen 
nicht-heimische Arten sein (z.B. Euka-
lyptus). Dies bedeutet die Ausbreitung 
der grünen Wüsten, wie sie von den 
brasilianischen sozialen Bewegungen 
genannt werden. Monokultur mit 
hohem Wasserverbrauch und Pesti-
zideinsatz, Vertreibung von Kleinbau-
ern und Indigenen, prekäre Arbeits-
verhältnisse – das ist bereits heute bei 
Plantagenprojekten zu beobachten. 
Zugleich konterkarieren die Maßnah-
men im Klimaprogramm die Ziele, die 
Entwaldungsraten zu reduzieren, da 
es auf höhere Beimischungsquoten 
für Agarkraftstoffe im Land, die Stei-
gerung des Exports von Agrarethanol 
sowie die Wasserkraft setzt. 

Der Wert des Waldes wird allein dar-
an gemessen, was seine Integration in 
den Weltmarkt wert ist. Dabei ist der darauf, keine Konditionalitä-

öl- oder Papierkonzer-
ne diese Dinge mit 

REDD.

Problemlösung 
Nachhaltigkeits-

kri terien?

Die internationale Gemein-
schaft könnte beim Schutz 

der Wälder, wie beim 
CDM, darauf po-

chen, dass Nach-
haltigkeitskri-

terien ein-
g e h a l t e n  

w e r d e n .  
Projekte 
müssten 
d a n n  
d e r 
ö k o l o -
gischen, 

sozialen 
und öko-

nomischen 
Entwick lung 

des Landes die-
nen. Doch die Ver-

hältnisse vor Ort kön-
nen so nur bedingt 

verändert werden, 
da Nachhaltig-

keitsstandards 
nach dem Sou-
v e r ä n i t ä t s -
prinzip durch 
die nationa-
len Regierun-
gen festgelegt 

werden. In an-
deren Verhand-

lungsfeldern po-
chen Regierungen 

der Entwicklungs- und 
Schwellenländer zudem 

darauf, keine Konditionalitä-

Mit Amazonien geht auch der Regen 
im Süden und mit ihm die exportorien-
tierte Landwirtschaft massiv zurück.

Gerechtigkeit im Wald
Waldschutz unter dem UN-Klima-

schutzabkommen ist derzeit der einzig 
sichtbare Weg für ein internationales 
Waldschutzabkommen und muss da-
her unbedingt vorangetrieben wer-
den. Eine falsch eingeleitete Politik 
birgt allerdings enorme Risiken für die 
vom Wald abhängigen Armen.

Statt Menschen aus ihrer Heimat zu 
verdrängen, sollte der Waldschutz den 
Menschen bessere Lebensbedingun-
gen und Rechte bringen. Langfristige 
Waldschutzpolitik sollte darauf zie-
len, dass keine Konzessionen zur Zer-
störung wertvoller Waldgebiete mehr 
vergeben werden und das Land denen 
zugesprochen wird, die Gewohnheits-
rechte haben. Diese Menschen müssen 
darin unterstützt werden, ihr Land 
umweltgerecht und ertragreich zu 
nutzen. Dies würde auch verhindern, 
dass einfach an anderer Stelle abge-
holzt wird. Die lokale Bevölkerung 
muss verbindliche Mitspracherechte 
erhalten und zuvor voll informiert 
werden. Starke Gemeinschaften sind 
in der Lage, ihren Wald gegen Holz-
fäller und Großkonzerne verteidigen 
zu können. Dafür brauchen waldrei-
che Staaten auch fi nanzielle Unter-
stützung aus den Industrieländern. Im 
Gegenzug müssen sich die beteiligten 
Staaten mindestens zur Wahrung der 
Menschenrechte verpfl ichten. 

Allerdings darf nicht vergessen wer-
den, dass der große Druck auf den 
Wald besonders den globalen Konsu-
menten geschuldet ist. Dazu gehört 
insbesondere unser hoher Fleisch- und 
Papierkonsum, sowie in zunehmen-
dem Maße der Anbau von Agrotreib-
stoffen. Zudem forciert die Staatsver-
schuldung vieler Entwicklungsländer 
eine nicht-nachhaltige, exportorien-
tierte Landwirtschaft, die zum Abhol-
zen der Wälder führt. In diesem Sinne 
sollte auch die Frage nach Entschul-
dung neu gestellt werden.

Anika Schroeder 

Die Autorin ist Referentin für Klimawandel und 
Entwicklung bei MISEREOR.

Weitere Infos unter:
www.misereor.de; www.klima-und-gerechtigkeit.de
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Kann REDD der biologischen 
Vielfalt nützen?
Fachtagung der AG Biodiversität1

Die Reduktion von Emissionen aus Entwaldung und Walddegradierung in Ent-
wicklungsländern wird aktuell – nicht nur in den internationalen Klimaverhand-
lungen – heftig diskutiert. Mit REDD (Reducing Emissions from Deforestation 
and Degradation) soll für die zweite Verpfl ichtungsperiode des Klimaabkom-
mens ab 2012 ein Konzept eingeführt werden, um die CO2-Emissionen aus men-
schenverursachter Entwaldung maßgeblich zu reduzieren. Auf einer vom Forum 
Umwelt und Entwicklung organisierten Fachtagung diskutierten VertreterInnen 
aus Verbänden, Wissenschaft, Politik und Verwaltung über ihre Positionen im 
Hinblick auf die bevorstehenden Verhandlungen im Rahmen der Klimarahmen-
konvention 2009 in Kopenhagen, wo REDD beschlossen werden soll. 

2005 wurde ein Vorschlag von Co-
sta Rica und Papua zu «REDD» («Re-
ducing Emissions from Deforestation 
and Degradation») in die Verhandlun-
gen zur UN-Klimarahmenkonvention 
(UNFCCC) aufgenommen. Bis zur 15. 
Konferenz dieser Konvention in Ko-
penhagen im Dezember 2009 müssen 
sich die Länder der Erde nun auf eine 
Methode zur Anrechnung des Walder-
halts auf den Klimaschutz einigen.

Von Verpfl ichtung freikaufen?
Doch der Teufel steckt im Detail. 

Wegen ganz unterschiedlicher Ziel-
vorstellungen und Interessen der 
Vertragsparteien, aber auch wegen 
tatsächlicher methodischer Schwie-
rigkeiten, nahm das Thema an der 14. 
Klimakonferenz in Posen im Dezem-
ber 2008 zwar einen breiten Raum ein 
– nennenswerte Fortschritte wurden 
aber keine erzielt. 

Eine Schlüsselstellung nimmt die Art 
und Weise ein, wie der Walderhalt 
honoriert werden kann. Die ursprüng-
liche Idee sah vor, dass wie für Emis-
sionseinsparungen im industriellen 
Bereich Zertifi kate für den Walder-
halt ausgegeben werden. Diese sollen 
dann mit den Industriezertifi katen ge-
handelt werden können. Doch dabei 
besteht die Gefahr, dass die Industri-
eländer sich durch den Kauf von bil-
ligen «Waldzertifi katen» von der Ver-
pfl ichtung freikaufen, ihre eigenen In-
dustrieemissionen zu reduzieren. Statt 
des ursprünglich zu rodenden Waldes 
würde nun einfach ein anderer ge-
rodet  – und so hätten weder Klima-
schutz noch der Schutz der biologi-
schen Vielfalt einen Nutzen davon. 

Ein Ausweg könnte sein, die Erhal-
tung der Wälder stattdessen durch 
einen Fonds zu fi nanzieren, der nicht 

in den Emissionshandel eingebunden 
ist. So kann eine Zusätzlichkeit zu den Zusätzlichkeit zu den Zusätzlichkeit
bisherigen Einsparungen gewährlei-
stet werden. Nur fehlt hier der An-
reiz für die Finanzierung. So entstand 
der Vorschlag, den Fonds an die CO2-
Emissionen der Industrieländer zu 
koppeln, den Handel von Waldzerti-
fi katen aber getrennt vom Industrie-
Emissionshandel zu halten. Wer mehr 
CO2 produziert, muss mehr Gelder in 
den Fonds stecken.

Wie muss die grundlegende REDD-
Architektur aussehen, wenn es einen 
Nutzen für Biodiversität und Klima 
geben soll?

Ein solcher marktgekoppelter An-
satz, wie er derzeit z.B. von Green-
peace (unter dem Namen TDERM 

oder Forests for climate) vorgeschla-
gen wurde, fand bei der Tagung der 
AG Biodiversität „Kann der Klima-
schutz den Regenwald retten?“ am 
26. und 27. Februar in Bonn einhel-
lige Zustimmung. 45 Teilnehmende 
aus Verbänden, Wissenschaft, Politik 
und Verwaltung hatten sich getrof-
fen, um gemeinsam zu überlegen, 
wie REDD gestaltet werden müsse, 
um einen realen Nutzen zu haben. 
Für eine Einbeziehung in den Emissi-
onshandel fand sich kein Fürsprecher, 
auch nicht unter den Regierungsver-
tretern. Ein weiterer Grund – neben 
der Möglichkeit des „Freikaufs“ für 
Industrieländer – war die mangelnde 
Möglichkeit, den Handel in nachhalti-
ge Bahnen zu steuern.

Genau diese wurde im Plenum und 
im Workshop „Wie kann die Biodiversi-
tät besonders berücksichtigt werden?“ 
als einer der wichtigsten Voraussetzun-
gen für eine nachhaltige REDD-Metho-
dik herausgestellt. Urwälder und ande-
re biodiversitätsreiche Gebiete müssen 
ebenso wie Gebiete mit einer hohen 
CO2-Speicherung gegenüber anderen 
Bereichen vorrangig berücksichtigt 
werden. Es muss also die Möglichkeit 
bestehen, Prioritäten zu setzen und die 
Erhaltung der Biodiversität muss eine 
Voraussetzung für die Mittelzuteilung 
sein. Mit dem Überschneidungskon-
zept, das dem Carbon and Biodiversity 
Atlas des UNEP/WCMC zugrunde liegt 

Unter welchen Bedingungen kann REDD 
der Biologischen Vielfalt nützen?

Wenn REDD nicht nur den Klimawandel bremsen, sondern auch der Er-
haltung der Wälder dieser Erde dienen soll, müssen bei seiner Gestaltung 
bestimmte Bedingungen berücksichtigt werden:
 Es darf nicht in den Emissionshandel integriert werden
 Es sollte eine fondsbasierte, evtl. marktgekoppelte Lösung angestrebt 

werden, die Steuermöglichkeiten bietet
 Bei der Zuteilung der Mittel und der de-facto Bewahrung von Wäldern 

müssen biodiversitätsreiche Lebensräume und solche mit hoher Kohlen-
stoffspeicherkapazität Vorrang genießen

 Bewahrung von bestehenden Wäldern – insbesondere von Urwäldern 
und nachhaltig genutzten Wäldern – sollte Vorrang vor Wiederauffor-
stungen haben 

 Monokultur-Plantagen und Neuaufforstungen sollen nicht berücksich-
tigt werden; die Walddefi nition sollte entsprechend angepasst werden

 Bemessungsgrundlage ist die tatsächliche Verringerung des Waldein-
schlags auf Landesebene gegenüber einem „Business as usual“-Szena-
rio

 Die Mittelvergabe sollte zumindest teilweise erst bei nachweisbaren Er-
folgen stattfi nden und von der Einhaltung der Biodiversitätskriterien 
abhängig gemacht werden.
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oder dem HCV2-Konzept von Green-
peace gibt es hierfür bereits gute fach-
liche Grundlagen. 

Plantagen sind kein Wald 
– und sie nützen weder 
Klima noch Biodiversität

Als weitere wichtige Stellschrauben 
wurden die Walddefi nition, die Frage, 
ob nur vermiedene Entwaldung oder 
auch vermiedene Degradation und 
Aufforstungen mitbetrachtet werden 
sollen und die Frage der Betrachtungs-
ebene – national oder projektbasiert – 
identifi ziert.

Keines der bestehenden Modelle 
unterschiedet zwischen Monokultur-
Plantagen und Urwald – und so gibt 
es noch keinen Anreiz, letzteren zu 
erhalten. Dabei sind Monokulturen, 
insbesondere von Exoten wie Euka-
lyptus – im Vergleich zum ursprüng-
lichen Wald nicht nur ökologische 
Wüsten, sie binden oft auch nur einen 

Bruchteil des Kohlenstoffs, der im ge-
rodeten Wald gebunden und bei der 
Rodung freigesetzt wurde. Für einen 
brauchbaren REDD-Mechanismus müs-
sen Plantagen zum einen durch die 
derzeit angewandte Walddefi nition 
wie auch dadurch beschränkt werden, 
dass sich REDD nur auf Entwaldungen 
und Degradierungen bezieht. 

Nationale Ebene oder Projekte?
Veränderungen der Entwaldungs-

rate sollten auf nationaler Ebene ge-
messen und bewertet werden, damit 
es nicht durch Verlagerung (leakage) 
der zu rodenden Gebiete zu einer 
Scheinlösung kommt. Zur Umsetzung 
der Maßnahmen sind im Rahmen ei-
nes Schritt-für-Schritt-Ansatzes jedoch 
auch regionale Projekte zu fördern, 
wobei die Einbeziehung aller Beteilig-
ten – namentlich der lokalen Bevölke-
rung – eine Selbstverständlichkeit sein 
sollte und ein wesentliches Element 
für den Erfolg der Maßnahmen ist.

Und nun?
Viele Fragen zu REDD sind trotz des 

raschen Herannahens der Konferenz im 
Dezember, auf der seine genaue Form 
beschlossen werden soll, noch immer of-
fen – auch die dargestellten. Biodiversität 
spielt bei den Verhandlungen kaum eine 
Rolle, die Wälder dienen in den Köpfen 
vieler Delegierter nur als Kohlenstoffspei-
cher. Daher sollten die Gelegenheiten die-
ses Jahr, wie etwa die 5. Sitzung der Non-
Annex-I Länder3 ab dem 30. März in Bonn 
– genutzt werden, um die Vorschläge für 
ein biodiversitätsfreundliches REDD den 
Delegierten nahezubringen. 

Friedrich Wulf

Der Autor ist Projektleiter für Politik und Internationa-
les bei Pro Natura – Friends of the Earth Schweiz und 
einer der beiden Koordinatoren der AG Biodiversität 
des Forums Umwelt und Entwicklung.

1 Die Tagungsbeiträge sind unter www.forum-ue.
de/index.php?id=148 abrufbar.

2 High Conservation value
3 Ad hoc Working group on long-term cooperative 

action

Das neue Interesse am Wald
NRO sehen Chancen und Risiken

Wälder sind zurück auf der politischen Tagesordnung – aber nicht alle sind 
glücklich darüber. Unbestritten ist, dass die Entwaldung weltweit deutlich 
verringert werden muss, wenn die Klimaschutzziele erreichbar bleiben sollen. 
Doch es wächst Skepsis, ob der Kohlenstoffhandel das geeignete Mittel ist, um 
Wälder und ihre biologische Vielfalt zu schützen. 

Keine NRO, die sich mit dem 
Schutz von Wäldern beschäf-
tigt, kommt um eine Ausei-

nandersetzung mit REDD herum. 
Grund sind nicht zuletzt die Milliar-
denbeträge, die im Zusammenhang 
mit „vermiedener Entwaldung“ ge-
nannt werden. Sie haben geradezu 
ein Feuerwerk neuer politischer In-
itiativen und Projekte entfacht. Alle 
anderen Aktivitäten drohen dahinter 
zu verblassen: Etwa der europäische 
FLEGT-Prozess (Forest Law Enforce-
ment, Governance and Trade), mit 
dem die Einfuhr von illegal einge-
schlagenem Holz in die EU kontrol-
liert werden soll, der von einigen nur 
noch als ein Beispiel für die mögliche 
Ausgestaltung eines REDD-Mechanis-
mus gesehen wird. Oder regionale 
Initiativen gegen die Ausweitung von 
Ölpalmplantagen in Indonesien oder 
den Sojaanbau in Brasilien, bei denen 
mögliche Kompensationszahlungen 
über REDD immer weiter in den Vor-
dergrund rücken. 

Ob REDD mehr wird als ein Stroh-
feuer, hängt in erster Linie von sei-
ner Ausgestaltung ab. Die Positio-
nen von Umwelt- und Entwicklungs-
organisationen zu REDD lassen sich 
grob in drei Lager aufteilen. Auf der 
einen Seite stehen die Befürworter 
eines projektbasierten Ansatzes, 
die sich aus dem Handel mit Koh-
lenstoffzertifikaten für vermiedene 
Entwaldung zusätzliche Mittel für 
ihre Waldschutzprojekte verspre-
chen. Auf der anderen Seite finden 
sich diejenigen, die die politischen 
Verhandlungen der nächsten Mona-
te dazu nutzen wollen, den Schutz 
der biologischen Vielfalt und die 
Rechte der lokalen Bevölkerung im 
Rahmen von REDD zu stärken und 
gleichzeitig zu verhindern versu-
chen, dass Wälder Teil des weltwei-
ten Emissionshandels werden. Da-
neben gibt es eine dritte Gruppe, 
die den sich abzeichnenden REDD-
Mechanismus grundsätzlich ablehnt, 
solange Wälder auf Kohlenstoff re-

duziert werden und indigenen Völ-
ker oder Biodiversität eine allenfalls 
marginale Rolle spielen. 

Der Markt als Lösung?
Zahlreiche Projektentwickler und ei-

nige internationale Naturschutzorga-
nisationen wie Conservation Interna-
tional, The Nature Conservancy, Flora 
and Fauna International und andere 
unterstützen die Entwicklung eines 
marktbasierten Mechanismus. Wenn 
Kohlenstoffzertifi kate für die in ihren 
Projekten vermiedene Entwaldung 
im internationalen Emissionshandel 
verkauft werden, so ihr Kalkül, kön-
nen in größerem Umfang zusätzliche 
Mittel für den Waldschutz generiert 
werden. 

Unterstützt werden sie dabei von 
Beratungsfi rmen wie Ecosecurities, 
denen sich hier ein lukratives Betäti-
gungsfeld öffnet. Da eine Vermark-
tung projektbasierter Kohlenstoff-
zertifi kate ohne Zertifi zierung kaum 
möglich ist, kommt Firmen wie SGS, 
TÜV Süd u.a. eine zunehmend wichti-
gere Rolle zu, das Versprechen einer 
vermiedenen Entwaldung zu über-
prüfen. Auch der Forest Stewardship 
Council (FSC) wird bereits von einigen 
seiner Mitglieder gedrängt, auf die-
sem Feld tätig zu werden. 

Wie schnell es hier zu Interessen-
konfl ikten kommen kann, zeigt das 
Beispiel der französischen Firma Foret 
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Ressources Management (FRM), die 
nicht nur Holzeinschlagsunternehmen 
wie Rougier, Danzer und SODEFOR be-
rät, sondern auch maßgeblich daran 
beteiligt war, die Readiness Plan Idea 
Note (R-PIN) für die Dem. Republik 
Kongo zu schreiben. Damit will das 
zentralafrikanische Land seine weite-
re Beteiligung an den von der Welt-
bank im Rahmen der Forest Carbon 
Partnership Facility fi nanzierten Vor-
bereitungen auf einen zukünftigen 
REDD-Mechanismus sicherstellen. 

Für einen marktbasierten Ansatz 
setzen sich auch einige Netzwerke 
ein, deren Medien- und Lobbyarbeit 
darauf beruht, eine möglichst breite 
Unterstützung ihrer Ideen durch Wis-
senschaftler, Politiker und NROs zu 
suggerieren. Hierzu gehören z.B. das 
Global Canopy Program oder Forest 
Now. 

Wald ist mehr als Kohlenstoff
Die volle Anrechenbarkeit von 

REDD-Zertifi katen im internationalen 
Emissionshandel würde Industrie und 
Regierungen das ideale Schlupfl och 
bieten, die dringend notwendigen 
Maßnahmen im eigenen Land durch 
kostengünstigere zu ersetzen. Da eine 
deutliche Erhöhung des bisher von der 
EU ins Auge gefassten Reduktionsziels 
von 30 % bis 2020 wenig wahrschein-
lich ist, spricht sich eine große Zahl 
von NRO dafür aus, REDD aus dem 
Emissionshandel herauszuhalten.

Während ein Marktmechanismus 
zwangsläufi g dazu führt, dass Wäl-

der auf die einzig handelbare „Wäh-
rung“, den in ihnen gebundenen 
Kohlenstoff, reduziert werden, bietet 
ein Fonds, der aus Abgaben auf fossi-
le Energieträger oder Erlösen aus der 
Versteigerung von Verschmutzungs-
rechten fi nanziert wird, mehr Hand-
lungsspielraum. Damit könnte z.B. si-
chergestellt werden, dass Maßnahmen 
wie die Kontrolle von Entwaldungs-
verboten, Einschlagsmoratorien oder 
verbesserte Waldbrandbekämpfung 
auch in Ländern mit derzeit geringer 
Entwaldungsrate fi nanziert oder dass 
zusätzliche Anreize für den Schutz be-
sonders artenreicher Wälder geschaf-
fen werden.

Die meisten NRO sind sich einig, 
dass die ökologischen und sozialen 
Funktionen von Wäldern den Klima-
schutzaspekten nicht untergeordnet 
werden dürfen: Die Umwandlung von 
Naturwäldern in Palmöl- oder Euka-
lyptusplantagen muss ebenso ausge-
schlossen werden, wie die Verdrän-
gung lokaler Bevölkerung von „mar-
ginalem“ oder „ungenutztem“ Land 
durch großfl ächige Aufforstungspro-
jekte. 

Jeder Mechanismus muss darüber 
hinaus sicherstellen, dass Entwaldung 
verringert und nicht nur von einem 
Ort an einen anderen verlagert wird. 
Regionale Projekte, wie z. B. der ver-
besserte Schutz eines Nationalparks, 
führen möglicherweise nur dazu, dass 
Holzfäller oder Siedler in weniger gut 
kontrollierte Gebiete ausweichen. Die 
Entwaldung muss deshalb auf natio-

REDD-Projekte müssen 
gemeinsam mit der lokalen 
Bevölkerung geplant und 
durchgeführt werden.

naler Ebene oder – im Fall kleinerer 
Staaten – auf überregionaler Ebene 
gemessen werden. 

Die beste Garantie für den Schutz 
der Wälder sind allerdings eindeutig 
defi nierte Land- und Nutzungsrechte 
für die lokale und indigene Bevölke-
rung. Ihre umfassende Beteiligung an 
der Planung ebenso wie den Erlösen 
aus REDD, sowie ihre freie und vorhe-
rige informierte Zustimmung müssen 
die Grundlage für jede Waldschutz-
strategie sein.

Ein möglicher REDD-Mechanismus 
sollte zur Finanzierung von Program-
men dienen, die die Rechte der tradi-
tionellen Waldbevölkerung stärken, 
die Kosten für Monitoring und Natur-
schutzprogramme decken und zusätz-
liche Mittel für Regierungen und loka-
le Gemeinschaften bereitstellen, die 
Einkommensquellen verlieren, wenn 
waldzerstörende Aktivitäten unter-
bunden werden. 

Mit diesem Ziel beteiligt sich eine 
breite Koalition von umwelt- und 
entwicklungspolitischen NRO an den 
Verhandlungen über einen zukünf-
tigen REDD-Mechanismus. Sollte sich 
in den nächsten Monaten allerdings 
zeigen, dass wesentliche Teile dieser 
Ziele nicht erreicht werden, so ist zu 
erwarten, dass die Gruppe derjenigen, 
die REDD grundsätzlich ablehnen, zu-
nehmend größer wird.  

Wolfgang Kuhlmann

Der Autor ist Geschäftsführer der Arbeitsgemein-
schaft Regenwald und Artenschutz (ARA).

Rundbrief 1_2009.indd   22 13.03.2009   13:40:31 Uhr



Forum Umwelt und Entwicklung – Rundbrief 1/2009 23

Aktuell

IRENA – Was lange währt 
wird endlich gut…
Den Ausbau Erneuerbarer Energien vorantreiben

Der Andrang war weitaus größer als es die größten Optimisten erwarten konn-
ten: 75 Staaten unterzeichneten bei der Gründungskonferenz der International 
Renewable Energy Agency (IRENA) am 26. Januar in Bonn das Gründungsdoku-
ment und wurden damit Gründungsmitglieder dieser neuesten zwischenstaat-
lichen Organisation. 

Noch kurz vor der Konferenz wur-
de die Zahl 50 als sehr ambitioniert 
gehandelt. Aber selbst so antagoni-
stische Staaten wie Iran und Israel, 
Serbien und Montenegro, Eritrea und 
Äthiopien fanden sich zusammen um 
ab sofort in einer gemeinsamen Orga-
nisation den Ausbau der Erneuerbaren 
Energien voranzutreiben. Soviel »Frie-
de, Freude, Eierkuchen« sieht man bei 
internationalen Regierungskonferen-
zen selten, zumal bei einem üblicher-
weise hochkontroversen Themenfeld 
wie der Energiepolitik. So gesehen ist 
es schon bemerkenswert, wie sich in 
den letzten Jahren die Parameter ge-
ändert haben.

Ein langer Weg
Umweltminister Gabriel spannte 

in seiner Einleitungsrede den Bogen 
zurück zur »Renewables 2004«-Kon-
ferenz, die vom damaligen Kanzler 
Schröder beim Weltgipfel für Nach-
haltige Entwicklung 2002 in Johan-
nesburg angekündigt worden war. 
Beim Johannesburger Weltgipfel war 
es damals nicht möglich gewesen, ein 
klares Bekenntnis zu einer stärkeren 
Rolle der erneuerbaren Energien im 
»Johannesburg Plan of Implementa-
tion« unterzubringen. Die EU hatte 
dann als Reaktion eine »Johannesburg 
Renewable Energy Coalition« (JREC) 
initiiert, der sich immerhin 88 Staaten 
anschlossen mit einer Erklärung »The 
Way Forward on Renewable Energy«. 
Als Teil dieser europäischen Initiative 
lud die Bundesregierung in Johannes-
burg zur Renewables 2004 nach Bonn 
ein. 

Aus JREC wurde nicht viel, und die 
politische Konferenz »Renewables 
2004« blieb zwar keine Eintagsfl iege, 
aber nach der politisch deutlich nied-
riger aufgehängten Nachfolgekon-
ferenz in Beijing im November 2005 

verlief auch diese Initiative im Sande, 
da einfach keine Regierung mehr den 
Stab aufnahm. Die Zeit war offenbar 
einfach noch nicht reif für eine am-
bitioniertere internationale Initiative 
für erneuerbare Energien. 

Kein Selbstläufer
Aber auch die IRENA-Initiative star-

tete nicht gerade als Selbstläufer. Ur-
sprünglich eine Idee des streitbaren 
SPD-Abgeordneten Hermann Scheer, 
stand sie bereits im Koalitionsver-
trag der rot-grünen Bundesregierung 
2002. Es war jedoch jahrelang in Ber-
lin und Bonn nahezu unmöglich, in ir-
gendeinem Bundesministerium einen 
Ministerialmitarbeiter zu fi nden, der 
die Idee wirklich gut gefunden hätte. 
Auch die NGO-Szene hatte für IRENA 
überwiegend entweder Desinteres-
se oder offene Ablehnung übrig. Zu 
gering war der Glaube an die Kraft 
neuer Institutionen, erst recht inter-
nationaler Regierungsorganisationen. 
Darüber hinauswar das Projekt der 
Bundesregierung lange Zeit auch 
nicht gerade von viel internationaler 
Zustimmung begleitet. Spanien und 
Dänemark, beides Länder mit einer 
führenden Rolle bei den Erneuerba-
ren Energien, schlossen sich an, aber 
bis es zu einer kritischen Masse kam, 
dauerte es relativ lange.

Ermutigende Beteiligung
Unter den Bedingungen massiver 

Krisenerscheinungen in den fossilen 
Energiemärkten schient sich die Lage 
jedoch in letzter Zeit rasch geändert 
zu haben. Eskalierende Preise ma-
chen den Energieimportländern zu 
schaffen, enorme Preisfl uktuationen 
nunmehr auch den fossilen Energieex-
portländern. Und so fi nden sich unter 
den Gründungsmitgliedern überwie-
gend energieimportierende Entwick-

lungsländer. Ermutigend auch, dass 
eine ganze Reihe arabischer Staaten 
und sogar OPEC-Mitglieder bei IRENA 
dabei sind, und zwar offenbar keines-
wegs mit der Absicht Sand im Getriebe 
zu sein, wie man das vom Verhalten 
der Saudis und anderer bei den Klima-
verhandlungen kennt. 

Aber auch eine ansehnliche Reihe 
von Industrieländern fi ndet sich un-
ter den Gründungsmitgliedern, ins-
gesamt 17 EU-Mitgliedsländer sowie 
Norwegen. Offensichtlich hat eine 
ganze Reihe von Staaten  das Vertrau-
en in die  im Wesentlichen von den 
Industriestaaten getragene Interna-
tionale Energieagentur IEA verloren. 
Sie gehen nicht mehr davon aus, dass 
diese stark von der konventionellen 
Energiewirtschaft geprägte Instituti-
on noch rechtzeitig ihren Beitrag zur 
erneuerbaren Zukunft leisten wird. 
Die IEA hat zwar in ihrem im No-
vember präsentierten neuen World 
Energy Outlook festgestellt, dass die 
gegenwärtigen Trends im Energiesek-
tor absolut »unsustainable« sind, aber 
bleibt bei den Konsequenzen aus die-
ser Feststellung recht vage. Zudem ist 
die IEA ohnehin nur eine Organisation 
für Industrieländer. 

Unterstützung für 
Entwicklungsländer

IRENA wird demgegenüber vor al-
lem für diejenigen Entwicklungsländer 
gebraucht, deren bisherige Abhän-
gigkeit von fossilen Energieimporten 
immer mehr zum Entwicklungs- und 
Sicherheitsrisiko wird. Das Statement 
von Jordaniens Energieminister be-
schreibt die Lage, in der sich viele 
Länder derzeit befi nden: »Jordan is a 
non-oil producing country and faces 
real challenges due to limited energy 
resources and high oil bills. This has a 
negative impact on our economic and 
social development.« Die Probleme 
beim Ausbau erneuerbarer Energien 
beschrieb Ugandas Energieminister 
anschaulich: 
 »Lack of adequate data and general 

information to the public to create 
awareness on options and invest-
ment opportunities in Renewable 
Energy Technologies

 Inadequate technical and institutio-
nal capacity in both the public and 
the private sector to implement and 
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manage renewable energy invest-
ments

 Renewable Energy Technologies 
still have high upfront costs making 
them unaffordable for consumers 

 Lack or inadequate research and 
development geared to strengthe-
ning local manufacturing capacity 
in renewable energy technologies

 Biomass energy resources are uti-
lized ineffi ciently and, therefore, 
unsustainably«
Er verlieh dann seiner Hoffnung 

Ausdruck, dass IRENA einen spürbaren 
Beitrag leisten werde, diese Hindernis-
se zu überwinden. 

Spielräume für Mitarbeit

Wieviel IRENA von diesen hochge-
steckten Erwartungen tatsächlich lei-
sten kann, bleibt abzuwarten. Es wird 
allerdings nicht nur vom Engagement 
der Gründerstaaten abhängen, son-
dern auch davon, wie sehr sich die 
Erneuerbaren-Branche und die NGOs 
an der Arbeit von IRENA beteiligen 
werden. Auch hier gibt es noch durch-
aus Spielräume. Im Juni werden die 
IRENA-Mitgliedsstaaten entscheiden, 
wo der Sitz der neuen Agentur sein 
wird und wer ihr erster Direktor/in 
wird. Realistische Chancen für den Sitz 

hat sicherlich auch Bonn. Unabhän-
gig von der Sitzfrage stellt sich für die 
NGOs in Deutschland und internatio-
nal jetzt die Frage, wie wir uns in die 
neue IRENA soweit einbringen, dass 
damit beispielsweise auch NGOs in 
den Partnerländern gestärkt werden 
können. Die Statuten von IRENA las-
sen jedenfalls eine relativ umfassende 
Mitarbeit von nichtstaatlichen Organi-
sationen zu. 

Jürgen Maier

Der Autor ist Geschäftsführer des Forums Umwelt 
und Entwicklung.

Weitere Informationen: www.irena.org

Im Eiltempo zur Nachhaltigkeit?
Zertifi zierung von Biomasse wird kontrovers diskutiert

Ungeachtet der Warnungen vieler Umwelt- und Menschenrechtsorganisati-
onen hat die Politik ehrgeizige Ausbauziele für Biomasse festgeschrieben. Die 
EU will mit der Renewable Energy Directive (RED) dafür sorgen, dass bis zum 
Jahre 2020 zwanzig Prozent des Energiebedarfes aus Erneuerbaren Energie-
quellen gedeckt werden. 10 Prozent des Energiebedarfes im Transportsektor 
sollen aus Erneuerbaren Energien kommen und ein großer Teil dieser Energie 
soll aus nachwachsenden Rohstoffen erzeugt werden.

Das Problem besteht darin, dass 
man den zweiten vor dem er-
sten Schritt getan hat. Gefordert 

wurde von Umwelt- und Menschen-
rechtsorganisationen nämlich, dass zu-
erst Nachhaltigkeitskriterien und Zertifi -
zierungssysteme entwickelt und erprobt 
werden, um ökologische und soziale 
Fehlentwicklungen zu vermeiden. Erst 
dann ließe sich ermitteln, wie viel An-
bau- und Produktionskapazitäten zur 
Verfügung stünden, und wie viel die-
ser Bioenergiemengen für den europä-
ischen Markt verfügbar wären. Und erst 
im zweiten Schritt hätte man dann über 
sinnvolle und erreichbare Ausbauziele 
für Bioenergie entscheiden dürfen. 

Seit Jahren warnen Umweltschützer 
und Menschenrechtler vor den Fol-
gen des Bioenergiebooms. Vor allem 
in tropischen Ländern führt der An-
bau von Bioenergiepfl anzen immer 
wieder zu katastrophalen Folgen. So 
gehen Torfregenwälder in Indonesien 
zugunsten von Ölpalmenplantagen in 
Flammen auf, was die erhoffte Klima-
schutzwirkung des erneuerbaren En-
ergieträgers Palmöl mehr als zunichte 
macht. Auch soziale Verwerfungen 
sind an der Tagesordnung, wie etwa 
im Brasilianischen Zuckerrohranbau, 
bei dem immer wieder über Sklaven-

arbeit und ähnliche Missstände be-
richtet wird. Hinzu kommt die Sorge 
um steigende Nahrungsmittelpreise 
und das weltweite Problem der Ernäh-
rungssicherung. Schon heute hungert 
etwa eine Milliarde Menschen und der 
Anbau von Bioenergiepfl anzen droht 
dieses Problem zu verschärfen. 

Nun aber stehen die Quoten und 
Ausbauziele fest und jedes Land der EU 
wird versuchen, seine jeweiligen Ziele 
zu erreichen. Es ist damit zu rechnen, 
dass ein Teil dieser Energieträger impor-
tiert werden muss, weil entweder im 
eigenen Land nicht genug Biomasse er-
zeugt werden kann, oder weil viele der 
importierten Bioenergieträger preis-
werter sind. Allerdings sind die Klima-
schutzziele nur dann zu erreichen, wenn 
etwa durch den Einsatz von Biodiesel 
weniger CO2 ausgestoßen wird, als dies 
beim Tanken von fossilem Treibstoff der 
Fall wäre. Um ökologische Schäden und 
soziale Verwerfungen weitgehend zu 
vermeiden, wurden einige Nachhaltig-
keitskriterien festgeschrieben.
 Einsparung von Treibhausgasen von 

mindestens 35% ab sofort und 60% 
ab 2017

 Minimierung negativer Folgen von 
direkter und indirekter Landnut-
zungsänderung

 Schutz der Biodiversität und von 
Lebensräumen mit hohem Natur-
schutzwert

 Erhaltung bestehender Kohlen-
stoffsenken wie Feucht- oder Wald-
gebiete

 Berücksichtigung von sozioökono-
mischen Aspekten und Kontrolle 
der Einhaltung bestimmter Sozial-
standards

Zertifi zierung - 
ein Wachstumsmarkt

Aufgrund der Notwendigkeit, die 
geforderten Kriterien weiter zu ent-
wickeln, zu überprüfen und für deren 
Einhaltung zu sorgen, sind in den ver-
gangenen Jahren mehrere Initiativen 
entstanden, die sich mit der Zertifi zie-
rung von Biomasse befassen. Die Bun-
desregierung selbst fördert beispiels-
weise die Erarbeitung eines sogenann-
ten „Meta-Standards“, der Kriterien 
und Regelungen für die Anerkennung 
von Zertifi zierungssystemen ent-
wickeln soll. Unter diesem Standard 
könnten beispielsweise die Zertifi zie-
rungssysteme, die derzeit vom Round-
table on Sustainable Palm Oil (RSPO) 
oder von Round Table on Responsible 
Soy (RTRS) entwickelt werden, als ge-
eignet anerkannt werden und dürften 
somit etwa zu importierendes Palm- 
oder Sojaöl zertifi zieren. 

Das Interesse von Industrie und 
Handel an solchen Systemen ist groß, 
garantieren sie doch Marktzugang 
und entsprechende Preise und Absatz-
märkte. Kein Wunder dass etwa im 
RSPO vor allem die Firmen vertreten 
sind, die Palmölproduktion fi nanzie-
ren, Plantagen betreiben und Palmöl 
produzieren, verarbeiten oder damit 
handeln.
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Das Misstrauen seitens vieler Um-
welt- und Menschenrechtsverbän-
de gegenüber solchen Initiativen ist 
allerdings mindestens ebenso groß. 
Kann die Zertifi zierung von Biomasse 
wirklich verhindern, dass die Produk-
tion von Bioenergiepfl anzen Umwelt-
schäden und soziale Missstände verur-
sacht? Sind die Zertifi zierer glaubwür-
dig und arbeiten sie transparent? Sind 
die Betroffenen vor Ort, wie etwa 
Plantagenarbeiter und die Landbevöl-
kerung, wirklich angemessen betei-
ligt, stimmen die Arbeitsbedingungen 
und werden Übergriffe wie Vertrei-
bungen und Nahrungsmittelengpässe 
vermieden?

Workshop „Zertifi zierung 
von Biomasse“

Vor diesem Hintergrund veranstalte-
te die „Plattform Nachhaltige Biomas-
se“ Ende Januar einen Workshop, der 
sich mit dem aktuellen Stand der Zer-
tifi zierung von Biomasse auseinander 
setzte. Ziel war es, über Grundlagen 
und Grenzen der Standardentwicklung 
und Umsetzung von Zertifi zierung zu 
informieren. Vorgestellt wurden die 
wichtigsten aktuellen Prozesse im Rah-
men der Biomassezertifi zierung und 
die laufenden Modellvorhaben. Nicht 
zuletzt fand ein kritischer und kon-
struktiver Austausch über die Vor- und 
Nachteile, sowie über Chancen und 
Schwächen der Zertifi zierung statt.

Zunächst informierten Mitarbeiter 
der GTZ über Funktionen, Potenziale 
und Grenzen von Zertifi zierung und 

legten damit eine gute Basis für die 
weiteren Diskussionen. Deutlich wur-
de, dass angesichts der komplexen 
Problemlage auch die beste Zertifi -
zierung alleine nur einen Teil der Pro-
blemlösung darstellen kann. 

Danach präsentierten Vertreter von 
MISEREOR und Brot für die Welt die 
Erwartungen an Zertifi zierungssyste-
me und ihre Standards mit Blick auf 
Menschenrechte und Ernährungssi-
cherheit. Befürchtet wird, dass die 
EU-Richtlinie nicht dazu geeignet ist, 
schlimme soziale Verwerfungen zu 
vermeiden. 

Über den ISCC-Standard (Interna-
tional Sustainability and Carbon Cer-
tifi cation) für Bioenergie informierte 
ein Vertreter der Beratungsfi rma Meó-
Consult, die im Auftrag des Bundes-
landwirtschaftsministeriums (BMELV) 
diesen Meta-Standard entwickelt. 
Hier wähnt man sich schon nahe am 
Ziel, zumindest liegen für viele De-
tailfragen und Mechanismen bereits 
ausgearbeitete Vorschläge vor. 

Kontrovers diskutiert wurde über 
die Erfahrungen mit der Umsetzung 
der Umwelt- und Sozialstandards des 
Roundtable on Sustainable Palm Oil, 
denn bei der ersten Lieferung von 
zertifi ziertem Palmöl waren Fehler 
passiert. Dank der differenzierten Prä-
sentationen der Vertreterinnen von 
WWF und GREENPEACE kam unter 
den TeilnehmerInnen eine sehr en-
gagierte und konstruktive Diskussion 
zustande. Auch zur Frage, inwieweit 
solche Systeme mit öffentlichen Gel-

dern unterstützt werden sollen, gab 
es unterschiedliche Auffassungen. 
Zum einen sind die Systeme bisher zu 
schwach aufgestellt, um die großen 
Herausforderungen zu bewältigen. 
Zum anderen müsste es im Interesse 
der Produzenten liegen, für ausrei-
chende Finanzierung der eigenen Zer-
tifi zierungssysteme zu sorgen. 

Der Vertreter von Robin Wood be-
richtete über Schwächen von Zertifi -
zierungssystemen aus ökologischer 
Sicht. Selbst das vergleichsweise weit 
entwickelte Zertifi zierungssystem des 
Forest Stewardship Council (FSC) sei 
nach Ansicht vieler Betroffener und 
NGOs noch stark verbesserungsbe-
dürftig. Er stellte auch die grundsätz-
liche Frage, ob nicht die Ausbauziele 
für Bioenergieträger das eigentliche 
Problem darstellten. Mehrere Umwelt- 
und Menschenrechtsorganisationen 
kritisieren dies nach wie vor, wobei 
einige von ihnen dennoch versuchen, 
zur Vermeidung der wichtigsten Feh-
ler bei der Zertifi zierung beizutragen.

Aufschlussreich war der Vortrag ei-
nes Vertreters der Universität Greifs-
wald, der auch die Organisation 
Wetlands International vertrat. Die 
Palmölproduktion auf tropischen 
Moorstandorten hat demnach weitaus 
schlimmere Folgen, als gemeinhin an-
genommen. Selbst mit der Forderung, 
bei der Anlage von Ölpalmenplanta-
gen Torfwälder mit einer mehr als 2 
Meter mächtigen Torfschicht zu ver-
schonen, kommt man im Klimaschutz 
kaum weiter, da auf allen Moorstand-
orten zunächst die oberen ein bis zwei 
Meter Torf verbrennen oder verrotten 
und dabei gigantische Mengen CO2

freigesetzt werden.
Die Ergebnisse der gelungenen 

Veranstaltung wurden am darauf 
folgenden Tag bei einem Plattform-
treffen diskutiert. Zum einen sollten 
nochmals Anforderungen an gute 
Zertifi zierungssysteme formuliert 
und an die Entscheidungsträger her-
angetragen werden. Zum anderen 
will man Fehlentwicklungen anhand 
konkreter Fallbeispiele dokumentie-
ren um die Erkenntnisse daraus für 
die Verbesserung bestehender Stan-
dards und für die Lösung von Proble-
men zu nutzen.

László Maráz

Der Autor ist Koordinator der AG Wald im Forum 
Umwelt und Entwicklung sowie der Plattform „Nach-
haltige Biomasse“. 

Mais- und Bohnenmischanbau in Mexiko: Mais- und Bohnenmischanbau in Mexiko: 
Konkurrenz zwischen Energiepfl anzen und Nahrungsmitteln
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Richtungswechsel erforderlich
Mit Klimaschutz aus der Krise!

Innerhalb weniger Monate wurden drei Maßnahmenpakete verabschiedet, die 
deutlich aufzeigen, dass Klimaschutz seit Beginn der Finanzkrise von der po-
litischen Agenda verschwindet: das stark verwässerte EU-Energie- und 
Klimapaket sowie die beiden Konjunkturpakete, die nicht eine ein-
zige Maßnahme enthalten, die an Umweltkriterien geknüpft 
ist. Vor diesem Hintergrund gibt es für die Klima-Allianz viel 
zu tun.

Bestes Beispiel: Die Abwrackprämie, 
die den Kauf von Neu- oder Jahres-
wagen, die lediglich die Abgasnorm 
4 erfüllen, fi nanziell unterstützt – un-
abhängig davon, wie viel CO2 der Wa-
gen ausstößt. Diese Entwicklung ist 
jedoch sowohl aus klimapolitischen 
als auch aus wirtschaftlichen Gründen 
kurzsichtig. Klimapolitisch kurzsichtig, 
weil Studien belegen, dass der Klima-
wandel schneller und mit drastische-
ren Auswirkungen stattfi nden wird, 
als noch 2007 vom Weltklimarat (IPCC) 
prognostiziert. Wollen wir ihn auf 
kontrollierbare Ausmaße begrenzen, 
müssen wir umgehend und konse-
quent handeln – und nicht erst nach 
Bewältigung der Krise. Wirtschaftlich 
kurzfristig, weil die Kosten durch un-
terlassenen Klimaschutz höher sein 
werden als rechtzeitige Investitionen 
in Klimaschutzmaßnahmen, wie der 
Ökonom Nicholas Stern bereits 2007 
darstellte.

Mit dieser Entwicklung wird die  
deutsche Wettbewerbsfähigkeit fahr-
lässig aufs Spiel gesetzt. Noch ist 
Deutschland führend in Umwelttech-
nologien – wie lange wird dies noch 
der Fall sein, wenn keine Anreize für 
eine Umsteuerung im Energiesektor 
oder der Automobilbranche geschaf-
fen werden? Darüber hinaus hat der 
neue amerikanische Präsident Obama 
hat bereits angekündigt, stärker in 
die Erforschung und Entwicklung von 
„grünen“ Technologien investieren zu 
wollen, so dass in wenigen Jahren mit 
Konkurrenz aus Übersee zu rechnen 
ist.

Die Preise fossiler Brennstoffe wer-
den trotz derzeitigem Preisverfall 
weiter steigen. Wird der notwendige 
Strukturwandel im Energie- und Ver-
kehrsbereich nicht vorgenommen, ha-
ben Wirtschaft und private Haushalte 
in einigen Jahren erneut unter den 
hohen Energiekosten zu leiden.

Darüber hinaus wird das  Poten-
zial, das der Klimaschutz hat, um die 

Konjunktur zu 
stärken, nicht 
genutzt. Es 
gibt viele Bei-
spiele, wie 
Klimaschutz-
maßnahmen 
H a n d w e r k  
und mittelstän-
dische Unterneh-
men stärken sowie 
Arbeitsplätze sichern 
oder schaffen können: 
die Ausweitung der Gebäu-
desanierung, der Ausbau der Nah- 
und Fernwärme, Förderprogramm 
zur Erneuerung von Heizkesseln, 
der Ausbau von Höchstspannungs-
stromnetzen oder Klimaprämien für 
Kühlschränke – um nur einige zu 
nennen.

Schwerpunkte bis zur 
Bundestagswahl

Vor diesem Hintergrund hat sich die 
Klima-Allianz zwei Schwerpunkte für 
die Zeit bis zur Bundestagswahl ge-
setzt:
1. Mit Informationsmaterialien, Dis-

kussionsveranstaltungen und Ak-
tionen dazu beizutragen, dass Kli-
maschutz der Wirtschaftskrise nicht 
zum Opfer fällt, sondern vielmehr 
als ein Baustein zur Krisenbewälti-
gung angesehen wird – sowohl im 
Wahlkampf als auch in der nächsten 
Legislaturperiode. 

2. In einem energiepolitisch aufgela-
denen Wahlkampf dafür zu sorgen, 
dass nicht nur der Atomausstieg 
sondern auch der Bau neuer Kohle-
kraftwerke debattiert wird. 
Kohlekraftwerke sind und bleiben 

die größten Klimakiller. Allein die 30 
geplanten Kraftwerke in Deutschland 
würden rund 180 Mio. t. CO2 aussto-
ßen – was nicht nur klimapolitisch 
fatal ist, sondern auch wirtschaftlich. 
Aufgrund der sehr hohen Emissionen 
sind Kohlekraftwerke in besonderem 

Maße von den zukünftigen CO2-Zerti-
fi katepreisen betroffen. Die EU wird 
die zulässigen CO2-Mengen aus klima-
politischen Gründen in den kommen-
den Jahrzehnten drastisch absenken 
müssen, so dass Kraftwerksbetreiber 

eine Menge Zertifi kate hin-
zu kaufen müssen, was 

enorme Kosten 
verursacht. Doch 

damit nicht ge-
nug: Kohle-
kraftwerke 
w e r d e n 
den An-
forderun-
gen des 
zukünfti-
gen Strom-

m a r k t e s 
nicht ge-

recht. Die mit 
einem gesetz-

lichen Vorrang 
aus gestattete schnell 

steigende Einspeisung 
Erneuerbarer Energien führt zu ge-
ringen Jahresvolllaststunden eines 
Kraftwerks und gefährdet damit seine 
Wirtschaftlichkeit. 

Darüber hinaus schwindet die gesell-
schaftliche Akzeptanz für neue Kohle-
kraftwerke immer mehr: in Mecklen-
burg-Vorpommern hat sich der erste 
Ministerpräsident eines Landes, Erwin 
Sellering (SPD), gegen den Bau eines 
Kraftwerks ausgesprochen; in Bruns-
büttel und Lünen haben in diesem 
Jahr große Demonstrationen gegen 
Kohlekraftwerke stattgefunden; in 
Stade muss aufgrund einer Klage der 
Bebauungsplan neu aufgestellt wer-
den; die Kraftwerksvorhaben in Lünen 
wurden vom Oberverwaltungsgericht 
in Münster als rechtswidrig erklärt 
und beim geplanten Kohlekraftwerk 
in Mainz ist die Finanzierung sehr un-
sicher. Neben der Unterstützung des 
lokalen Widerstands an den Kraft-
werksstandorten, plant die Anti-Koh-
le-Kampagne der Klima-Allianz eine 
nationale Kohlekonferenz, um den 
bundesweiten Austausch über wich-
tige energiepolitische Fragen und die 
Vernetzung zu fördern. 

Es wird ein spannendes und rich-
tungsweisendens Jahr – so viel ist 
sicher…

Christina Hering

Die Autorin ist Koordinatorin der Klima-Allianz.
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Wachstum, Wachstum über alles?
Ein Interview mit Michael Frein

Zukunftsfähiges Deutschland in einer globalisierten Welt – so heißt die im Okto-
ber 2008 erschienene Studie des Wuppertal-Institutes, die von Brot für die Welt, 
dem Evangelischen Entwicklungsdienst und dem BUND in Auftrag gegeben wur-
de. Vor dem Hintergrund der vielfältigen Krisen - Klimakrise, Ressourcenkrise, 
Gerechtigkeitskrise, etc. – verlangt die Studie einen radikalen Zivilisationswan-
del – unter anderem die Abkehr vom ökonomischen Imperativ des Wachstums.

„Dabei ist der Punkt nicht nur, dass 
Wachstum weitgehend zum Selbst-
zweck verkommen ist und meist nur 
Lösungen für Bedürfnisse vermarktet, 
die vorher niemand verspürt hatte. 
Sondern es mehren sich die Anzeichen, 
dass Wachstum mehr Nachteile als Vor-
teile produziert, also in der Gesamtheit 
die Grenzkosten des Wachstums schnel-
ler zunehmen als sein Grenznutzen. 
(…) Die Destabilisierung des Klimas 
sowie die soziale Aufspaltung vieler 
Gesellschaften sind dafür die heraus-
ragenden Beispiele. Deshalb steht der 
Wachstumszwang im Widerspruch zur 
Nachhaltigkeit. Erst wenn Wachstum 
zu einer Option unter anderen zurück-
gestuft wird, kann man einen Kapita-
lismus mit sozialem und ökologischem 
Mehrwert erwarten.“ (S. 28)

Frage: Die Börsenkurse fallen, Arbeits-
plätze gehen verloren, überall droht ein 
massiver Rückgang des Bruttoinlands-
produkts. Von Wirtschaftswachstum 
kann zur Zeit jedenfalls keine Rede sein. 
Ist Deutschland damit nun auf einem 
guten Weg zur Zukunftsfähigkeit?
Michael Frein: Nein, sicherlich nicht. 
Zum einen nicht, weil die derzeitige 
Wirtschaftskrise zwar mit einer Reduk-
tion des Ressourcenverbrauchs einher-
geht, aber Fragen der sozialen Ge-
rechtigkeit offensichtlich völlig außen 
vor lässt. Zum anderen nicht, weil die 
Rezepte zur Krisenbewältigung eben 
nicht auf einen Kurswechsel Richtung 
Zukunftsfähigkeit orientiert sind, son-
dern, so sie denn wirken, wieder auf 
den Pfad des wachstumsorientierten 
Wirtschaftens zurückführen.

Frage: Beispielsweise?
Michael Frein: Beispielsweise die Ab-
wrackprämie. Sie ist nichts anderes als 
eine Subventionierung der Autoindu-
strie. Und es fehlt sogar noch jeglicher 
Anreiz, sich besonders umweltfreund-

liche Autos zuzulegen, oder gar auf 
klimaschonende Verkehrsmittel um-
zusteigen. Stattdessen wird argumen-
tiert, dass neue Autos zumindest im 
Durchschnitt ja weniger CO2 in die Luft 
blasen als alte – als ob die Produktion 
eines Neuwagens völlig ohne Energie 
und Ressourcenverbrauch vonstatten 
ginge. Mehr noch: die Maßnahme ist 
sozial ungerecht. Nur, wer sich einen 
Neuwagen leisten kann, bekommt 
vom Staat 2.500 Euro. Wer sich mit 
Hartz IV über Wasser zu halten ver-
sucht, geht leer aus. Von Zukunfts-
fähigkeit kann also keine Rede sein, 
einziges Ziel scheint es zu sein, die 
Nachfrage künstlich hoch zu halten, 
bis die Industrie auch ohne staatliche 
Stützung genügend Autos verkaufen 
und dann weiter wachsen kann. 

Frage: Aber führt es denn nicht aus 
der Krise, wenn das Wirtschaftswachs-
tum angekurbelt wird?
Michael Frein: Zunächst ist es eine Illusi-
on, angesichts endlicher Ressourcen und 
der begrenzten Aufnahmekapazitäten 
der Atmosphäre für CO2 ein unbegrenz-
tes Wirtschaftswachstum zu erwarten. 
Dieses Problem wird verschärft durch 
die Schwellenländer, die nicht nur hin-
sichtlich ihrer Wirtschaftskraft, sondern 
auch mit Blick auf ihren Ressourcenver-
brauch und ihre Umweltverschmutzung 
aufholen. Früher hieß es: was tun wir, 
wenn die Chinesen auch beginnen, 
Auto zu fahren? Heute fahren sie, und 
was tun wir? Wie wollen wir ihnen er-
klären, dass sie nicht fahren dürfen, wir 
aber wohl. Umgekehrt kommt aus vie-
len Entwicklungsländern das Argument, 
um im Bilde zu bleiben, wir seien lan-
ge genug gefahren, nun seien sie mal 
dran. Sodann gründet unser Wohlstand 
vielfach auf der Armut der anderen. 
Das ist zum einen die ganz klassische 
Form der Ausbeutung durch Dumping-
Löhne, schlechte Arbeitsbedingungen, 

etc. Zum anderen versucht die deutsche 
Wirtschaft, durch eine Liberalisierung 
des Welthandels neue Märkte zu er-
schließen. Auch der Exportweltmeister 
will jedes Jahr mehr verkaufen.

Frage: Und nun?
Michael Frein: Schluss damit. Es geht 
nicht um Wachstum um jeden Preis. 
Wachstum ist gut, wenn es den Armen 
zugute kommt, und dabei weder die 
Umwelt schädigt noch die sozialen 
Menschenrechte verletzt. Deshalb ist 
eine bestimmte Form des Wachstums 
für Entwicklungsländer durchaus an-
gesagt. Bei uns in Deutschland und 
den Industriestaaten insgesamt sieht 
das jedoch anders aus.

Frage: Das heißt für uns hier aber 
dann: Verzicht?
Michael Frein: Ja, klar. Wir, einige mehr, 
andere weniger, werden auf einige 
Dinge verzichten müssen. Früher oder 
später wird genau dies passieren.

Frage: Also wird „Suffi zienz“ oder Mä-
ßigung als ein Aspekt von Zukunfts-
fähigkeit gesellschafts- und letztlich 
mehrheitsfähig? 
Michael Frein: Vermutlich nicht. Wer 
verzichtet schon gerne? Ich jedenfalls 
nicht: Oder bestenfalls auf Dinge, die 
ich ohnehin nicht brauche. Aber wir tun 
immer so, als hätten wir keine Wahl. 
Suffi zienz ist zwar irgendwie ökologisch 
moralisch notwendig  und ehrenwert, 
aber leider nicht durchsetzbar – also – also –
müssen wir weiter wachsen! Langfristig 
ist es aber wahrscheinlich genau anders 
herum. Die aktuelle Wirtschaftskrise 
täuscht über die wahre Problematik 
hinweg. Ende 2007 bis Mitte 2008 hat-
ten wir bereits einen Vorgeschmack, der 
schon fast vergessen scheint: die hohen 
Energie- und Lebensmittelkosten. Für 
viele Menschen mit schmalem Porte-
monnaie hieß das schlicht: Verzicht. 
Sie sind auch nicht gefragt worden, ob 
ihnen das recht wäre. Der Markt ließ 
ihnen schlicht keine andere Wahl. Ob-
wohl sich die Preise entspannt haben, 
wird die Situation der Knappheit wieder 
eintreten. Der so heiß ersehnte nächste 
Aufschwung wird dies unweigerlich 
mit sich bringen. Und was machen wir 
dann? Die einen fahren mit ihrem durch 
Abwrackprämien geförderten Auto, die 
anderen frieren zu Hause?
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Frage: Aber genau darin liegt doch 
das Problem: Wir brauchen scheinbar 
immer mehr Wachstum, damit alle 
Auto fahren können
Michael Frein: Diese Argumentation 
ist unrealistisch. Irgendwann geht das 
letzte Ölfeld zur Neige…

Frage: Aber was ist mit Erneuerbaren 
Energien und nachwachsenden Roh-
stoffen?
Michael Frein: Die Umstellung auf Er-
neuerbare Energien und nachwach-
sende Rohstoffe kann das Knapp-
heitsproblem zwar lindern, aber nicht 
lösen. Alles, vom Computer über So-
laranlagen bis zu Baumaschinen, aus 
nachwachsenden Rohstoffen herzu-
stellen, wird nicht gelingen – zumal 
in Schwellenländern immer mehr 
Menschen an den Segnungen des 
westlichen Lebensstils teilhaben wol-
len…

Frage: …die vermutlich der Wachs-
tumsfrage noch weniger kritisch ge-
genüberstehen als wir?
Michael Frein: Richtig! Dort haben 
die meisten Menschen ja nach wie vor 
einen viel niedrigeren Lebensstan-
dard. Und wir geben das Vorbild für 
ungebremsten Konsum ab. Von da-
her werden wir unsere Konsum- und 
Produktionsmuster zuerst verändern 
müssen. Dabei helfen fraglos Erneu-
erbare Energien und nachwachsende 
Rohstoffe. Aber sie schaffen das Pro-
blem nicht aus der Welt. Man kann 
den Zeitpunkt, zu dem sich ein Roh-
stoff erschöpft, durch die verstärkte 
Nutzung nachwachsender Rohstoffe 
hinausschieben. Aber auch das geht 
nicht unendlich. Zumal nachwachsen-
de Rohstoffe nicht in unbegrenzter 
Menge produziert werden können. 
Wir haben nur eine Erde.

Frage: Und der technische Fortschritt?
Michael Frein: Ganz ähnlich. Nehmen 
wir unser Lieblingsbeispiel, das Auto. 
Die Motoren sind heute sehr viel effi -
zienter als, sagen wir mal, vor fünfzig 
Jahren. Dafür werden heute PS-stär-
kere Fahrzeuge nachgefragt – und, 
vor allem, viel mehr davon. Dieser so-
genannte Reboundeffekt führt dazu, 
dass der CO2-Ausstoß des deutschen 
Fuhrparks in den letzten fünfzig Jah-
ren enorm gestiegen ist. Fazit: Der 
technische Fortschritt hat unter dem 
Strich eben nicht zu weniger Umwelt-
verbrauch geführt.

Frage: Wenn wir die ökologischen 
Grenzen so akzeptieren, hat ein Ver-
zicht auf wirtschaftliches Wachstum 
dann nicht verheerende Folgen für 
unsere Sozialsysteme? 
Michael Frein: In der Tat. Bislang ist die 
Finanzierung der sozialen Sicherung 
davon abhängig, dass möglichst viele 
Menschen regulär beschäftigt sind - 
und damit letztlich vom Wirtschafts-
wachstum. Gibt es dies nicht oder nur 
zu wenig davon, drohen die Siche-
rungssysteme zusammenzubrechen. 
Die Frage ist: Kann man sie unabhän-
gig machen? Die Antwort darauf mag 
für manche schmerzlich sein: indem 
soziale Gerechtigkeit über Maßnah-
men wie Grundeinkommen, Bürge-
reinkommen und ähnliche Instrumen-
te hergestellt wird. Das heißt nicht 
Gleichmacherei, das heißt aber die 
Einführung einer Grundsicherung. Die 
Finanzierung dieser Grundsicherung 
kann im Grunde nur über zwei Wege 
verlaufen: entweder über Wachstum, 
was wir aus den genannten Gründen 
ausschließen. Oder aber über eine Ab-
gabe auf Reichtum. Die Frage ist: wie 
viel soziale Ungleichheit wollen oder 
können wir angesichts der genannten 
Engpässe und fehlenden Wachstums 
akzeptieren, wie viel Reichtum muss 
umverteilt werden, um den sozialen 
Frieden zu erhalten. 

Frage: Also Sozialismus?
Michael Frein: Nein, aber völlig ande-
rer Kapitalismus. 

Frage: Ist das nicht der Niedergang 
des Abendlandes?
Michael Frein: In gewisser Weise ja. Ein 
guter Teil des sozialen Friedens beruht 
darauf, dass wir alle mehr haben kön-
nen, der Arme wie der Reiche. Dies ist 
sozusagen seit 50 Jahren ein Grund-

versprechen. Damit konnten soziale 
Konfl ikte lange zumindest teilweise 
überdeckt werden. 

Frage: Und wie soll es nun weiterge-
hen?
Michael Frein: Nun gilt es, verschärft 
darüber nachzudenken, wie die zur 
Verfügung stehenden Ressourcen und 
die Naturnutzung gerechter verteilt 
werden können – in Deutschland, in 
Europa und auch international. Die 
Herausforderung besteht darin, dass 
alle Menschen in Würde leben kön-
nen. Bislang ist es einer Minderheit im 
Norden gelungen, eine Mehrheit, die 
vornehmlich in Entwicklungsländern 
lebt, davon abzuhalten, die Natur im 
gleichen Maße zu nutzen wie sie selbst. 
Der Aufstieg der Schwellenländer und 
die sich global verschärfende Konkur-
renz um Rohstoffe und Emissionsrech-
te zeigen, dass dieses Zeitalter zu Ende 
geht. Für die heutigen Industrieländer 
heißt dies, sich auf eine Zukunft ein-
zurichten, die mit deutlich weniger 
Naturverbrauch auskommt. Gefragt 
ist also eher ein aktiver Klima- und 
Umweltschutz statt einer Abwrack-
prämie. Dass dies nicht ohne sozialen 
Ausgleich funktionieren kann, zeigte 
sich sowohl in Boom-Zeiten mit hohen 
Energiepreisen als auch heutzutage, 
in den Zeiten der Wirtschaftskrise. Je 
früher die Politik dies begreift, desto 
größer sind die sozialen und ökonomi-
schen Spielräume, den Übergangspro-
zess, der unausweichlich ist, weniger 
schmerzlich zu gestalten. 

Die Fragen stellte Monika 
Brinkmöller, Forum Umwelt und 

Entwicklung

Michael Frein ist Referent für Handel und Umwelt 
beim EED und Sprecher des Leitungskreises des 
Forums Umwelt und Entwicklung.

Ist die Krise zukunftsfähig? - Ihre Meinung ist gefragt: 

mehr Nachhaltigkeit setzen um der 
Krise zu trotzen? 

Uns interessiert, was unsere 
LeserInnen dazu meinen. Bitte schik-
ken Sie Ihre Gedanken und Kom-
mentare hierzu bis zum 15. Mai an 
info@forumue.de (Betreff: Zu-
kunftsfähiges Deutschland). In der 
nächsten Ausgabe des Rundbrie-
fes werden wir eine Auswahl der 
Beiträge veröffentlichen. 

Die Studie „Zukunftsfähiges 
Deutschland in einer globalisierten 
Welt“ sieht den Wachstumszwang 
als Widerspruch zur Nachhaltig-
keit. Aber müssen wir denn nicht in 
Krisenzeiten den Wachstumsgedan-
ken in den Vordergrund stellen, da-
mit es mit der Wirtschaft nicht noch 
weiter bergab geht, auch wenn die 
Nachhaltigkeit ‚hinten runter‘ fällt? 
Oder müssen wir gerade jetzt auf 
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Tatort Arbeitsplatz 
Billig, billig ist nicht umsonst zu haben!

Anfang des Jahres wurden bereits drei Mal bei Aldi & Co. für zahlreiche Pro-
dukte die Preise gesenkt. Vom Preiskrieg der Discounter war die Rede. In wirt-
schaftlich unsicheren Zeiten kaufen die Menschen verstärkt billig ein – eine 
Chance, die sich Discounter nicht entgehen lassen. Schließlich wollen sie wach-
sen. 

Bereits im vergangenen Jahr 
konnten die Billigheimer ih-
ren Marktanteil auf 44 Pro-

zent steigern. Innerhalb von sechs 
Jahren legten die Discounter um gut 
sieben Prozentpunkte zu. Auf dem 
gesättigten deutschen Markt können 
Marktanteile jedoch nur noch durch 
die Verdrängung von Mitbewerbern 
gewonnen werden, denn der Kuchen 
wird nicht größer, aber alle wollen ein 
größeres Stück davon.

Die Schlacht um Marktanteile 
auf der Einkaufsseite

Die Marktkonzentration ist bereits 
weit fortgeschritten. 1999 gab es 
noch acht große Supermarktketten 
in Deutschland, die gemeinsam über 
einen Marktanteil von 70 Prozent ver-
fügten, heute beherrschen die fünf 
größten - Edeka, die Schwarz-Gruppe 
(Lidl), Aldi, Rewe und Metro – ca. 90 
Prozent des Marktes. Die eigentliche 
Schlacht um Markanteile fi ndet auf 
der Einkaufsseite statt. Da unterschei-
det sich Edeka nicht von Aldi, Rewe 
nicht von Lidl, zumal Edeka mit Net-
to und Rewe mit Penny selbst über 
Discounter verfügen. Wer am besten 
seine Lieferanten im Preis drückt, wer 
Meister im Abwälzen von Kosten und 
Risiken auf Lieferanten ist, der hat die 
Nase vorn im Konkurrenzkampf. Un-
faire Einkaufspraktiken sind gang und 
gebe.

Von Talern, die rollen 
und Hochzeitsboni

Lieferanten bezahlen dafür, dass 
sie überhaupt Supermarktketten be-
liefern dürfen. Ohne irgendeine Ge-
genleistung. Auch für einen guten 
Platz im Regal muss der Taler rollen. 
Gleiches gilt für die Werbung im Fern-
sehen, die Anzeigen, die in Tageszei-
tungen geschaltet werden, oder die 
Neueröffnung einer Filiale, immer 
wieder halten die Supermarktketten 
die Hand auf. Dabei muss das Produkt 
des Lieferanten noch nicht einmal 
beworben werden. Ohne die Markt-

macht der Supermarktketten wäre 
diese Selbstbedienung bei Lieferanten 
nicht denkbar. Besonders dramatisch 
sind aus Lieferantensicht rückwirken-
de Vertragsänderungen. So kassieren 
Supermarktketten noch einmal fünf- 
bis sechsstellige Geldbeträge. Beson-
ders gerne wird diese Praktik bei der 
Übernahme von Mitbewerbern ein-
gesetzt. Dies nennt man dann „Hoch-
zeitsbonus“.

Wer den Preis der 
Einkaufspreisdrückerei zahlt

Wenn die Supermarktketten ihre 
Lieferanten knallhart im Preis drük-
ken, verschlechtern sich die Arbeits-
bedingungen. Die Näherinnen, die in 
Bangladesh für Lidl produzieren, müs-
sen für monatlich 18-24 Euro meist 
sieben Tage die Woche arbeiten. Wer 
krank wird und nicht zur Arbeit er-
scheint, hat keine mehr. Überstunden 
werden verlangt, aber nicht bezahlt. 
Sie werden geschlagen, beschimpft, 
schikaniert. Es herrscht die blanke 
Angst. In Costa Rica schuften Arbei-
ter/innen in den Ananasplantagen für 
75ct die Stunde und sind dabei nahe-
zu permanent hochgiftigen Pestiziden 
ausgesetzt. Jegliche gewerkschaftli-
che Organisation wird unterdrückt. In 
Deutschland werden auf Lieferanten-
seite die Forderungen von Gewerk-
schaftsvertretern nach Lohnerhöhun-
gen mit Verweis auf den Preisdruck 
der Supermarktketten abgewiesen. 
Auch die Arbeiter/innen in den Super-
marktketten bekommen die Folgen 
des Preis- und Verdrängungswettbe-
werbs zu spüren. Niedriglöhne und 
Minijobs bedeuten für viele arm sein 
trotz Arbeit. Extremer Leistungsdruck 
und Bespitzelung sind keine Selten-
heit.

Der Verbraucher zahlt 
am Ende drauf

Wenn der Preis die Qualität be-
stimmt, bleibt die Qualität immer 
mehr auf der Strecke. Anstatt Frisch-
milch gibt es häufi g nur noch H-Milch. 

Früchte werden durch Aromastoffe 
ersetzt. Lebensmittel mit Geschmacks-
verstärkern aufgepeppt, weil die in in-
dustrieller Landwirtschaft hergestellte 
billige Massenware an geschmack-
licher Intensität einbüßt. Dabei ist 
auch die Existenz bäuerlicher Betrie-
be gefährdet, wenn z.B. Milchbauern 
aufgrund der Weichenstellung für 
die Ausweitung der Milchproduktion, 
aber auch der Preispolitik der Super-
marktketten nicht kostendeckend 
wirtschaften können. Gleichzeitig 
können Verbraucher/innen immer we-
niger einschätzen, zu welchen Preisen 
eine Erzeugung überhaupt möglich ist, 
weil das in den Lieferantenbeziehun-
gen praktizierte Abwälzen der Kosten 
auf die Lieferanten zu verschleiertem 
Dumping führt.

Es ist Zeit zu handeln!
Ende September 2008 wurde die Su-

permarkt-Initiative – ein Bündnis von 
19 Organisationen aus Gewerkschaf-
ten, Entwicklung, Umwelt und Land-
wirtschaft – gegründet. Sie setzt sich 
dafür ein, das Thema Einkaufsmacht 
der Supermarktketten auf die politi-
sche Tagesordnung zu setzen. Zudem 
fordert die Initiative eine drastische 
Änderung bei deren Einkaufsprakti-

„Endstation Ladentheke“. 

Agrar- und Handelsexper-

Änderung bei deren Einkaufsprakti-
ken und die Einhaltung sozialer und 
ökologischer Mindeststandards in der 
gesamten Lieferkette. Für den Einkauf 
muss gelten: fair, umweltgerecht und 
sozial!

Marita Wiggerthale 

Die ist die Autorin der Oxfam-Studie 
„Endstation Ladentheke“. 
Sie ist seit drei Jahren als 
Agrar- und Handelsexper-
tin bei Oxfam Deutsch-
land tätig.
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Weltsozialforum in Belém 2009
Im Wilden Westen der Globalisierung

Keine Krise des 
Weltsozialforums...,

Die „Krise des Weltsozialforums“ 
war ausgerufen worden. Mag sein, 
dass diejenigen sich in der Krise be-
fi nden, die sich ein anderes Weltso-
zialforum wünschen: eines, das ein 
Kommuniqué verabschiedet, eine in-
tellektuell brillante Präsidentin oder 
einen eloquenten Pressesprecher 
vorweisen kann und, am besten, ein 
überzeugendes 10-Punkte-Programm 
zur Behebung der weltweiten Krisen 
vorlegt. So oder ähnlich wünschen sich 
manche das Weltsozialforum: an der 
Spitze einer weltweiten Bewegung. 
An Versuchen hat es nicht gefehlt, die 
bisherigen Foren – 2001 bis 2003 und 
2005 in Porto Alegre, 2004 in Mumbai, 
2006 die dezentralen Foren in Karachi, 
Bamako und Caracas und 2007 in Nai-
robi – zu Fackelträgern einer neuen In-
ternationale zu machen. Wer genauer 
hinsah, konnte dabei immer einige 
europäische NRO-Strategen und die 
eine oder andere lateinamerikanische 
Regierung am Werk sehen.

... sondern ein Treffen der 
Vielfalt von Bewegungen 
und Organisationen

Die Weltsozialforen haben allen die-
sen Versuchen widerstanden, und das 
hat das 8. Weltsozialforum im amazo-
nischen Belém zu einem Ort basisde-
mokratischer Vielfalt gemacht. Noch 
nie war das Bild so bunt: Über 3000 In-
digene hatten sich aus allen Ländern 
des Amazonasbeckens auf den Weg 
gemacht und stellten ihre Strategien 
zum Schutz ihrer Kulturen vor. Sie tra-
fen auf Umweltschützer, die Flussum-
leitungen oder Staudammbauten zu 
verhindern wissen. „Die Welt der Ar-
beit“ diskutierten Zehntausende von 
GewerkschaftsvertreterInnen. Klein-
bauern und Flussfi scherInnen traten 
mit Nachdruck für ihre angepasste 
und nachhaltige Nutzung der Böden 
und Gewässer ein. Menschenrechtsor-
ganisationen forderten ein Ende der 
Strafl osigkeit für Polizeikräfte, die je-
des Jahr das Leben von tausenden von 
SlumbewohnerInnen auf dem Gewis-
sen haben. Katholische und evangeli-

sche Gemeinden berichteten über ihre 
Kämpfe für menschenwürdiges Leben 
und forderten in Anlehnung an das 
Neue Testament PolitikerInnen, die 
wirkliche „Hirten“ für das Volk sind.

Über 100.000 Menschen kamen nach 
Belém – aus allen Ecken des Amazo-
nasbeckens und des restlichen Süda-
merikas, weniger als sonst aus Nord-
amerika und Westeuropa, nur eine 
Handvoll aus Asien, Afrika oder dem 
östlichen Europa. Zu 2400 Workshops, 
Seminaren, Kundgebungen fanden sie 
auf dem Gelände der beiden gastge-
benden Universitäten, der Landwirt-
schaftsuniversität und der des Staates 
Pará zusammen – allesamt selbst orga-
nisiert. Die Vorstellung, die Organisa-
toren des Forums müssten „wichtige“ 
zentrale Veranstaltungen planen, ist 
längst aufgegeben worden: Die Besu-
cher und Besucherinnen des Forums 
stimmen mit ihrer Präsenz dafür ab, 
was „wichtig“ ist. Und das sind in den 
seltensten Fällen die Podien europä-
ischer Nichtregierungsorganisationen. 

Die Zivilisationskrise 
manifestiert sich nirgends 
besser als im „Wilden 
Westen der Globalisierung“ 
– dem Amazonas

Das Ergebnis der Vielfalt: Wir be-
fi nden uns in einer Zivilisationskrise 
– gewaltiger und tiefgründiger als 
diejenigen, die zu den ersten Weltso-
zialforen aufgerufen hatten, sich vor-
gestellt hatten. Ging es nach 2000 
zunächst um scheinbar übermächtige 
internationale Organisationen – Welt-
handelsorganisation, Weltbank und 
Internationaler Währungsfonds – und 
deren Aushebelung von Interessen 
der Entwicklungsländer, sind diese 
ehemaligen Giganten auf die Größe 
von Scheinriesen, die wir in Michael 
Endes „Jim Knopf“ kennen gelernt 
haben, geschrumpft: Je näher man 
ihnen kommt, als desto furchtsamer 
erweisen sie sich. Die Saat der Globa-
lisierung ist aber aufgegangen: Die 
Kultur der hemmungslosen Bereiche-
rung ist Leitvorstellung der Wirtschaft 
geworden – mit allen Folgen in der 
ersten, zweiten oder „Dritten“ Welt: 
Rohstoffe werden vollends geplün-
dert, nachhaltige und selbstgenügsa-
me Lebensformen zerstört, Gewinne 
und Einkommen maximiert, alles, was 
nicht niet- und nagelfest ist, zur Ware 
deklariert. Deshalb war es richtig, das 

Über 100.000 Menschen kamen Ende Januar zum 8. Weltsozialforum und ma-
chen das amazonische Belém zu einem Ort basisdemokratischer Vielfalt. In 
hunderten selbst organisierten Workshops und Seminaren kamen die Teilneh-
merInnen im Angesicht der gewaltigen Zivilisationskrise zu der Schlussfolge-
rung: „Es gibt kein Weiter-So.“ 

Noch nie war das Bild so bunt: Über 3000 Indigene hatten sich aus allen Ländern des Noch nie war das Bild so bunt: Über 3000 Indigene hatten sich aus allen Ländern des 
Amazonasbeckens auf den Weg gemacht und stellten ihre Strategien zum Schutz ihrer 
Kulturen vor.
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Weltsozialforum 2009 nach Belém zu 
vergeben: Es traf sich im „Wilden We-
sten“ der Globalisierung. Fast hem-
mungslos werden Rohstofferschlie-
ßungen vorangetrieben, Straßen 
kreuz und quer angelegt, Staudämme 
geplant, großfl ächige Landwirtschaft 
mit cash crops – Soja, Baumwolle für 
den Export – erschlossen. Menschen 
und Natur bleiben auf der Strecke. 
Hunderte von Menschen sind in den 
letzten Jahren allein im Großraum Be-
lém von der Polizei bei Landkonfl ikten 
erschossen worden, erzählt uns die 
Menschenrechtsbeauftragte der Stadt 
Belém, die lutherische Pfarrerin Cibe-
le Kuss. Kaum jemals gelingt es, einen 
Fall zur Verhandlung zu bringen, auch 
wenn die Schuldigen namentlich be-
kannt sind, in keinem einzigen Fall hat 
es in den letzten Jahren eine Verurtei-
lung gegeben. Wenn sich auch Men-
schen einschüchtern und kontrollieren 
lassen – die Natur zeigt den Menschen 
ihre Grenzen. Auch im Amazonas-
gebiet sind die Klimaveränderungen 
spürbar – die Regenzeiten verschieben 
sich, fallen in großen Regionen ganz 
aus; letztes Jahr wüteten deshalb 
Waldbrände unbekannten Ausmaßes 
im Amazonasbecken. Der Müll wird 
zu einem Problem, obwohl die Regi-
on noch immer dünn besiedelt ist: Der 
Strom schwemmt Berge von Abfall an; 
in den Mangroven der Inseln im Mün-
dungsgebiet bleibt er hängen und 
trifft auf den Müll, der aus dem Atlan-
tischen Ozean angeschwemmt wird.

Politiker reden sich 
die Welt schön...

„Unsere Ressourcen sind uner-
schöpfl ich“ behauptet der brasiliani-
sche Präsident Da Silva hingegen. Ein 
krasser und tragischer Fall von Glo-
balisierungsinfektion. Brasilien will 
zur „Weltspitze“ aufschließen – in 
den Kreis einer erweiterten G8 auf-
genommen werden, einen Platz im 
UN-Sicherheitsrat erhalten. Lula hat 
schnell begriffen, wie das geht: Aus-
beutung der Rohstoffe, forcierter Ex-
port, Entwicklung der Landwirtschaft 
mithilfe von Gentechnologie. Was für 
ein tragisches Missverständnis: Er sieht 
sich als einer der geistigen Väter des 
Weltsozialforums, sucht den Schulter-
schluss mit dem Internationalen Rat 
des Forums, lädt seine Kollegen Lugo 
(Paraguay), Correa (Ecuador), Morales 
(Brasilien) und Chávez (Venezuela) 
nach Belém ein, setzt sich dafür ein, 

dass die Infrastruktur der Stadt Belém 
so verbessert wird, dass sie das Forum 
beherbergen kann, lädt für 2010 ein 
weiteres Mal nach Brasilien ein – und 
wird dessen nicht gewahr, dass er die 
Seiten gewechselt hat. „Wie geden-
ken Sie, Herr Präsident,“ fragt eine 
afrikanische Kollegin im Internatio-
nalen Rat des WSF ihn anlässlich eines 
langen und offenen Meinungsaustau-
sches, „die Solidarität der Entwick-
lungsländer aufrecht zu erhalten?“ 
Lula führt aus, dass er das mit seiner 
Art der Entwicklungshilfe zu tun ge-
denkt: Beratung der Wirtschaft und 
ganz besonders der Landwirtschaft, 
um die afrikanischen Länder nach 
dem Beispiel Brasiliens voranzubrin-
gen: Agroindustrie, ganz besonders 
mithilfe gentechnologisch veränder-
ter Sorten.

... deshalb muss das 
Weltsozialforum 
unabhängig bleiben

Ein Glück, dass das WSF keine Koali-
tion mit politischen Größen und Strö-
mungen irgendwelcher Art eingegan-
gen ist, ein Segen, dass die Akteure 
der Zivilgesellschaft sich ständig neu 
ihre Meinung darüber bilden müssen, 
was jetzt gefordert ist. Wer sich nicht 
nur mit seiner Gruppierung und de-
ren speziellen Anliegen beim diesem 
Weltsozialforum aufgehalten hat, wer 
also den „open space“ WSF genutzt 
hat, um zuzuhören und Eindrücke zu 
sammeln, der musste 2009 in Belém 
zur Schlussfolgerung kommen: Wir 
haben es mit einer gewaltigen Zivilisa-
tionskrise zu tun. Es gibt kein „Weiter 
so.“ Die Finanzkrise, die Wirtschafts-
krise, Nahrungsmittelverknappungen, 
Klimaveränderungen, der Rückgang 
der Artenvielfalt, das Ende des Öl-
zeitalters – all das hängt zusammen, 

ist Konsequenz einer verfehlten Wirt-
schafts- und Lebensweise, die aber 
momentan die einzig durchgängig 
prägende auf dem ganzen Planeten 
ist und deren Attraktion in den noch 
weniger „entwickelten“ Ländern ge-
stiegen ist. Ganz anders zu denken, 
sich die Welt radikal anders als nach 
dem Muster europäischer „entwickel-
ter“ Gesellschafen vorzustellen – das 
war bei diesem WSF gefragt. 

Die Schluß-Assambleias (-Versamm-
lungen) des letzten Tages haben die 
Richtung gewiesen: tausende versam-
melten sich jeweils zu von den Teil-
nehmenden selbst vorgeschlagenen 
Querschnittsthemen, 25 an de Zahl: 
Indigene Völker, Wasser, Klimagerech-
tigkeit oder Finanzkrise. „Wir müssen 
auf eine Gesellschaft hinarbeiten, 
die sozialen Bedürfnissen Rechnung 
trägt”, fordert die Erklärung der so-
zialen Bewegungen, „und die Rechte 
der Natur achtet sowie die demokra-
tische Teilhabe im Zusammenhang mit 
voller politischer Freiheit unterstützt. 
Wir müssen dafür sorgen, dass alle 
internationalen Verträge über unsere 
unteilbaren bürgerlichen, politischen, 
wirtschaftlichen, sozialen und kultu-
rellen, individuellen und kollektiven 
Rechte umgesetzt werden.“ Ein „Le-
ben, das im Einklang“ mit sich selbst, 
den anderen und der Umwelt steht“ 
ist die Leitvorstellung derer, die in Be-
lém entschlossen – und voller Lebens-
freude – daran festgehalten haben: 
„Eine andere Welt ist möglich.“

Jürgen Reichel 

Der Autor leitet das Referat Entwicklungspolitischer 
Dialog beim Evangelischen Entwicklungsdienst e.V. 
(EED) in Bonn. Seit 2002 ist er Mitglied des Internati-
onalen Rates des WSF.  

Die Erklärungen der Schlussversammlungen des Weltso-
zialforums vom 1.2.2009 fi nden sich in den Original-
sprachen unter http://www.eed.de / Bilanz des Weltso-
zialforums / Dokumente der Schlussveranstaltungen 
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Themen & AGs

Die gemeinsame 
Afrika-EU-Strategie
Ein Blick hinter die Kulissen

Im Dezember 2007 wurde die gemeinsame Afrika-EU-Strategie von afrikanischen 
und europäischen Staatschefs verabschiedet. Sie sollte den Beginn einer Partner-
schaft auf Augenhöhe einläuten. Der Afrika-EU-Gipfel war vor allem ein mediales 
Ereignis: Endlich wurde Tacheles gesprochen. Eine erste Begegnung auf Augenhöhe 
zeichnete sich ab. Seit dieser Begegnung ist es jedoch still geworden um die neue 
Partnerschaft. Was hat sich konkret bis heute getan?

Das Strategiedokument ist kom-
plex: Insgesamt acht verschie-
dene Aktionspläne umfasst 

die Partnerschaft. Die Themen reichen 
vom Klimawandel über die Migrati-
onsfl üsse, die Sicherheitslage, Ener-
giesicherung bis hin zur regionalen 
Integration und zum Handel. 

So verwundert es nicht, dass im 
ersten Jahr die notwendigen Struk-
turen geschaffen wurden, um die 
Aktionspläne umzusetzen. Für alle 
Partnerschaften wurden Implementie-
rungsteams auf europäischer und afri-
kanischer Seite eingerichtet. Die Mit-
gliedsstaaten der Europäischen Union 
haben sich die Federführung für die 
acht Aktionspläne untereinander auf-
geteilt. Die deutsche Bundesregierung 
engagiert sich vor allem bei der Ener-
giepartnerschaft, der Regierungsfüh-
rung und bei Menschenrechten. Den 
Vorsitz beim Aktionsplan zu Handel, 
Regionaler Integration und Infrastruk-
tur übernimmt die Europäische Kom-
mission. Auf afrikanischer Seite soll 
diese Struktur gespiegelt werden, um 
dann in gemeinsamen Expertengrup-
pen zusammen zu kommen. Im Un-
terschied zu Europa hat in Afrika die 
Kommission der Afrikanischen Union 
die Koordinierung für alle Partner-
schaften übernommen. 

Alle Partnerschaften beschäftigen 
sich zurzeit damit, welche Prozesse, 
Programme und Projekte unter das 
Dach der Aktionspläne passen. Inhalt-
lich neu ist wenig. Auch mit neuen 
Finanzierungszusagen halten sich die 
Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Union zurück.

Ein neuer politischer Rahmen
Neu an der Strategie ist der politi-

sche Rahmen, der für die Zusammen-
arbeit mit den afrikanischen Staaten 
gesetzt wird. Im Gegensatz zu der in 
2005 einseitig verabschiedeten EU-
Afrika-Strategie ist dieses Dokument 

ein gemeinsames Produkt, das die Ge-
ber-Nehmer-Beziehungen langfristig 
durch eine Partnerschaft auf Augen-
höhe ersetzen soll. Der afrikanische 
Kontinent wird als Einheit betrachtet. 
Schließlich setzt die Strategie auf ver-
schiedene Akteure beider Kontinente, 
darunter auch zivilgesellschaftliche 
Organisationen.

„Das Gras wächst 
nicht schneller, wenn 
man daran zieht“ 
(afrikanisches Sprichwort)

Eine gemeinsame Strategie, die eine 
Vielzahl von Akteuren und gleich-
zeitig eine große 
Bandbreite von 
Themen umspan-
nen soll, kann nur 
schwerlich inner-
halb eines Jahres 
merklich vorange-
bracht werden. Die 
Ziv i lgesel l schaft 
stand dem Zeit-
druck, unter dem 
die neue Partnerschaft entstehen 
sollte, skeptisch gegenüber. Dass die-
se Skepsis berechtigt war, wird nun 
deutlich. Auch wenn die Strategische 
Partnerschaft eine Begegnung auf Au-
genhöhe proklamiert, zeigt sich in der 
Realität, dass die Afrikanische Union 
nicht mithalten kann. Ihr fehlen die 
Kapazitäten, um die Strategie umzu-
setzen. Integrationsprozesse brauchen 
Zeit, wie das Beispiel der Europäischen 
Union zeigt. 

Die Strategie kann den Themen 
zwar einen neuen politischen Rahmen 
geben, das heißt aber nicht, dass die 
alten Kontroversen aufgelöst sind. 
Das zeigt sich zum Beispiel bei Handel-
saspekten. So wie die Verhandlungen 
der Wirtschaftspartnerschaftsabkom-
men den Gipfel 2007 überschattet ha-
ben, belasten auch die weiteren Ver-
handlungen der Interims-Abkommen 

zu Handelsthemen die Beziehungen.
Schließlich sehen viele afrikanische 
Staaten auch nicht den Handlungs-
druck. Die Beteiligung an den Akti-
onsplänen steht nicht hoch auf der 
Agenda. Das mag auch daran liegen, 
dass China mittlerweile für viele afri-
kanische Staaten eine interessante Al-
ternative zur EU ist.

Zivilgesellschaftliche 
Beteiligung – Anspruch 
und Realität

Im Vordergrund der Strategischen 
Partnerschaft stehen die Menschen 
in Afrika und Europa. Aus diesem 
Grund werden zivilgesellschaftliche 
Vertreterinnen und Vertreter beider 
Kontinente in allen Aktionsplänen als 
wichtige Akteure benannt, die in die 
Umsetzungsprozesse einbezogen wer-
den sollen. Das klingt zunächst einmal 
gut und richtig. Doch hier klaffen An-
spruch und Realität weit auseinander. 
Gemäß den von der Ministertroika der 
EU und der Afrikanischen Union ver-
abschiedeten Richtlinien für die ge-
meinsamen Expertengruppen sollen 

zivilgesellschaft-
liche Vertreter 
an diesen Treffen 
teilnehmen. 

In den meisten 
Partnerschaften 
beschränkt sich 
die Beteiligung 
auf eine mehr 
oder weniger 
funktionierende 

Information. Zu dem ersten gemeinsa-
men Expertentreffen, das Ende 2008 
tagte, wurden zivilgesellschaftliche 
Organisationen nicht eingeladen. Be-
gründet wurde dies damit, dass die 
Prozesse noch nicht weit genug ge-
diehen seien, um zivilgesellschaftliche 
Akteure zu beteiligen. Vor allem die 
afrikanischen Staaten stehen einer zi-
vilgesellschaftlichen Beteiligung skep-
tisch gegenüber.

Afrikas Perspektive – Europas 
Politik: Das VENRO-Projekt 
zur Afrika-EU-Partnerschaft

Mit Afrikas Perspektive – Europas 
Politik möchte VENRO die Umsetzung 
der Afrika-EU-Partnerschaft begleiten. 
In Anknüpfung an das gleichnamige 
Präsidentschaftsprojekt von 2007 steht 
die Zusammenarbeit mit afrikanischen 

Die Afrika-EU-Strategie 
soll die Geber-Nehmer-
Beziehungen langfristig 
durch eine Partnerschaft 
auf Augenhöhe ersetzen.
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Themen & AGs

Welternährungskonferenz in Madrid
Recht auf Nahrung im Auftrieb?

Die Welternährungskonferenz in Madrid hat am 26.- 27. Januar entgegen der 
ursprünglichen Zielsetzung keinen Fahrplan zur Beseitigung des Hungers ver-
abschiedet. Dieses Schneckentempo ist vor dem Hintergrund der rasant stei-
genden Anzahl der Hungernden eine Zumutung. Positiv bewerten NRO jedoch 
die Betonung des Rechts auf Nahrung und entsprechender Kontrollmechanis-
men in der Abschlussrede von UN-Generalsekretär Ban Ki-moon. Deutlich wur-
de in Madrid auch, dass die UNO bei der Hungerbekämpfung eine Schlüsselrol-
le spielen muss. 

Zu dem High Level Meeting on Food 
Security for All hatten UN-Generalse-
kretär Ban Ki-moon und der spanische 
Ministerpräsident José Luis Zapatero 
die Regierungen aus aller Welt einge-
laden. In der Ankündigung hatten sie 
erklärt, dass das Recht auf Nahrung 
Ausgangspunkt des Gipfeltreffens und 
der daraus folgenden neuen Strategien 
sei. Offi zielles Ziel war ein „Fahrplan 
zur Beseitigung des Hungers und zur Er-
nährungssicherheit für alle“. Auf Anre-
gung der G8 sollte zudem eine „Globa-
le Partnerschaft für Landwirtschaft und 
Ernährungssicherheit“ initiiert werden, 
welche die Maßnahmen zur Hungerbe-
kämpfung koordinieren soll. 

G8-Initiative zunächst 
ausgebremst

Mit großer Skepsis und Widerstand 
reagierten zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen, aber auch UN-Organisatio-
nen sowie Regierungen Lateinameri-
kas auf den G8-Vorschlag der Globalen 
Partnerschaft. „Wir befürchten, dass 
die UNO in einer solchen Partnerschaft 
durch die Weltbank, den IWF und die 
Privatwirtschaft an den Rand gedrängt 
würde“, so Flavio Valente, Generalse-
kretär von FIAN International. Nach 
den Vorstellungen der G8 würden 
erstmals auch große Unternehmen der 
Ernährungsindustrie in die Beratungen 
über politische Maßnahmen gegen den 
Hunger mit einbezogen. „Gewählte 
Regierungen müssen bei der interna-
tionalen Landwirtschafts- und Ernäh-
rungspolitik das Sagen haben. Unter-

nehmen verfolgen eigene Profi tinter-
essen und sind aus Sicht des Rechts auf 
Nahrung schlechte Ratgeber.“ 

Ähnlich äußerten sich auch der Evan-
gelische Entwicklungsdienst (EED) und 
Brot für die Welt: “Wir sind nicht ge-
gen eine bessere Koordination auf 
internationaler Ebene“, erklärte Mi-
chael Windfuhr von Brot für die Welt. 
Allerdings gebe es mit der FAO, IFAD 
u.a. schon genügend internationa-
le Organisationen. „Angesichts der 
Dringlichkeit der Situation wäre eine 
politische Stärkung der vorhandenen 
Organisationen effektiver und trans-
parenter, als der Aufbau eines völlig 
neuen Gremiums“, so Windfuhr. Ent-
gegen den ursprünglichen Plänen wur-
de die Globale Partnerschaft aufgrund 
des Widerstands in Madrid zunächst 
nicht initiiert, sondern lediglich breite 
Konsultationen angekündigt. „Madrid 
kann als Sieg derjenigen angesehen 
werden, die eine Stärkung der multi-
lateralen Steuerung des globalen Nah-
rungs- und Landwirtschaftssystems auf 
Basis des Menschenrechts auf Nahrung 
wollen“, bilanzierte Flavio Valente 
nach der Konferenz.

Recht auf Nahrung 
als dritter Pfeiler der 
Hungerbekämpfung anerkannt

Als Erfolg verbuchten die VertreterIn-
nen der Zivilgesellschaft auch die Aner-
kennung des Rechts auf Nahrung in der 
Abschlussrede von UN-Generalsekretär 
Ban Ki-moon: „Wir müssen weiterhin 

dem akuten Hunger und humanitären 
Krisen mit Nahrungshilfe begegnen 
und gleichzeitig unseren Schwerpunkt 
auf die Verbesserung der Nahrungspro-
duktion und kleinbäuerlichen Landwirt-
schaft legen. Das ist die Doppelstrategie 
unseres Rahmenaktionsplans (CFA). Wir 
sollten bereit sein, einen dritten Pfeiler 
hinzuzufügen – das Recht auf Nahrung 
– als Basis für Analysen, Aktionen und 
Rechenschaft.“ 

NRO und Hilfswerke begrüßten die-
se Anerkennung als einen wichtigen 
Meilenstein. Auch Olivier de Schut-
ter, UN-Sonderberichterstatter für das 
Recht auf Nahrung erklärte, dass Ma-
drid möglicherweise „als ein wichtiger 
Beitrag zur vollen Verwirklichung des 
Menschenrechts auf angemessene Er-
nährung in Erinnerung bleiben“ wer-
de. Allerdings mahnte er, das Recht 
auf Nahrung dürfe nicht als „bloßer 
Slogan ohne tatsächliche Wirkung auf 
die aktuellen Anstrengungen der Staa-
tengemeinschaft“ verkommen. 

Damit dies nicht geschieht, fordert 
De Schutter vier konkrete operatio-
nelle Konsequenzen: 1) die Entwick-
lung von nationalen Strategien zur 
Umsetzung der FAO-Leitlinien zum 
Recht auf Nahrung; 2) eine andere 
Handelspolitik, die ärmeren Ländern 
mehr Schutzmöglichkeiten vor Billi-
gimporten einräumt und keine Anrei-
ze zu einer einseitigen Exportorientie-
rung schafft; 3) die Durchsetzung von 
Mindestlöhnen und anderen Arbeits-
rechten in der Landwirtschaft und 
4) eine Stärkung der Landrechte von 
marginalisierten Bäuerinnen und Bau-
ern gegenüber Investoren und Land-
spekulanten sowie die Durchführung 
von Landreformen.

Armin Paasch

Der Autor ist Mitarbeiter von FIAN-Deutschland und 
koordiniert die AG Landwirtschaft und Ernährung des 
Forums Umwelt und Entwicklung

Partnern im Vordergrund. Inhaltliche 
Schwerpunkte sind die Aktionspläne 
zu Energie und Klima, Handel, Regio-
naler Integration und Infrastruktur 
sowie Demokratischer Regierungsfüh-
rung und Menschenrechten.

In enger Kooperation mit den afri-
kanischen Partnern und anderen zi-

vilgesellschaftlichen Netzwerken wie 
dem Brüsseler NRO-Dachverband 
CONCORD, dem Forum Umwelt und 
Entwicklung und auch spezialisier-
ten NRO wie Urgewald sollen zivilge-
sellschaftliche Positionen erarbeitet 
werden. Das Projekt wird vom Bun-
desministerium für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) und durch die Gesellschaft für 
technische Zusammenarbeit (GTZ) ge-
fördert.

Anke Kurat 
Die Autorin ist Referentin für Europäische Entwick-
lungspolitik in der VENRO-Geschäftsstelle und 
koordiniert das Projekt „Afrikas Perspektive- Europas 
Politik“
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Publikationen

Energie vom Acker - 
Wie viel Bioenergie 
verträgt die Erde?

Agrar-, Entwicklungs- und 
Umweltexperten evange-
lischer Organisationen plä-
dieren in dieser aktuellen 
Studie dafür, die vorhan-
denen natürlichen Grenzen 
der energetischen Nutzung 
von Biomasse weltweit zu 
respektieren und dabei klare 
Prioritäten zu setzen. Ober-
ste Priorität hat das Men-
schenrecht auf Nahrung. 

Agrotreibstoffe können 
negative Klima- und Öko-
bilanzen aufweisen. Durch 
den Einsatz bereits marktrei-
fer Technologien lassen sich 
die EU-Klimaschutzziele im 
Kraftfahrzeugsektor we-
sentlich effektiver erreichen. 
Deshalb wird ein Ausstieg 
aus dem EU-Ziel einer zehn-
prozentigen Beimischungs-
quote von Agrotreibstoffen 
bis 2020 gefordert, sowie 
eine schrittweise Rücknah-
me der derzeitigen Beimi-
schungsquoten. Durch den 
Energiepfl anzenanbau ver-
schärfen sich die Konfl ikte 
um natürliche Ressourcen 
wie Boden und Wasser. Die 
Zerstörung unwiederbring-
licher Lebensräume wie Re-
genwälder oder Feuchtge-
biete sind die Folge. Die für 
die Beimischungsquoten in 
Europa erforderlichen An-
baumengen von Agrotreib-
stoffen können in Europa 
selbst nicht gedeckt wer-
den. In Ländern des Südens 
aber fi nden bisher keine 
Prüfungen statt, ob die Flä-
chenausdehnung für den 
Energiepfl anzenanbau so-
zial- und umweltverträglich 
ist, oder sich mit dem Recht 
auf Nahrung der heimischen 
Bevölkerung vertragen. 

Bei aller Kritik ist jedoch 
zu überlegen, ob die vor-
handenen Potenziale der 
nachhaltigen lokalen Bio-
ener gienutzung in den Be-
reichen Wärme- und Strom-
erzeugung nicht doch nach-
haltig unter Beachtung der 
genannten Risiken genutzt 
werden können. Bei einer 
Nutzung von landwirtschaft-
lichen Abfall- und Rest-
stoffen entsteht keine Be-
drohung der Ernährungssi-
cherung. Der Ausbau lokal 
angepasster Technologien 
der Bioenergienutzung wie 
verbesserte Holzherde oder 
Biogasanlagen kann zur 
Über windung der Energiear-
mut in Entwicklungsländern 
beitragen. Zum Klimaschutz 
sind Energieeinsparung und 
die Steigerung der Ener-
gieeffi zienz die wirksamsten 
Maßnahmen, nicht die Ver-
wendung von Agroenergie. 

Die Broschüre veran-
schaulicht wie Aspekte der 
globalen Gerechtigkeit, der 
Schöpfungsbewahrung und 
des Strebens nach einem 
guten Leben gleichzeitig in 
den Blick genommen wer-
den können. 
Bezug: 
EED
Dr. Rudolf Buntzel
Ulrich-von-Hassell-Str. 76
53123 Bonn
Tel.: 0228-81012355
E-Mail: presse@eed.de
http://www.eed.de

Klimazug im „Tal des 
Todes“ zwischen Po-
sen und Kopenhagen

Der internationale Klima-
zug hat in Posen die forma-
len Voraussetzungen dafür 
geschaffen, um in zwölf 
Monaten in Kopenhagen 
ein ambitioniertes globales 
Abkommen für die Zeit nach 
2012 zu erreichen. Zugleich 
wurde aber deutlich, dass es 
bei zentralen Akteuren am 
politischen Willen mangelt, 
um ein solch weit reichendes 
internationales Abkommen 
auch wirklich zu erreichen. 
Dieses Hintergrundpapier 
fasst die wichtigsten Ergeb-
nisse des Klimagipfels in Po-
len (1.-12. Dezember 2008) 
zusammen und gibt einen 
Ausblick auf die Verhand-
lungen bis zum Klimagipfel 
in Dänemark (7.-18. Dezem-
ber 2009).

Bezug:
Germanwatch e.V.
Dr.Werner-Schuster-Haus
Kaiserstr. 201
D-53113 Bonn
Tel.: 0228-60492-22, Fax: -19
E-Mail: harmeling@
germanwatch.org
http://www.germanwatch.org.

Mit Gift und Genen 
– Wie der Biotech-
Konzern Monsanto 
unsere Welt verändert

Der Chemie- und Biotech-
Riese Monsanto gelangte 
bisher kaum ins Bewusstsein 
der Öffentlichkeit, obwohl 
er mit seinen Produkten wie 
Pestiziden und genmanipu-
lierten Pfl anzen eine fun-
damentale und höchst um-
strittene Rolle in der Welt-
nahrungsmittelproduktion 
spielt. In diesem brisanten 
Buch schildert die Autorin, 
welche Gefahren von den 
Produkten und der Macht 
des Konzerns weltweit und 
vor unserer Haustür ausge-
hen.

Der amerikanische Che-
mie- und Biotech-Konzern 
Monsanto hat sich zum 
weltweiten Marktführer bei 
genmanipuliertem Saatgut 
vorgekämpft. Schädlingsre-
sistente Monsanto-Pfl anzen 
werden jedoch vielerorts, 
als gesundheitliche, biolo-
gische und wirtschaftliche 
Bedrohung angesehen. An-
dere Produkte sind nicht 
weniger umstritten: Mit so-
genanntem Hybridsaatgut 
etwa, das nach der Ernte 
nicht wieder zur Aussaat 
verwendet werden kann, 
geraten Bauern nach An-
sicht vieler Beobachter in 
ruinöse Abhängigkeit. Der 
Multi ist berüchtigt für seine 

rücksichtslose Geschäftspoli-
tik, die Einschüchterung von 
Kritikern und den Eingriff in 
demokratische Prozesse. Er 
betreibt aggressive Lobbyar-
beit auch in Deutschland. 

Die Autorin hat bei ih-
rer langjährigen Recher-
che Fakten, Aussagen und 
Un tersuchungsergebnisse 
zu sammengetragen, die 
erst mals umfassend das Ge-
schäftsgebaren und die Ziele 
von Monsanto darlegen. Vor 
dem Hintergrund der welt-
weiten Nahrungsmittelkrise 
gewinnen ihre Erkenntnisse 
noch an Brisanz.
Bezug:
ISBN: 978-3-421-04392-4
Verlag - DVA Sachbuch, 
(19,95 Euro).

Dem Weltmarkt 
misstrauen – Die 
Nahrungskrise 
nach dem Crash

Vor einem halben Jahr 
noch machten die Hungerre-
volten rund um den Globus 
Schlagzeilen. Heute aber hat 
die schwere Wirtschaftskrise 
die Nahrungskrise aus der 
öffentlichen Wahrnehmung 
verdrängt. Verstärkt wird 
dieser Aufmerksamkeitsver-
lust durch die Vermutung, 
der neuerliche Verfall der 
Rohstoffpreise werde zu ei-
ner Entspannung der Ernäh-
rungssituation führen. Diese 
Annahme jedoch ist fraglich: 
Noch steigen die Hunger-
zahlen unverändert an. Die 
neue Broschüre des For-
schungs- und Dokumenta-
tionszentrums Chile-Latein-
amerika (FDCL) schildert 
Ur sachen der Nahrungskrise, 
die möglichen Folgen der 
Rezession sowie langfristige 
Trends, die auch künftig die 
Welternährung beeinfl ussen 
werden. Daneben kommen 
die Antworten der interna-
tionalen Gemeinschaft auf 
den Prüfstand, etwa die Re-
zeption der Nahrungskrise 
als Sicherheitsproblem sowie 
die Propagierung virtueller 
statt physischer Lebensmit-
telreserven.

Ferner werden folgende 
Fragen diskutiert: Fallen 
die Preise für Erdöl, Mine-
ralien und Agrarprodukte 
dauerhaft auf ihr einstiges 
niedriges Niveau? War die 
häufi g skandalisierte Speku-
lation an den Terminbörsen 
tatsächlich für die Rohstoff-
hausse verantwortlich? Hat 
sich mit dem erneuten Sturz 

Bei aller Kritik ist jedoch 

Publikationen
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des Ölpreises auch der Boom 
des Biosprits erledigt? Ent-
schärfen sich gar die Vertei-
lungskonfl ikte um knappe 
Ressourcen wie Wasser und 
Land? Und nicht zuletzt: 
Tragen die Antworten inter-
nationaler Organisationen 
überhaupt zu einer Beseiti-
gung des chronischen Hun-
gers bei?
Bezug: 
FDCL
Gneisenaustraße 2a 
10961 Berlin
Tel.: 030-6934029
Fax: 030-6926590
E-Mail: info@fdcl.org
http://fdcl-berlin.de/
index.php?id=1514
(5 Euro).

Arbeits- und Frauen-
rechte im Discount-
geschäft - Aldi-Akti-
onswaren aus China

Der deutsche Discounter-
primus Aldi bietet jährlich 
ca. 2.500 Aktionswaren zu 
sensationell niedrigen Prei-
sen an, darunter PCs, Fahr-

räder, Gitarren, Handmixer 
und Textilien. Im Jahr 2008 
erwirtschaftete das Unter-
nehmen damit 20% seines 
auf 35 Mrd. € geschätzten 
Gesamtumsatzes. Mehr als 
40% der Aldi-Aktionswaren 
wurden in China hergestellt. 
Aktionswaren sind zu einem 
Schlüsselelement im Kon-
kurrenzkampf des Lebens-
mitteleinzelhandels gewor-
den. Sie locken immer mehr 
Kundinnen und Kunden in 
die Geschäfte und verdrän-
gen damit die Konkurrenten 
insbesondere im Fachhandel 
vom Markt. 

Im Einkauf der Waren 
herrscht das Prinzip ‚Kosten-
senkung um jeden Preis‘. Die 
Autorin hat gemeinsam mit 
Partnerinnen und Partnern 
in China die Arbeitsbedin-
gungen bei Aldi-Zulieferern 
von Elektronik-, Haushalts-, 
Kosmetik- und Textilwaren 
in Süd-China untersucht. Die 
Recherchen belegen mas-
sive Missstände. Die meist 
weiblichen Beschäftigten 
arbeiten bis zu 91 Stunden 
pro Woche und können 

dennoch von ihren kargen 
Löhnen kaum leben. Der 
Arbeitsdruck ist enorm, und 
Fehler werden mit Geldbu-
ßen bestraft. Zudem werden 
grundlegende Rechte ver-
letzt. Die Frauen erhalten 
weder Mutterschutz noch 
können sie unabhängige 
Gewerkschaften gründen. 
Es handelt sich um Verlet-
zungen von Arbeits- und 
Frauenrechten, wie sie in der 
arbeitsintensiven Industrie 
Chinas durch den Preisdruck 

Veranstaltungen / TermineFrauen tragen das 
Wasser - Männer die 
Entscheidungen
Wochenendseminar
3. - 5. April 2009
Göttingen

Über 1,2 Milliarden Men-
schen haben weltweit kei-
nen angemessenen Zugang 
zu sauberem und ausrei-
chendem Trinkwasser. Wei-
teren 2,6 Milliarden man-
gelt es zudem an sanitären 
Einrichtungen. Jedes Jahr 
sterben weltweit unzählige 
Menschen an Krankheiten, 
die auf verschmutztes Was-
ser und mangelnde Hygi-
ene zurückzuführen sind. 
Die von Wassermangel und 
schlechter Wasserqualität 
am stärksten betroffenen 
Gruppen sind Frauen und 
Kinder – ihr Menschenrecht 
auf Wasser wird tagtäglich 
verletzt.

Frauen und Mädchen spie-
len bei der Wasserbeschaf-
fung und der Versorgung 
des Haushalts mit Wasser 
eine bedeutende Rolle. Da-
rüber hinaus sind Frauen 
in Entwicklungsländern für 
bis zu 80 Prozent der Nah-
rungsmittelproduktion ver-
antwortlich. Ein mangelnder 
Zugang zu Wasser sowie 
steigende Wasserkosten ha-

ben weit reichende Auswir-
kungen auf das Leben und 
die Gesundheit der gesam-
ten Familie. Kinder sind be-
sonders anfällig für Krank-
heiten, die durch mangeln-
de Hygiene, unzureichende 
sanitäre Grundversorgung 
und verschmutztes Wasser 
verursacht werden.

Ziel des Seminars ist es, 
Verletzungen des Rechts auf 
Wasser anhand von Fallbei-
spielen aufzuzeigen und die 
Rechte von Frauen und Kin-
dern in diesem Kontext ge-
zielt herauszuarbeiten und 
zu benennen. In Form von 
Vorträgen wird die beson-
dere Bedeutung, die Frauen 
und Kindern bei der Was-
serbeschaffung zukommt, 
intensiv thematisiert. Weiter 
wird der Frage nachgegan-
gen, welche Bedeutung das 
Recht auf Wasser im inter-
nationalen Menschenrechts-
system heute einnimmt 
und welche Konfl ikte dort 
ausgetragen werden. An-
schließend soll innerhalb der 
Gruppe diskutiert werden, 
wie das Menschenrecht auf 
Wasser in andere Arbeitsbe-
reiche von FIAN stärker inte-
griert werden kann.
Informationen:
FIAN Deutschland
Ute Hausmann
E-Mail: u.hausmann@fi an.de

McPlanet.com 2009 – 
Game Over. Neustart!
Kongress
24. - 26. April 2009
Berlin, Technische Universität

Die Finanzkrise wird zur 
globalen Wirtschaftskrise, 
AKW-Laufzeitverlängerun–
gen werden diskutiert, neue 
Kohlekraftwerke gebaut, 
Sozialleistungen gekürzt 
und die weltweite Ernäh-
rungskrise ist weiter unge-
löst. Alle reden von Krisen - 
wir wollen etwas verändern! 
Deshalb fi ndet der McPlanet 
dieses Jahr unter dem Mot-
to „Game Over. Neustart!“ 
statt. 

McPlanet.com 2009 bietet 
nicht nur spannende Diskus-
sionsveranstaltungen mit in-
ternationalen Gästen aus Be-
wegung, Politik, Wirtschaft 
und Wissenschaft und rund 
100 Workshops sowie einem 
Kulturprogramm, sondern 
auch einzigartige Vernet-
zungs- und Aktionsmög-
lichkeiten. So können zum 
Beispiel auf dem McPlanet 
schon Aktionsideen für den 
im Dezember stattfi nden 
UN-Klimagipfel in Kopenha-
gen gesammelt werden und 

bereits gemeinsame Akti-
onen geplant werden. 

Im Vorfeld fi ndet eine 
CurzClipCompetition statt. 
Interessenten können einen 
ca. 30 Sek. Viedeoclip (mit 
Handy oder Digitalkamera) 
zum Thema: „Warum geh‘ 
ich zum McPlanet?“ gestal-
ten. Die besten drei Clips be-
kommen eine Freikarte zum 
Kongress! Alle CurzClips 
werden auf dem McPlanet.
com und auf der Webseite 
gezeigt werden. Einsende-
schluss ist der 31. März. Kon-
taktperson ist Renko renko@
mcplanet.com. Frühbucher-
rabatt ist bis zum 15.03.09 
erhältlich.

Außerdem werden zu 
Gast sein auf dem McPlanet.
com 2009: Andy Bichlbaum 
(The Yes Men, New York), 
Corinna Milborn (Autorin 
„Gestürmte Festung Euro-
pa“, Wien), Sony Kapoor 
(Re-Defi ne, London), Flavio 
Valente (FIAN International, 
Heidelberg), Shefali Shar-
ma (Politikwissenschaftle-
rin, Neu Delhi), Pat Mooney 
(ETC, Ottawa), Esperanza 
Martinez (Oilwatch Ecua-
dor, Quito), Nicola Bullard 
(Focus on the Global South, 

von hiesigen Importunter-
nehmen typisch sind.

SÜDWIND hatte bereits im 
Frühjahr 2007 eine Studie 
über Aldi-Zulieferer im Tex-
tilbereich veröffentlicht. Die 
Reaktionen des Konzerns 
auf die dort geäußerte Kritik 
sind unzureichend. In Kürze 
startet die internationale 
Clean Clothes Campaign 
eine groß angelegte Kam-
pagne mit dem Schwerpunkt 
„Discounter und Textilien“. 
Mit seiner neuen Studie will 
das SÜDWIND-Institut auch 
branchenübergreifende In-
itiativen fördern sowie den 
Druck auf Discounter und 
die Politik in Richtung einer 
globalen Sozialverpfl ichtung 
von Unternehmen erhöhen.
Bezug:
SÜDWIND
Lindenstr. 58-60
53721 Siegburg
Tel.: 02241-259530
Fax: 02241-51308
E-Mail: buero@
suedwind-institut.de
http://www.suedwind-institut.
de/downloads/2009-02_
SW_ALDI-Studie-2.pdf 
(5 Euro).
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Bangkok), Christiane Grefe 
(Journalistin und Mitautorin 
„Der globale Countdown“), 
Wolfgang Sachs (Wuppertal 
Institut) und viele mehr!
Informationen:
McPlanet.com 2009 
Kongressbüro
Chausseestraße 134a
10115 Berlin
Tel.: 030-21502601 
bzw. 21502600
Fax: 032-211063262
E-Mail: info@mcplanet.com
http://www.mcplanet.com

Woche der Sonne
09. – 17. Mai 2009

Vom 9. bis 17. Mai 2009 
fi ndet mit bundesweit tau-
senden Veranstaltungen zur 
Solarenergie die Woche der 
Sonne statt. Alle Handwer-
ker, Solarvereine, Kommu-
nen, Anlagenbetreiber, Schu-
len und weitere Solarakteure 
sind eingeladen teilzuneh-
men. Mitmachen kann jeder, 
der im Rahmen der Woche 
der Sonne über Solarenergie 
informieren möchte. Wäh-
rend der Woche der Sonne 
fi nden in tausenden Kommu-
nen und Städten Veranstal-
tungen rund um die Solare-
nergie statt. Bei Solarfesten, 
Tage der offenen Tür, Info-
Veranstaltungen und vielem 
mehr kann jeder Interessier-
te sich über die faszinieren-
de Strom- und Wärmequelle 
Sonne informieren. Mitma-
chen kann jeder, der im Rah-
men der Woche der Sonne 
über Solarenergie informie-
ren möchte.
Informationen:
Christina Schodry
Bundesverband 
Solarwirtschaft e.V.
Energieforum
Stralauer Platz 34
10243 Berlin
Tel.: 030-297778820
Fax: 030-297778899
E-Mail: schodry@bsw-solar.de
Homepage: www.
woche-der-sonne.de

Umweltfestival der 
GRÜNEN LIGA
07. Juni 2009 von 11 - 19 Uhr
Straße des 17. Juni, am 
Brandenburger Tor in Berlin

Am 7. Juni 2009 veran-
staltet die GRÜNE LIGA zum 

14. Mal das UMWELTFESTI-
VAL. Auf Europas größter 
ökologischer Erlebnismeile 
präsentieren alljährlich fast 
200 Aussteller aus dem ge-
samten Bundesgebiet die 
ganze Vielfalt des Umwelt- 
und Naturschutzes. Unter 
dem Motto „Klimaschutz 
erleben!“ repräsentieren 
die Aussteller in diesem Jahr 
eines der zentralen umwelt-
politischen Schwerpunktthe-
men in Deutschland. Dazu 
gehören Aspekte wie die Ef-
fi zienz der Energienutzung, 
Energieeinsparpotentiale, 
der klimaschonende Anbau 
von Lebensmitteln oder die 
Nutzung erneuerbarer Ener-
gien.

Traditionell präsentieren 
sich außerdem Aussteller 
aus dem ökologischen Land-
bau, den Umwelt- und Ent-
wicklungsverbänden, der 
umweltfreundlichen Mobili-
tät, dem fairem Handel etc. 
Ab Mittag treffen wieder 
die Teilnehmer/-innen der 
Fahrradsternfahrt des ADFC 
ein, der auch in diesem Jahr 
wieder mit über 100.000 
Radler/-innen rechnet. Wei-
tere Highlights auf dem 
Umweltfestival: Kulinarische 
Genüsse aus ökologischem 
Anbau, viel Unterhaltung 
für die Familie, Straßenthe-
ater und Livemusik auf zwei 
Bühnen. Das Forum Um-
welt & Entwicklung und die 
Klima-Allianz werden dort 
auch mit einem Stand ver-
treten sein.
Informationen:
Elisabeth Westphal
Karen Thormeyer
Tel.: 030 44 33 91 0
umweltfestival@grueneliga.de
www.umweltfestival.de

GEO-Tag der Ar-
tenvielfalt 2009
Aktionstag mit Begleitaktionen 
und Wettbewerben
13. Juni 2009
Uckermark

Der GEO-Tag der Arten-
vielfalt 2009 wird wild! Un-
ter dem Motto „Wildnis er-
leben“ soll die Natur vor der 
eigenen Haustür zu einem 
„echten“ Erlebnis werden 
und einen Tag die volle 
Aufmerksamkeit geschenkt 
bekommen. In mehreren 
hundert Aktionen nehmen 
jedes Jahr Naturbegeisterte 
u. a. aus Verbänden, Verei-
nen, Schulen oder Behörden 
teil. Mittlerweile hat sich 
der GEO-Tag der Artenviel-
falt zur größten Feldfor-

schungsaktion in Europa 
entwickelt - vor allem dank 
der zahlreichen Veröffent-
lichungen und Aufrufe, an 
ihm teilzunehmen. Dadurch, 
dass viele Partner die Aktion 
angekündigt haben, konnte 
eine breite Öffentlichkeit er-
reicht werden. 

Die Hauptaktion zum GEO-
Tag wird gemeinsam mit der 
Deutschen Wildtier Stiftung 
am 13. Juni 2009 am Rande 
der Uckermark in Mecklen-
burg-Vorpommern statt-
fi nden. GEO ruft dazu auf, 
europaweit Begleitaktionen 
unter dem Motto „Wildnis 
erleben“ zu starten. Der Kre-
ativität für eigene Aktionen 
sind keine Grenzen gesetzt. 
Die schönsten und interes-
santesten Ideen zum Tag der 
Artenvielfalt werden in ei-
ner Sonderbeilage von GEO 
veröffentlicht.
Informationen:
GEO-Tag der Artenvielfalt
Vanessa Krieg
Tel.: 040-3703-2732
E-Mail: geo-tag@geo.de 
www.geo.de/artenvielfalt 

Erhalt der Biodiversität 
als Unternehmensziel
Tagung
29. Juni 2009 
(Anmeldefrist: 15. Juni)
Schwäbisch Gmünd

Der Erhalt der Artenviel-
falt ist mit der UN-Biodiver-
sitätskonferenz im Mai 2008 
in Bonn in den öffentlichen 
Fokus gerückt. Naturschutz-
verbände und AoeL-Unter-
nehmen haben sich damit 
konkret auseinandergesetzt. 
Stehen die Strategien der 
Unternehmen mit den Kon-
zepten der Naturschutzver-
bände in Einklang? Können 
Unternehmen den Erhalt 
der Biodiversität als Unter-
nehmensziel etablieren? 
Welche Ansatzpunkte gibt 
es hierfür? Dies sind zentrale 
Fragen der Tagung.
Informationen:
AÖL
Renate Dylla
Tel.: 09741-4834
Fax: 09741-932201
E-Mail: renate.dylla@aoel.org

Gen-Mais: 
Aussaat verhindern!
Bis 15. April 2009

Landwirtschaftsministerin Ilse Aigner entscheidet in 
Kürze mit, ob in Europa künftig noch mehr Gen-Mais 
angebaut wird - oder ob er vom Acker verbannt wird. 
Bisher hat sich die Ministerin noch nicht auf eine Posi-
tion festgelegt. Das Online-Netzwerk Campact und ein 
breites Bündnis von Umweltorganisationen fordern von 
der Ministerin mit einer Online-Aktion, klipp und klar 
gegen den Gen-Mais zu stimmen. Unterstützen Sie die 
Aktion! Fordern Sie von Ministerin Aigner ein Nein zum 
Gen-Mais:

Die Folgen sind gravierend: Schleichend verunreinigen 
die Pollen des Gen-Maises die gentechnikfreie Landwirt-
schaft. Sein Insektengift bedroht die Ökosysteme. Und 
damit nicht genug: Der Großteil des Maises wird verfüt-
tert und landet dann als Käse, Milch, Eier und Fleisch auf 
unseren Tellern. 

Bitten Sie Freunde und Bekannte darum, ebenfalls 
Druck zu machen: 
Informationen:
http://www.campact.de/gentec/pc2/pcard
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Umweltfestival 2009 in Berlin

„Klimaschutz erleben!“

07. Juni 2009 von 11 - 19 Uhr

Straße des 17. Juni, am Brandenburger Tor

Auf Europas größter ökologischer Erlebnismeile präsentieren 

alljährlich fast 200 Aussteller aus dem gesamten Bundesge-

biet in Berlin Mitte die ganze Vielfalt des Umwelt- und Natur-

schutzes.  

Unter dem Motto „Klimaschutz erleben!“ repräsentieren die 

Aussteller in diesem Jahr eines der zentralen umweltpolitischen 

Schwerpunktthemen in Deutschland. 

Außerdem:

 Kulinarisches aus ökologischem Anbau

 Viel Unterhaltung für die Familie

 Staßentheater und Livemusik

Kontakt und Infos:

umweltfestival@grueneliga.de

www.umweltfestival.de

Büch�  ab� ben !!

13.00 Uhr Ern ie abholen
Fahrrad 

 reparieren !!
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